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Komplizierte Wahl? 

Es ist nicht sicher, dass Bodo Ramelow am 
5. Dezember in Erfurt zum Ministerpräsi¬ 
denten gewählt wird. 
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Offenheit bewahren 

Welchen Wert haben internationale Tref¬ 
fen kommunistischer Parteien: Der Wille 
zur Einheit gibt Grund zum Optimismus. 
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Thema der Woche 


Müll zurückgebracht 

1 000 Teilnehmer hatte das Bündnis erwar¬ 
tet, 3 000 (nach Polizeiangaben nur 2 000) 
kamen. Für den vergangenen Samstag 
hatte das Blockupy-Bündnis zu einer De¬ 
monstration in Frankfurt am Main aufge¬ 
rufen. 

Das Ziel war der neu gebaute Turm der 
Europäischen Zentralbank (EZB) im Frank¬ 
furter Ostend - denn „die EZB ist eine der 
treibenden Kräfte bei der sozialen Verelen¬ 
dung der europäischen Bevölkerung“, so 
ein Bündnissprecher. 
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Aus dem Ruder gelaufen 

Der erste Jahrestag des „Euromaidan“ in Kiew 


Politik für den Frieden 
statt permanenten Krieg 


21. bundesweiter und internationaler 

Friedensratschlag 2014 

in Kassel, Universität 

Sa/So, 6 , und 7 , Dezember 



Aus dem Programm 

Samstag, 6. Dezember 
12.00-14.00 Uhr: Plenumsvorträge 
(Aula) 

Eröffnung und Begrüßung: Auslauf¬ 
modell Frieden? 

Dr. Peter Strutynski, AG Friedensfor¬ 
schung, BAF 

Das neue Lateinamerika: Gegen¬ 
macht im globalen Kräftespiel? 
Jorge Jurado, Botschafter Ecuadors 
Sympathisieren Deutsche mit Paläs¬ 
tina aus Abneigung gegen Juden? 
Prof. Dr. Rolf Verleger, Lübeck 
„Menschenrechte verletzen, Kriege 
fördern, Völkerrecht brechen!“ Zur 
Rüstungsexportpolitik der Bundes¬ 
regierung 

Jürgen Grässlin, Freiburg, Autor, 
DFG-VK 


A m vergangenen Freitag j ährte 
sich der Beginn des „Euromai¬ 
dan“ in dessen Gefolge der ge¬ 
wählte ukrainische Präsident Januk- 
owitsch durch einen Staatsstreich ge¬ 
stürzt und eine prowestliche Junta an 
die Macht geputscht wurde. Die neu¬ 
en Machthaber, die sich inzwischen 
durch „Wahlen“ unter Bedingungen 
eines Bürgerkriegs und faschistischen 
Terrors gegen die Kommunisten und 
andere Oppositionelle bestätigen lie¬ 
ßen, wollten das Jubiläum dem Volk 
mit viel Symbolik zelebrieren. Der 
21. November wurde zum „Tag der 
Würde“ und zum Staatsfeiertag er¬ 
klärt. Den beim Putsch Umgekom¬ 
menen wird posthum der Titel „Held 
der Ukraine“ verliehen. Und um dem 
ganzen internationale Weihen zu ver¬ 
leihen, war eigens der oberste Men¬ 
tor des Putsches, US-Vizepräsident 
Biden, angereist. 

Doch ganz wie geplant ist die Ze¬ 
remonie dann doch nicht abgelaufen. 
Als Präsident Poroschenko einen 
Kranz für die Opfer des Putsches 
niederlegte, entlud sich der Volks¬ 
zorn. „Schande“ und „Lüge“ sowie 
„Poroschenko, wo sind die Mörder?“ 
riefen wütende Hinterbliebene. Ein 
Jahr nach dem Blutbad auf dem Un¬ 
abhängigkeitsplatz (Maidan) warten 
sie noch immer auf Aufklärung. Das 


von einer Kommission unter Leitung 
des damaligen Generalstaatsanwalts, 
einem Swoboda-Faschisten, bekannt¬ 
gegebene „Untersuchungsergebnis“, 
wonach die Opfer von der Bereit¬ 
schaftspolizei „Berkut“ erschossen 
wurden, ist offenbar so unglaubwür¬ 
dig, dass es von den Betroffenen nicht 
ernst genommen wird. Schließlich gibt 
es viele Hinweise darauf, dass die To¬ 
desschützen im ultranationalistischen, 
neonazistischen Umfeld der Junta zu 
suchen sind. (Siehe UZ vom 11. Ap¬ 
ril) 

Proteste kamen aber auch von Ul¬ 
tranationalisten und Faschisten der 
Freiwilligenverbände, der Maidan- 
Selbstverteidigungskräfte, des Rech¬ 
ten Sektors und anderen Kräften, die 
Poroschenko zu einer noch blutigeren 
Kriegführung treiben wollen. Nach 
diesem Empfang verließ der Präsi¬ 
dent, abgeschirmt von Bodyguards, 
eilig den Platz. 

Der Kreis der Unzufriedenen ist 
ein Jahr nach dem Beginn des „Eu¬ 
romaidan“ allerdings wesentlich grö¬ 
ßer. Und er wächst. Darüber können 
auch die Ergebnisse der Parlaments¬ 
wahlen nicht hinwegtäuschen, zumal 
die niedrige Wahlbeteiligung auch ein 
Ausdruck der Unzufriedenheit ist. 

Nach den Gründen muss nicht lan¬ 
ge gesucht werden. Sie dürften in der 


täglich wachsenden Kluft zwischen 
den Hoffnungen, die viele mit den 
Maidan-Protesten verbunden hatten 
und dem liegen, was daraus gewor¬ 
den ist. 

Ausgangspunkte für den Protest 
waren für viele die erbärmlichen Le¬ 
bensverhältnisse und die Verspre¬ 
chungen, die ihnen zunächst vom Ja- 
nukowitsch-Regime sowie von des¬ 
sen prowestlichen Opponenten und 
späteren Nachfolgern mit dem As¬ 
soziationsvertrag zwischen der EU 
und der Ukraine gemacht wurden. 
Danach sollten geradezu „Milch und 
Honig fließen“ und die Ukraine vor 
der baldigen Perspektive einer Mit¬ 
gliedschaft in der EU stehen. Nicht 
nur, dass daraus nichts geworden ist. 
Die Talfahrt ist in noch rascherem 
Tempo weitergegangen. Die Ukra¬ 
ine steht wirtschaftlich und sozial 
bereits mit einem Fuß im Abgrund. 
Und in der EU will sich angesichts 
der eigenen Probleme kaum jemand 
das bankrotte Land auf die Schultern 
laden. 

Eine der Hauptlosungen auf dem 
Maidan richtete sich gegen die Olig¬ 
archen. Nach einem Jahr sitzen diese 
fester im Sattel als zuvor. Mehr noch, 
im Unterschied zu vorangegangenen 
Regimen sitzt nunmehr nicht nur ein 
Interessenvertreter dieser Spezies, 


sondern ein waschechter Oligarch 
selbst im Sessel des Präsidenten. 

Zu den Resultaten des Staats¬ 
streichs gehören der Verlust der Krim, 
der Aufstand im Osten, der mit der 
„Anti-Terror-Operation“ der Junta 
ausgelöste blutige Bürgerkrieg, ein 
noch tiefer als schon zuvor ethnisch 
und sozial gespaltenes Land, das zur 
Speerspitze der Einkreisungs- und 
Kriegspolitik von USA und NATO 
gegen Russland und damit zu einer 
Gefahr für den Frieden auf unserem 
Kontinent und in der Welt geworden 
ist. Nicht zuletzt gehören zu den Re¬ 
sultaten des Euromaidan gestärkte 
neonazistische Organisationen, die 
über gut gefüllte Waffenlager verfü¬ 
gen, von Oligarchen finanzierte ultra¬ 
nationalistische Privatarmeen sowie 
eine weitgehend aus Nationalisten 
und Neonazis bestehende National¬ 
garde. Dieses Potential, das auch am 
vergangenen Freitag auf dem und um 
den Maidan Flagge zeigte, steht im 
Rücken der derzeitigen ukrainischen 
Führung und will sie noch weiter nach 
rechts treiben bzw. selbst die Macht 
übernehmen. Willi Gerns 


Bild oben: Während man in Kiew 
feiert, erleben die Menschen in der 
Ostukraine die Schrecken des Krieges. 


14.15-16.00: Parallele Foren und 
Workshops 

16.30- 17.15 Uhr: Plenum (Großer 
Hörsaal) 

Türkei und Naher Osten: Kurden im 
Kampf gegen Terrorismus, Repres¬ 
sion und Staatsversagen. Dr. Sinan 
Birdal, Politikwissenschaftler, Do¬ 
zent an der Universität Isik in Istan¬ 
bul; Mod.: Karin Leukefeld 

17.30- 19.15: Parallele Foren und 
Workshops 

Sonntag, 7. Dezember 

9.00 Uhr: Plenumsvortrag (Aula) 

Israels Schicksal. Wie der Zionismus 

seinen Untergang betreibt 

Prof. Dr. Moshe Zuckermann,Tel Aviv 

10.00-11.45 Uhr Foren und Workshops 

12.00-13.45 Uhr: Plenum 
Meinungsmedien auf Kriegskurs? 

Podium mit: Daniela Dahn, Berlin, Eck¬ 
art Spoo, Ossietzky, Dr. Sabine Schiffer, 
IMV, Jens Wernicke, NachDenkSeiten, 
Mod.: Horst Schmitthenner, IG Metall 
Und ein Appell von Prof. Dr. Ludwig 
Elm zu „70 Jahre Befreiung vom Fa¬ 
schismus“ 

13.45 Uhr: Schlusswort; 13:50 Ende des 
Kongresses 


Lasst die drei Kubaner endlich nach Hause! 

Abschlussbericht der Internationalen Untersuchungskommission in London überreicht 


Eine hohe Delegation, die Millionen 
von Menschen auf dem gesamten Erd¬ 
ball vertritt, traf sich am 21. November 
im November mit U.S.-Regierungsbe¬ 
amten in der US-Botschaft in London, 
um den Abschlussbericht der Internati¬ 
onalen Untersuchungskommission des 
Falles der Cuban Five zu überreichen. 

Die britische Parlamentsabgeord¬ 
neten Cathy Jamieson MP und Graha- 
me Morris MP, der Gewerkschaftsfüh¬ 
rer Len McCluskey, die Rechtsanwältin 
Elizabeth Woodcraft und Rob Miller, 


der Vertreter von „ Voices for the Five“, 
stellten dem Diplomaten der Vereinig¬ 
ten Staaten Kevan Higgins, Erster Se¬ 
kretär für Politische Angelegenheiten, 
den Bericht vor. Die Delegation rief 
Präsident Obama zur unverzüglichen 
Freilassung von Gerardo Hernändez, 
Ramön Labanino und Antonio Guer- 
rero aus US-Gefängnissen auf. 

Die Gespräche behandelten kürz¬ 
lich in der New York Times erschiene¬ 
ne Leitartikel, die die US-Regierung 
zur Freilassung der drei Kubaner auf¬ 


riefen, die seit 1998 gefangen gehalten 
werden, im Austausch gegen den US- 
Regierungsunternehmer Alan Gross. 

Len McCluskey, Generalsekretär 
der größten Gewerkschaft des U.K. 
führte die Delegation an und sagte: 
„Wir sind in Vertretung von Millio¬ 
nen Menschen aus der ganzen Welt 
hier, die Präsident Obama bitten, den 
drei seit 16 Jahren in U.S.-Gefängnis- 
sen verbliebenen Kubanern Begna¬ 
digungen zu gewähren. Gleichzeitig 
würden wir gerne die Freilassung des 


US.-Unternehmers Alan Gross sehen, 
der seit fünf Jahren in Kuba inhaftiert 
gehalten wird. Es wird für alle vier die¬ 
ser Männer Zeit, befreit und zu ihren 
Familien entlassen zu werden “ 

Rob Miller fügte als Vertre¬ 
ter von „Voices for the Five“, hin¬ 
zu: „Die neulich in der New York 
Times erschienenen Leitartikel re¬ 
flektieren die wachsende internati¬ 
onale Meinung, dass, was auch im¬ 
mer die Geschichte der beiden Fälle 
sei, was auch immer die Umstände 


gewesen seien, 16 Jahre genug sind 
und es jetzt Zeit ist, die Hand aus¬ 
zustrecken, eine Lösung zu finden 
und Alan Gross und die drei ver¬ 
bleibenden Kubaner nach Hause zu 
schicken“ 

Die Mitglieder der Delegation 
werden am Mittwoch, dem 3. De¬ 
zember ab 18.00 Uhr gemeinsam 
mit Aleida Guevara, der Tochter von 
Che, auf einer Kerzenschein-Mahn¬ 
wache für die Miami Five vor der 
U.S.-Botschaft in London sprechen. 














Freitag, 28. November 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Rainer Perschewski 

Kooperieren um zu spalten? 



„Für Solidarität müssen wir selbst sorgen“ 

Gesetz würde die Streikfähigkeit der Gewerkschaften weiter einschränken 


Unverständnis erntete der Vorsit¬ 
zende der Eisenbahnergewerkschaft 
EVG, Alexander Kirchner, als er 
nach dem so genannten Spitzenge¬ 
spräch mit der DB AG und der GdL 
vor die Presse trat und verkündete, 
dass es keine gemeinsame Tarifver¬ 
handlungen geben wird. Er trete wei¬ 



terhin für Tarifeinheit ein. Letzteres 
ist derzeit gerade unter linken Ge¬ 
werkschaftern ein Reizwort, da un¬ 
terstellt wird, dass damit dem von 
Bundesarbeitsministerin Nahles vor¬ 
geschlagenen Streikeinschränkungs¬ 
gesetz vorgegriffen wird. Außerdem 
wird behauptet, die GdL würde nur 
das vorschlagen, was andere DGB- 
Gewerkschaften in Kooperation mit 
den Beamtenbund praktizierten. 

Nur ein paar Tage später wird 
deutlich, was die Lokführerorgani¬ 
sation unter einer Kooperation ver¬ 
steht: Getrennte, aber zeitgleiche 
Verhandlungen mit dem Ziel zwei- 


Die Helios-Tarifkommission für die 
Akut-Kliniken des Konzerns - ohne 
die ehemaligen Rhön-Kliniken - hat 
mit dem einstimmigen Beschluss, die 
Entgelttabellen zum Jahresende 2014 
zu kündigen, die Tarifrunde 2015 ein¬ 
geläutet. Betroffen sind 36 Kliniken 
mit insgesamt rund 23 000 Mitarbei¬ 
terinnen und Mitarbeitern. 

Die Tarifkommission hält im kom¬ 
menden Jahr eine kräftige Lohner¬ 
höhung und eine tarifliche Regelung 
zur Entlastung der Beschäftigten für 
dringend erforderlich. „Die Arbeitsbe¬ 
lastung für die Beschäftigten im He¬ 
lios-Konzern ist erschreckend hoch, 


er unterschiedlicher Tarifverträge 
für die gleiche Berufsgruppe. Das 
ist aber genau nicht das Modell was 
anderswo praktiziert wird. Auch die 
großzügig angebotene Vereinbarung, 
nach der die GdL sich selbst auf den 
Fährbetrieb beschränkt und nicht im 
Bereich der Eisenbahninfrastruktur 
Beschäftigte organisieren wird, kann 
nicht darüber hinwegtäuschen und 
ist eher rhetorischer Natur. Vorran¬ 
giges Ziel der GdL ist es weiterhin, 
ihren Organisationsbereich zu erwei¬ 
tern, mit dem Unterschied, dass jetzt 
eine Berufsgruppe aus dem gemein¬ 
samen Tarifvertrag der Eisenbahner 
herausgebrochen werden soll. 

In seiner Antwort auf die GDL- 
Offerte machte Kirchner deutlich, 
dass er nach wie vor davon ausgehe, 
dass ein einheitlicher Tarifvertrag 
das solidarischere Modell für die 
betriebliche Praxis sei. Diese könne 
von den Gewerkschaften gemein¬ 
sam verhandelt werden und verhin¬ 
dert nicht, dass alle Beteiligten ihre 
Vorstellungen einbringen. Vor dem 
Hintergrund, dass es der GDL bis¬ 
her nicht gelungen ist, mit ihrem Ta¬ 
rifwerk vergleichbare Leistungen auf 
Augenhöhe mit dem Tarifwerk der 
EVG abzuschließen, ist derzeit zu 
befürchten, dass durch die GdL ein 
schlechterer Tarifvertrag im gleichen 
Unternehmen abgeschlossen wird. 
Wer soll davon profitieren? Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit wird mit die¬ 
ser Vorgehensweise nicht erreicht. 
Im Gegenteil hier wird die Spaltung 
der Beschäftigten einer Berufsgrup¬ 
pe betrieben. Kooperieren um zu 
spalten ist keine Alternative. 


deshalb brauchen wir Regelungen, 
die die Gesundheit der Beschäftigten 
schützen. Bei einem Gesundheitskon¬ 
zern, der von seinen Krankenhäusern 
15 Prozent Gewinn erwartet, gibt es 
für die Beschäftigten keinen Grund 
zur Lohnzurückhaltung“, betonte Ver¬ 
handlungsführerin Sylvia Bühler, Mit¬ 
glied im Bundesvorstand der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). 

In der Sitzung der Helios-Tarifkom¬ 
mission am 17. Dezember 2014 sollen 
die konkreten Forderungen beschlos¬ 
sen werden, ver.di befragt bis dahin 
die Beschäftigten in den Kliniken und 
führt Mitgliederversammlungen durch. 


Impulsen aus dem Handwerk. „Eine 
überproportionale Erhöhung der Aus¬ 
bildungsvergütungen muss allein des¬ 
halb im Interesse der Betriebe sein, da 
sie auch in Zukunft auf Fachkräfte an¬ 
gewiesen sind“, ergänzte Beraus. 

Die Entgelte in der Branche sind 
zuletzt im Januar 2014 um 2,5 Prozent 
gestiegen, die Ausbildungsvergütungen 
wurden zur gleichen Zeit um fünf Pro¬ 
zent erhöht. Der Tarifvertrag ist Ende 
Oktober 2014 ausgelaufen. Die zwei¬ 
te Verhandlung in der aktuellen Tarif¬ 
runde findet am 27. November (nach 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe der 
UZ) statt. 


Anerkennung aller Tarifverträge des 
NRW-Einzelhandels für die Kik-Lo- 
gistik-Beschäftigten durchsetzen. Die 
UZ sprach am Dienstag mit zahlrei¬ 
chen Streikenden. In der kommenden 
Ausgabe werden wir ausführlicher be¬ 
richten. 


In den Krankenhäusern gibt es in Kon¬ 
kurrenz zu ver.di den Marburger Bund 
(MB), in dem sich Ärzte organisiert 
haben - ein Gesetz zur Tarifeinheit ist 
trotzdem keine Lösung. Wir sprachen 
darüber mit Hilke Sauthof-Schäfer. 

Sie ist Gewerkschaftssekretärin im ver. 
di-Fachbereich „ Gesundheit, soziale 
Dienste, Wohlfahrt und Kirchen “ und 
zuständig für die Krankenhäuser in der 
Region um Frankfurt. Die Kranken¬ 
schwester war Betriebsratsvorsitzende 
in einem Krankenhaus, in dem sie 27 
Jahre gearbeitet hat. 

UZ: Bei der Bahn streiten zwei Gewerk¬ 
schaften um Zuständigkeiten, der Tarif¬ 
kampf gegen den Konzern tritt in den 
Hintergrund. Nun sagt Andrea Nahles, 
ihr Gesetzentwurf zur Tarifeinheit sei 
„im Sinne einer Befriedung“. Ist das so 
schlecht? 

Hilke Sauthof-Schäfer: So, wie es jetzt 
von der Politik diskutiert wird, ist es 
schlecht. Dadurch wird die Streikfä¬ 
higkeit der Gewerkschaften noch wei¬ 
ter eingeschränkt und dieser Konflikt 
wird genutzt, um unsere Rechte wei¬ 
ter zu beschränken. Die Auswirkungen 
dieses Gesetzes sind an vielen Stellen 
noch unklar: Sitzen wir dann nur noch 
vor Gericht, um zu klären, welche Ge¬ 
werkschaft jetzt die Vorherrschaft hat? 

UZ: In den DGB-Gewerkschaften gibt 
es auch positive Stimmen zum Gesetz¬ 
entwurf. DGB-Chef Reiner Hoffmann 
hat erklärt: „Der DGB in Gänze lehnt 
das Ansinnen einer gesetzlichen Rege¬ 
lung nicht ab.“ 

Hilke Sauthof-Schäfer: Nur ver.di, die 
NGG und die GEW lehnen dieses Ge¬ 
setz vollständig ab. Die Zustimmung ei¬ 
niger Gewerkschaften finde ich sehr be¬ 
dauerlich. In gleichen Arbeitsbereichen 
wird durch Outcourcing, Gründung von 
Tochtergesellschaften und Leiharbeit 
unterschiedlich bezahlt, verschiede¬ 
ne Tarifverträge oder gar keine ange¬ 
wandt. In den letzten Jahren hat eine 
immer stärkere Entsolidarisierung in 
den Belegschaften stattgefunden - die 
Starken sind nicht mehr solidarisch mit 
den Schwachen. Diese Solidarität müs¬ 
sen wir wieder hersteilen - dann kön¬ 
nen wir auch das Prinzip „ein Betrieb, 
ein Tarifvertrag“ wieder in unserem Sin¬ 
ne verwirklichen. 

Nun werden in der Diskussion die Din¬ 
ge umgekehrt: Die fehlende Solida¬ 
rität, die Spaltung der Belegschaften, 
die massiv von Arbeitgebern betrieben 
wurde, werden zum Vorwand genom¬ 
men, um die Einschränkung des Streik¬ 
rechts zu begründen. 

UZ: Sie haben bei einer Veranstal¬ 
tung der DKP Hanau unter dem Titel 
„Streikrecht in Gefahr“ über den Ge¬ 
setzentwurf gesprochen. Reiner Hoff¬ 
mann hat aber auch erklärt: Alle im 
DGB seien sich einig, dass das Gesetz 
keinen ausdrücklichen Eingriff ins 
Streikrecht vorsieht. 


Hilke Sauthof-Schäfer: Das sehe ich 
völlig anders. Wenn die Anerkennung 
der einen Gewerkschaft dazu führt, 
dass auch die andere Gewerkschaft 
an die Friedenspflicht gebunden ist 
und nicht mehr in die Auseinander¬ 
setzung gehen kann, dann ist das eine 
Einschränkung des Streikrechts. Das 
bietet den Arbeitgebern auch weitere 
Möglichkeiten für die Zersplitterung 
der Belegschaften. Sie können Teile 
des Betriebes weiter outsourcen, sie 
können Geschäftseinheiten so stricken, 
dass eine ihnen genehme Gewerkschaft 
die Mehrheit hat und damit unsere 
Möglichkeiten im Tarifkampf weiter 
einschränken. Unser Streikrecht ist 
jetzt schon sehr eingeschränkt. Anders 



Hilke Sauthof-Schäfer 


als in anderen Ländern der EU dürfen 
wir nur im Rahmen von Tarifauseinan¬ 
dersetzungen streiken, und wir sehen 
die Gefahr, dass das noch weiter be¬ 
schnitten wird. 

UZ: Warum ist es so schwierig, zu dieser 
Frage eine gemeinsame Position in den 
Gewerkschaften zu finden? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Die Diskussion 
läuft ja schon seit dem Urteil des Bun¬ 
desarbeitsgerichts von 2010, mit dem 
die Streikmöglichkeiten der Sparten¬ 
gewerkschaften gestärkt wurden. Da¬ 
mals gab es erste Vorschläge im DGB 
für eine gesetzliche Tarifeinheit. Auch 
in ver.di gab es eine ausführliche De¬ 
batte, und wir haben gesagt: Das kann 
nicht mit gesetzlichen Mitteln gelöst 
werden, das müssen die Gewerkschaf¬ 
ten in den Betrieben selbst erreichen. 
Die sozialpartnerschaftliche Haltung 
großer Teile der Gewerkschaften ist da¬ 
bei aber ein Hindernis. Diese Position 
haben Gewerkschaften noch nicht wie¬ 
der verlassen. Wir müssen es schaffen, 
das zu verändern. 

UZ: Auf der einen Seite Sozialpartner¬ 
schaft, auf der anderen Seite Auf stieg der 
Berufsgewerkschaften - hängt beides zu¬ 
sammen? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Die DGB-Ge- 
werkschaften haben oft Kompromis¬ 
se geschlossen, viele Beschäftigte ha¬ 
ben sich nicht mehr vertreten gefühlt 
und waren irritiert über einige Tarifab¬ 
schlüsse. Die so genannten Sachzwänge 
führen oft zu Kompromissen, in denen 
sich Belegschaften nicht mehr wieder¬ 
finden. Das wird auch von den Kollegen 
formuliert. 


Aber auch die Erfahrung, dass die 
Lohnerhöhungen ja kommen, auch 
wenn sie sich nicht bewegt haben, 
schwächt uns. Das Bewusstsein, dass 
meine Bezahlung und meine Arbeits¬ 
bedingungen etwas mit meinen Aktivi¬ 
täten zu tun haben, müssen wir gerade 
in den Gesundheitsberufen stärken. 

UZ: Was würde die gesetzliche Tarifein¬ 
heit für die Krankenhäuser bedeuten? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Z.Z. werden 
beide Tarifverträge, die des MB und 
die von ver.di, angewandt, und die 
Ärzte entscheiden sich, welcher für sie 
gilt. Die gesetzliche Tarifeinheit würde 
bedeuten, dass der MB in den meisten 
Krankenhäusern kaum mehr eine Rolle 
spielte, denn er vertritt nur eine Berufs¬ 
gruppe, nur einen kleinen Teil der Be¬ 
legschaft. Es könnte aber auch der An¬ 
lass für ihn sein, hochqualifizierte Kol¬ 
leginnen aus der Pflege anzusprechen 
und somit würde eine weitere Spaltung 
vorangetrieben. 

UZ: Es gibt aber auch die Vermutung, 
dass es in manchen Krankenhäusern 
umgekehrt sein könnte: Wenn viele Ärz¬ 
te beim MB sind und es unter den Pfle¬ 
genden nur einen geringen Organisati¬ 
onsgrad gibt, könnte der MB im Kran¬ 
kenhaus die Mehrheitsgewerkschaft sein. 

Hilke Sauthof-Schäfer: Das könnte 
passieren - insbesondere in Häusern, 
in denen der Anteil der Ärzte hoch ist, 
z.B. in Rehakliniken. Deshalb geht es in 
unseren Auseinandersetzungen ja auch 
immer um alle Berufsgruppen im Ge¬ 
sundheitswesen. 

UZ: In der Stellungnahme des ver.di- 
BundesvorStandes heißt es:,, Tarifeinheit 
ist eine Frage, die gewerkschaftspolitisch 
zu lösen ist und nicht durch Beschrän¬ 
kung der Streikfreiheit.“ Wie kann ver. 
di gerade auch die Solidarität zwischen 
Ärzten und Pflegepersonal stärken? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Für die Solidari¬ 
tät in den Betrieben können wir natür¬ 
lich nur selber sorgen. In den Verhand¬ 
lungen zumTVÖD sind Ärzte teilweise 
gegen Streiks des Pflegepersonals auf¬ 
getreten. Wir müssen das Bewusstsein 
stärken, dass alle abhängig Beschäftigte 
sind und nur das gemeinsame Auftre¬ 
ten für alle zu Verbesserungen führen 
können. Solche betrieblichen Auseinan¬ 
dersetzungen, in denen dieses Bewusst¬ 
sein entsteht, gibt es an vielen Stellen - 
manchmal kleiner, manchmal größer, 
aber noch zu wenig. 

Kurzfristige Erfolge wird es nicht 
geben, das ist ein längerer Prozess. Wir 
müssen deutlich machen: Solidarität 
bedeutet immer auch, dass Starke für 
Schwache eintreten. Aber dazu müssen 
wir Egoismen überwinden. Das geht nur 
in der Diskussion in den Betrieben und 
dadurch, dass wir immer wieder für die 
gemeinsamen Interessen gemeinsam in 
die Auseinandersetzungen gehen. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 


Metallbau- und 
Fe i n we rktec h n i k-Bet rie be 

IG Metall fordert fünf Prozent mehr Entgelt 


Die IG Metall Baden-Württemberg 
strebt für die rund 40 000 Beschäftig¬ 
ten im Bereich Metallbau und Fein¬ 
werktechnik im Südwesten deutliche 
Einkommenszuwächse an. Gefordert 
werden die Erhöhung der Löhne und 
Gehälter um fünf Prozent sowie eine 
überproportionale Anhebung der Aus¬ 
bildungsvergütungen. Ein erstes Tref¬ 
fen mit den Arbeitgebern wurde er¬ 
gebnislos vertagt. 

Walter Beraus, Verhandlungsführer 
der IG Metall im Südwesten, begründe¬ 
te die Forderung mit der für 2015 pro¬ 
gnostizierten guten gesamtwirtschaft¬ 
lichen Entwicklung sowie positiven 


Kik: Streik geht weiter 

UZ besuchte die Kolleginnen in Bönen 


Seit zwei Wochen streiken etwa 200 
Kolleginnen beim Textildiscounter Kik 
im nordrhein-westfälischen Bönen. 
Am Dienstag zu Redaktionsschluss 
wurde der Ausstand im Kik-Zentral- 
lager fortgesetzt. Die Gewerkschaft 
ver.di will mit dem Arbeitskampf die 


Helios-Konzern: Akut-Kliniken 

Entgelttabellen zum Jahresende gekündigt 
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„Arbeiterwohlfahrt = Viel Arbeit, wenig Wohlfahrt“ 

2 500 Kolleginnen beteiligten sich an Streikaktion bei der AWO-NRW 
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M ittwoch, 19. November 2014, 
Köln-Chorweiler. Am Tag vor 
der 5. Tarifverhandlungsrun¬ 
de für die 36 000 Beschäftigten der Ar¬ 
beiterwohlfahrt (AWO) in NRW hat¬ 
te ver.di heute zu einem ganztägigen 
Warnstreik aufgerufen. Bis 11.00 Uhr 
reisen die Streikenden mit Bussen aus 
ganz NRW an. Sie wollen zum Sitz des 
AWO-Bezirksverbandes Mittelrhein 
in Köln-Chorweiler ziehen. Denn hier 
residiert auch der Vorsitzende des Ar¬ 
beitgeberverbandes AWO-Deutsch- 
land, Andreas Johnsen, in dessen Auf¬ 
trag die Tarifverhandlungen auf Arbeit¬ 
geberseite geführt werden. 

Auf dem Parkplatz findet eine klei¬ 
ne Kundgebung statt. Hier werde ich 
schon fast alle UZ-Extra los, die ich 
dabei habe. Wir sind zu zweit. Eigens 
für diese Aktion ist diese UZ-Extra 
von der Redaktion bereit gestellt wor¬ 
den. Einige kennen die UZ und freu¬ 
en sich. Schlagzeile: „Schmerzgrenze 
überschritten. Die AWO darf nicht 
Vorreiterin für weiteren Sozialabbau 
werden.“ 

Nach einer kurzen Demonstration 
strömen die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen auf den Hof der AWO-Bezirksge- 
schäftsstelle. Von der Protestkundge¬ 
bung geht es in die Gegenrichtung auf 
den Pariser Platz, wo schon eine Bühne 
aufgebaut ist. Eine kölsche Musikgrup¬ 
pe trifft mit ihren Liedern und Ansa¬ 
gen den Nerv der Aktion. Es eröffnet 
Kollegin Britta Munkler vom ver.di- 
Bezirk Köln. Heidrun Abel, Vorsitzen¬ 
de des Kölner ver.di-Bezirks, spricht 
kurz und knapp. Sie freut sich über die 
Menge der Demonstranten. Arbeiter¬ 
wohlfahrt = Viel Arbeit, wenig Wohl¬ 
fahrt, sagt sie. 2 500 Demonstranten 
habe die Polizei gezählt. Das Gros der 


Demonstrierenden sind junge Frauen, 
die in Kindereinrichtungen und Al¬ 
tenheimen beschäftigt sind. Sie weh¬ 
ren sich gegen die Abkoppelung vom 
TVöD, also vom Tarif, der in anderen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes 
verbindlich ist. Der Kampf richtet sich 
aber auch gegen politische Entschei¬ 
dungen, denn soziale Einrichtungen 
würden unzureichend refinanziert, das 
sei schlechte Haushaltspolitik. 


Elternvertreter von Kindertages¬ 
stätten kommen zu Wort. Sie hätten 
für den Streik Verständnis trotz der 
Mühen anderweitiger Unterbrin¬ 
gung ihrer Kinder. Und wundern sich, 
dass die Erzieher weniger verdienen, 
obwohl ihre Beiträge so hoch wie in 
anderen Einrichtungen sind. Es spre¬ 
chen auch zwei alte Damen aus dem 
Marie-Juchacz-Seniorenzentrum des 
AWO-Bezirks Mittelrhein. Eine sagt, 


dass eine Schwester 24 Zimmer zu be¬ 
treuen habe, wo vorher zwei gearbei¬ 
tet haben. Die Leute seien nett, aber 
zu wenig, ihnen werde auch zu wenig 
Lohn gezahlt. Sie selbst mache schon 
mit Rücksicht auf das Personal vieles 
selbst, dazu hätte sie aber nicht ins 
Heim ziehen müssen. Die Schwestern 
seien oft völlig fertig, sogar kränker als 
die Alten selbst. Aber auch die Pfle¬ 
gebedürftigkeit der Bewohner steige. 


Eine Beschäftigte aus einem 
Altenheim in Düsseldorf 
zählt auf, was sie so alles ma¬ 
chen müssen, unter anderem 
seien sie Brillen- und Gebiss¬ 
finder. 

Schließlich spricht Wolf¬ 
gang Cremer, der Verhand¬ 
lungsführer der Gewerk¬ 
schaft für diesen Bereich. Er 
berichtet vom Stand der Ver¬ 
handlungen. Heute morgen 
habe er zu seinem Erstaunen 
von Gero Kettler, Geschäfts¬ 
führer des Arbeitgeberver¬ 
bandes der AWO-Deutsch- 
land, noch vor dem Frühstück 
im Radio WDR 5 gehört, dass 
er mit ver.di schon klar sei, es 
gehe nur noch um die ver.di- 
Tage. Die Gewerkschaft will 
drei anstelle von bisher zwei 
freien Tagen als Sonderleis¬ 
tung für ihre Mitglieder er¬ 
kämpfen. Tatsächlich aber 
gebe es noch gar kein Ange¬ 
bot, so Cremer. Er kündigt 
an, dass ver.di sich auch nicht 
durch das nahe Weihnachten 
drängen lassen werde. Not¬ 
falls würden sie ab 16. Januar 
streiken. Aber er macht auch 
Kompromisslinien sichtbar. 
Sie seien mit 75 Euro Einmalzahlung 
(statt 90) zufrieden, hätten das Ange¬ 
bot gemacht, die Zahlen des TVöD 
umzukehren, also zunächst nur 2,4 
Prozent, dann drei Prozent zu fordern, 
damit sich die AWO auf die Erhöhung 
einstellen könne. 

Immer wieder hört man: „Marmor, 
Stein und Eisen bricht, unsere Streik¬ 
bereitschaft aber nicht.“ 

Klaus Stein 


Streit um Kohlekraftwerke 

Im Wirtschaftsministerium regt sich der Widerstand gegen Klimaschutzprogramm 



Die Bundesregierung arbeitet an ei¬ 
nem Aktionsprogramm zum Klima¬ 
schutz und hat vor, es am 3. Dezem¬ 
ber zu beschließen. Das Programm soll 
aufzeigen, mit welchen Maßnahmen 
die Bundesregierung erreichen will, 
dass die deutschen Klimaziele ein¬ 
gehalten werden. Ob das Programm 
tatsächlich beschlossen wird, hängt 
allerdings davon ab, ob sich das Um¬ 
welt- und das Wirtschaftsministerium 
(beide SPD-geführt) einigen können. 
Ein Kompromiss ist derzeit allerdings 
unwahrscheinlich. 

Die Unstimmigkeiten innerhalb 
der Bundesregierung rühren daher, 
dass es aller Wahrscheinlichkeit nach 
nicht möglich sein wird, das gesteck¬ 
te Ziel für das Jahr 2020 zu erreichen, 
ohne beherzt auf die Energiewirtschaft 
einzuwirken. Allen Prognosen zufolge 
wird es eine erhebliche Lücke zwischen 
dem Ziel und dem geplanten Rück¬ 
gang der Kohlendioxid-Emissionen ge¬ 
ben. Geplant war eigentlich ein Rück¬ 
gang der Emissionen um 40 Prozent 
gegenüber dem Jahr 1990. Stattdessen 
werden es wohl nur 35 Prozent - wenn 
die Wirtschaftskraft Deutschlands er¬ 
lahmt. Zieht die Konjunktur dagegen 
an, wird es nur einen Rückgang von 
schätzungsweise 32 Prozent geben. Der 
Präsident der Bundesnetzagentur, Jo¬ 
chen Homann, stellt gleich die Frage, 
ob das 40-Prozent-Ziel gar von Anfang 
an falsch gesetzt war. Bundesumwelt¬ 
ministerin Barbara Hendricks (SPD) 
meint dagegen, dass die deutsche Kli¬ 
mapolitik in den letzten 15 Jahren in 
keinem Jahr ausreichend gewesen ist. 

Energiesektor müsste 
Einsparungen liefern 

Je nachdem wie groß die Lücke tat¬ 
sächlich ausfallen wird, müssten bis 
zum Jahr 2020 weitere 60 bis 90 Mil¬ 
lionen Tonnen eingespart werden, um 
sie schließen zu können. Wie dies ge¬ 
schehen kann, wird derzeit diskutiert. 
Neben kreativen Rechentricks kom¬ 


men dabei handfeste Maßnahmen 
gegenüber der Energiewirtschaft vor. 
Klimastaatssekretär Jochen Flassbarth 
meint, die Bundesregierung werde 
nicht versuchen, die Welt schöner zu 
rechnen, als sie ist. Stattdessen sei es 
der Energiesektor, der den größten Teil 
der Einsparungen liefern müsse: Zehn 
Gigawatt Kraftwerksleistung müssten 
vom Netz genommen werden, was be¬ 
deutet, dass 15 bis 20 der alten ineffizi¬ 
enten Braun- und Steinkohlekraftwer¬ 
ke stillgelegt werden müssten. 

Doch dagegen regt sich im Wirt¬ 
schaftsministerium Widerstand. Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar Gabri¬ 
el (SPD) meint, man müsse „endlich 
Schluss machen mit den Illusionen in 
der deutschen Energiepolitik“. Man 
könne nicht zur selben Zeit aus der 
Atomkraft und aus der Verstromung 
von Kohle aussteigen. Wer das will, 
sorge für explodierende Stromkosten 
und gefährde die Versorgungssicher¬ 
heit, so sein Mantra. Prinzipiell halte 
er das 40-Prozent-Ziel bis 2020 mit 
der Kohle für machbar, doch solle es 
der Markt regeln. Wegen der niedri¬ 
gen Strompreise an der Börse würden 
immer mehr alte Kraftwerke unrenta¬ 
bel und vom Netz genommen. Welche 
Kraftwerke letztendlich vom Netz ge¬ 
nommen werden, solle die Wirtschaft 
und nicht der Staat entscheiden. Wür¬ 
den in Deutschland Kohlekraftwer¬ 
ke abgeschaltet, sei dies ohnehin kein 
Beitrag für den europäischen Klima¬ 
schutz, so Gabriel. Die frei werdenden 
C0 2 -Zertiflkate würden von anderen 
Verschmutzern übernommen und ver¬ 
braucht. Stattdessen wäre es sinnvoller, 
die Zahl der handelbaren Zertifikate 
zu verringern und den Emissionshan¬ 
del wieder zu beleben. 

Die Umweltorganisation Green¬ 
peace wirft dem Wirtschaftsminister vor, 
seine Argumentation sei nur eine Ab¬ 
lenkung. Auch der jüngste EU-Klima- 
gipfel im Oktober habe den Emissions¬ 
handel nicht reformiert. Auf absehbare 


Zeit werde der Preis der Zertifikate so 
niedrig sein, dass er allein nicht imstan¬ 
de sein werde, die klimaschädliche Ver¬ 
stromung von Kohle zu begrenzen. 

Wie beim Mikadospielen 

Es sei wie beim Mikadospielen, meint 
Martin Rocholl von der European Cli- 
mate Foundation (ECF). Alle Strom¬ 
konzerne wüssten, dass sie eigentlich 
Überkapazitäten abbauen und alte in¬ 
effiziente Kohlekraftwerke stilllegen 
müssten. Doch jeder warte, bis der 
andere anfange. Eine Studie, welche 
die ECF gemeinsam mit der Heinrich- 
Böll-Stiftung beim Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung in Auftrag ge¬ 
geben hat, kommt zu dem Schluss: Be¬ 
reits im kommenden Jahr könnten 23 
Millionen Tonnen C0 2 eingespart wer¬ 
den, wenn ineffiziente Steinkohlekraft¬ 
werke mit einer Kapazität von drei Gi¬ 
gawatt und Braunkohlekraftwerke mit 
einer Kapazität von sechs Gigawatt 
vom Netz genommen würden. Statt 
eines freiwilligen Verpflichtungen zu 
setzen, müsse ein Ausstiegsgesetz be¬ 
schlossen werden, meint Rocholl. 

Doch zahlreiche Politiker und Ver¬ 
treter der Wirtschaft wehren sich ge¬ 


gen derartige Pläne. Hinter den Ku¬ 
lissen würden Konzernlobbyisten 
versuchen, wirksame Klimaschutz¬ 
maßnahmen zu verhindern, meint 
Hubert Weiger, Präsident des Bundes 
Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND). 

Die Grünen-Politikerin Bär¬ 
bel Höhn mutmaßt, Gabriels Positi¬ 
on habe auch eine machtpolitische 
Grundlage: Wolle er bei der nächs¬ 
ten Bundestagswahl Kanzler werden, 
dürfe er das SPD-regierte Nordrhein- 
Westfalen nicht verlieren. „Wenn es 
RWE und E.on mit ihren Kohlekraft¬ 
werken finanziell schlecht geht, wa¬ 
ckelt die Macht der SPD in Nordrhein- 
Westfalen (NRW)“, schreibt Höhn in 
Die Zeit. Im Ruhrgebiet halten für 
die SPD wichtige Städte und Land¬ 
kreise mehr als 20 Prozent der Akti¬ 
en an RWE. Viele Jahre schüttete der 
Konzern eine gute Dividende aus, die 
deutlich gekürzt werden musste. Zu¬ 
sätzlich hätten die Städte schmerz¬ 
hafte Abschreibungen über mehrere 
Milliarden Euro vornehmen müssen. 
Zahlte man 2008 noch über 100 Euro 
pro Aktie, ist sie heute kaum noch 30 
Euro wert. Allein die Stadt Essen ist 


dadurch um rund 680 Millionen Euro 
ärmer geworden. Die Folge sei, dass 
Programme gekürzt und Stellen im öf¬ 
fentlichen Bereich gestrichen werden 
müssten. Wolle die SPD verhindern, 
dass sie bei den nächsten Wahlen ab¬ 
gestraft werde, müsse sie eine Politik 
im Sinne der großen Energiekonzerne 
betreiben. 

RWE verdient mit 
Uralt-Kraftwerken 

Tatsächlich befinden sich in NRW die 
meisten Kraftwerke, die stillgelegt 
werden müssten. Der Konzern RWE 
verdiene mit Uralt-Kraftwerken, die 
schon an die 50 Jahre alt und längst 
abgeschrieben sind, gutes Geld, heißt 
es in einem Spiegel-Bericht (46/2014). 
Für den Konzern seien die Gewin¬ 
ne aus der Kohle überlebenswichtig. 
Doch der Konzern hat immer größere 
Probleme, seine Kraftwerke auszulas¬ 
ten. Arbeitsplätze und Steuereinnah¬ 
men stehen in Nordrhein-Westfalen 
auf dem Spiel, wenn Kraftwerke still¬ 
gelegt werden. 

RWE hat mit starken Umsatz- und 
Gewinneinbußen zu kämpfen, weil der 
Konzern die Energiewende verschla¬ 
fen hat. Der Gewinn vor Steuern der 
ersten neun Monate in diesem Jahr 
ging um 22 Prozent auf 4,7 Milliarden 
Euro zurück. Bei der konventionellen 
Stromerzeugung ging der Gewinn vor 
Steuern um 11 Prozent auf 1,5 Milli¬ 
arden Euro zurück. Wohlgemerkt: Vor 
zwei Jahren noch erwirtschafteten al¬ 
lein die deutschen RWE-Kraftwerke 
das Doppelte. 

Sigmar Gabriel plant zwar, im Rah¬ 
men eines neuen Strommarktdesigns 
etwa 20 Kohlekraftwerke „stillzule- 
gen“. Diese sollen in den Stand-by-Be- 
trieb wechseln und bei Bedarf hochge¬ 
fahren werden. Die entstehenden Kos¬ 
ten sollen den Energiekonzernen über 
eine neue Umlage wieder vom Strom¬ 
kunden erstattet werden. 

Bernd Müller 
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„Showroom“ für poten¬ 
tielles Kanonenfutter 

Bundesverteidigungsministerin Ursu¬ 
la von der Leyen (CDU) hat Ende der 
vergangenen Woche einen sogenannten 
Showroom der Bundeswehr in der Ber¬ 
liner Friedrichstraße eröffnet. In besag¬ 
ten Räumlichkeiten sollen Jugendliche 
künftig für den Dienst an der Waffe ge¬ 
worben werden. Schon die Eröffnung 
des „Showrooms“ geriet jedoch außer 
Kontrolle, da Dutzende Kriegsgegner 
davor demonstrierten und die Eröff¬ 
nung des Werbecenters für deutsche 
Allmachtsphantastereien mit Rufen wie 
„Kein Werben für’s Sterben“ begleite¬ 
ten. Zeitweise war der Redebeitrag der 
Ministerin deshalb kaum zu verstehen. 

(bern) 


Festakt zur Verleihung der 
Carl-von-Ossietzky-Medaille 

Am 14. Dezember (11 Uhr in der Urania, 
Berlin) verleiht die Internationale Liga 
für Menschenrechte die Carl-von-Os¬ 
sietzky-Medaille 2014 an den Ex-NSA- 
Mitarbeiter und Whistleblower Edward 
Snowden, die Dokumentarfilmregisseu¬ 
rin Laura Poitras und den Journalisten 
und Juristen Glenn Greenwald. Gerhart 
Baum, Bürgerrechtler und ehemaliger 
Bundesinnenminister, wird die Lauda¬ 
tio auf Edward Snowden halten, Peter 
Lilienthal, Filmregisseur und Ossietzky- 
Medaillenträger 2012, die Laudatio auf 
Laura Poitras sowie Rechtsanwalt Wolf¬ 
gang Kaleck, der Snowden in Deutsch¬ 
land vertritt und zu dessen internationa¬ 
lem Juristenteam gehört, die auf Glenn 
Greenwald. 

„Unsere Solidarität gilt zu aller erst 
dem Asylsuchenden Edward Snowden, 
der politischer Verfolgung ausgesetzt 
ist. Er musste die bittere Erfahrung ma¬ 
chen, dass praktisch alle EU-Mitglieds- 
staaten - die sich als ,westliche Demo¬ 
kratien 4 bezeichnen - das universell 
verbriefte Menschenrecht auf politi¬ 
sches Asyl offenbar der ,Freundschaft 
mit den USA opfern. Ihm sowie Laura 
Poitras und Glenn Greenwald gebührt 
unser voller Einsatz für die Zusicherung 
eines völkerrechtlichen Schutzes ihrer 
körperlichen Unversehrtheit sowie der 
Garantie zur Ausübung ihrer unveräu¬ 
ßerlichen Grund- und Menschenrechte. 
Gelebte Demokratie braucht größtmög¬ 
liche Transparenz, transparente Demo¬ 
kratie braucht Whistleblower und Whist¬ 
leblower brauchen menschenrechtlichen 
Schutz“, bekräftigte die Präsidentin der 
Liga, Prof. Dr. Fanny-Michaela Reisin, 
miz Blick auf die drei von der Jury aus¬ 
gewählten Personen. 

Die Carl-von-Ossietzky-Medaille 
wird von der Liga seit 1962 verliehen. 
Ausgezeichnet werden Personen oder 
Gruppen, die sich durch Zivilcourage 
und herausragendes Engagement für 
die Verwirklichung, Verteidigung und 
Erweiterung der Grund- und Men¬ 
schenrechte und des Friedens verdient 
gemacht haben. (bern) 

Von Fracking-Verbot keine Spur 

„Der jetzt bekannt gewordene Gesetz¬ 
entwurf der Bundesregierung zur Re¬ 
gelung des Fracking fällt deutlich hinter 
die im Juli von Bundesumweltministe¬ 
rin Hendricks und Wirtschaftsminister 
Gabriel vorgelegten Eckpunkte zurück. 
Von einem Fracking-Verbot kann keine 
Rede sein; die vorgeschlagenen gesetzli¬ 
chen Regelungen laufen in Wirklichkeit 
auf ein Fracking-Erlaubnisgesetz hinaus. 
Die Fracking-Gaslobby hat sich durch¬ 
gesetzt“, erklärt Hubertus Zdebel, Ob¬ 
mann im Umweltausschuss für die Frak¬ 
tion „Die Linke“. 

Zdebel weiter: „Noch im Juli 2014 
hatten Bundeswirtschaftsminister Gab¬ 
riel und Bundesumweltministerin Hen¬ 
dricks (beide SPD), die strengsten Re¬ 
geln, die es in diesem Bereich jemals gab 4 
angekündigt und in Aussicht gestellt, dass 
es ,Fracking zur Förderung von Schie¬ 
fer- und Kohleflözgas ... zu wirtschaft¬ 
lichen Zwecken auf absehbare Zeit in 
Deutschland 4 nicht geben werde. Davon 
kann aber im Gesetzentwurf der Bundes¬ 
regierung keine Rede sein. Ursprünglich 
sollte Fracking in Schiefer- und Kohle¬ 
flözgestein bis 2021 zu kommerziellen 
Zwecken komplett verboten und nur für 
Forschungsprojekte erlaubt werden. Nun 
ist den Gaskonzernen eine kommerzielle 
Ausbeutung von Fracking-Gasvorkom- 
men ab 2019 in Aussicht gestellt“ 


Gegen die Disziplinierung der Demokratie 


Berufsverbote sind keine historisch überholten Repressionen 


A m vergangenen Wochenende 
fand in der Buch-Oase in Kas¬ 
sel das bundesweite Treffen 
der Initiativgruppe „40 Jahre Radi¬ 
kalenerlass 44 statt. Es verdeutlichte: 
Die Berufsverbote sind kein Thema, 
das zwischenzeitlich auf Bundes- und 
Landesebene „beerdigt“ wurde. Die 
Auswirkungen wirken vielmehr wei¬ 
ter. Textbausteine zur Vorbereitung 
neuer Maßnahmen liegen durch die 
anhaltende Schnüffelpraxis des „Ver¬ 
fassungsschutzes“ abrufbereit in den 
Ministerien. 

In einer lebendig diskutierten 
Analyse der „Weiterentwicklung“ 
der Berufsverbote wurde festgestellt, 
dass die Berufsverbote aus dem po¬ 
litischen Wissen der Generation der 
30 Jahre alten Zeitgenossen und bei 
den noch jüngeren in Schulen und 
Universitäten, Büros und Fabriken 
weitgehend eliminiert wurden. Um¬ 
gekehrt zeigt sich bei den vom Be¬ 
rufsverbot Betroffenen, die jetzt in 
den Rentenstatus einsteigen, dass 
ihre soziale Absicherung vielfach 
desolat ist. Die materielle Entwur¬ 
zelung kritischer Demokraten - ein 
Ziel der Berufsverbote - zeigt sich 
jetzt schmerzhaft auf den Rentenbe¬ 
scheiden. 

Gegen alle Behauptungen, dass 
die Berufsverbote-Praxis aufgeho¬ 
ben sei, wurde auf die „Selbstaus¬ 
künfte 44 verwiesen, mit denen etwa 
in Bayern Bewerber für den öffent¬ 
lichen Dienst automatisch dem „Ver¬ 
fassungsschutz“ mitteilen müssen, in 
welchen Organisationen sie Mitglied 
sind oder sich engagieren. Ironisch 
wurde bei dem Treffen angemerkt, 
dass die Teilnahme an einer Wahl zu 
den Grundtugenden der Demokra¬ 
tie zähle, mit der man zugleich seine 
Sympathie für eine Partei ausdrücke. 
Da in Bayern die Partei „Die Linke“ 
wie auch die DKP auf dem Fragebo- 
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Konferenz in der Kasseler „Bücher-Oase“. 


gen zu den inkriminierten Organisa¬ 
tionen zählen, würde die wahrheits¬ 
gemäße Auskunft über die Wahl die¬ 
ser Parteien zugleich bedeuten, dass 
die Wahl ihren geheimen Charakter 
verliere. 

Zwei Mitglieder berichteten von 
ihrem momentanen 
Rechtsstreit gegen 
die intensive Ob¬ 
servation durch den 
„Verfassungsschutz“ 
und die daraus re¬ 
sultierenden Vor¬ 
würfe So folgerten 
die Dienste in Hessen und Baden- 
Württemberg aus der Teilnahme an 
antifaschistischen Aktivitäten, dass 
das Engagement mit dem Stempel 
der „Verfassungsfeindlichkeit“ belegt 
werden müsse. Die Feststellung, dass 
es eine Kontinuität bei den Eliten aus 


„Kommunistisch begründeter 
Antifaschismus“, also 
unzulässig. 


der Nazi-Zeit in die Bundesrepublik 
hinein gebe, wurde als „kommunis¬ 
tisch begründeter Antifaschismus“ 
gewertet, sei also unzulässig. 

Die Darstellung dieser Absur¬ 
ditäten wurde ergänzt durch pro¬ 
zessrechtliche Tricks des „Verfas¬ 
sungsschutzes 44 So 
wurde mit „Sperr¬ 
erklärungen“ gear¬ 
beitet. Damit kann 
eine Behörde er¬ 
klären, dass Akten 
nicht bekannt wer¬ 
den dürfen, wenn 
dadurch vermeintlich dem Wohl 
Deutschlands oder eines Bundes¬ 
landes Nachteile entstehen könnten. 
Diese Form der Rechtsfindung offen¬ 
bart sich in Akten oder Dokumenten 
allerdings durch Schwärzungen, die 
unterbrochen sind durch die Aufrei¬ 


hung und Bewertung „verdächtiger“ 
Aktivitäten. Die Schwärzungen seien 
nötig zum Schutz der beobachtenden 
Organe. Nicht einmal den Rechtsan¬ 
wälten werde die Ursprungsversion 
zur Verfügung gestellt. Schließlich 
müssen die Richter „die Wahrheit 44 
aus den ausgewählten Quellen re- 
kons-truieren, die der „Verfassungs¬ 
schutz“ ihnen vorliegt. 

Wie aktuell gegen diese Politik 
vorgegangen werden kann, belegte 
die Initiative mit ihrem herausragen¬ 
den Engagement und dem der Ge¬ 
werkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft in Hannover. Dort stehen die 
Berufsverbote auf der Tagesordnung 
des niedersächsischen Landtages. Es 
geht um Aufarbeitung und Rehabi¬ 
litierung. Andere Bundesländer und 
der Bundestag tun sich da schwerer. 
Winfried Kretschmann, ehemaliges 
Mitglied des Kommunistischen Bun¬ 
des Westdeutschland (KBW) und nun 
grüner Ministerpräsident in Stutt¬ 
gart, fasst das Thema „Berufsverbot“ 
nicht einmal mit spitzen Fingern an. 
Der Petitionsausschuss des Bundes¬ 
tages nimmt die Petitionen zwar an, 
behandelt sie auch - um sie dann in 
der Form antikommunistischer Text¬ 
bausteine abzulehnen. 

Der beste Schutz vor weiteren 
Berufsverboten und deren Vorberei¬ 
tung sei die Verbindung zur demo¬ 
kratischen Öffentlichkeit. Um „Wis¬ 
senslücken“ auszugleichen, müsse der 
Weg in die Schulen und Universitä¬ 
ten, zu den Gewerkschaften und de¬ 
mokratischen Organisationen einge¬ 
schlagen werden. Zeitzeugengesprä¬ 
che haben sich schon vielfach gegen 
Wissens- und Demokratiedefizite als 
außerordentlich sinnvoll erwiesen. In 
Vorbereitung ist eine Ausstellung, die 
im kommenden Jahr bundesweit an- 
geboten wird. 

Uwe Koopmann 


Thüringen: Vor einer komplizierten Wahl? 

Es ist nicht sicher, dass Ramelow am 5. Dezember gewählt wird 


Am 5. Dezember ist es soweit. Ob 
Bodo Ramelow an diesem Tag aber 
tatsächlich zum ersten Ministerprä¬ 
sidenten der Partei „Die Linke“ in 
einem Bundesland gewählt wird, ist 
noch ungewiss. Denn im Thüringer 
Landtag verfügen Linkspartei, SPD 
und Grüne bekanntlich gemeinsam 
nur über 46 der 91 Mandate. 

Wenn an diesem Tag also nicht 
alle Abgeordneten der Linkspartei, 
der SPD und der Grünen im ersten 
oder zweiten Wahlgang für Ramelow 
stimmen, wird es kompliziert, denn in 
Thüringen herrscht Unklarheit darü¬ 
ber, wie die Landesverfassung im Falle 
eines dritten Wahlgangs im Parlament 
auszulegen ist. 

Zu einem 3. Wahlgang könnte es 
nicht nur deshalb kommen, weil sich 
vor allem die SPD nicht sicher sein 
kann, ob alle ihre Landtagsabgeord¬ 
neten für den Politiker der Partei „Die 
Linke“ stimmen werden. Und unter 
den Mitgliedern der Partei „Die Lin¬ 
ke“ - und sicher auch in der Landtags¬ 
fraktion - herrscht nach wie vor große 
Verärgerung über die „Unrechtsstaat“- 
Erklärung führender Linksparteipoli¬ 
tiker. Ramelow setzte jüngst mit sei¬ 
nem üblen Vergleich zwischen Gesta¬ 
po und „Stasi“ dem Ganzen noch die 
Krone auf - auch wenn er die Aussa¬ 
gen in einem späteren ND-Interview, 
das am 24. November erschien, rela¬ 
tivierte: Eine Gleichsetzung verbiete 
sich. „Die NS-Verbrechen dürfen nicht 
relativiert werden.“ Bodo Ramelow 
sprach sich in diesem Interview wei¬ 
ter für eine historische Auseinander¬ 
setzung aus, welche die Geschichte der 
DDR wie der alten Bundesrepublik 
gleichermaßen berücksichtigen müs¬ 
se: „Ehrliche Aufarbeitung muss beide 
Seiten in den Blick nehmen, weil sich 


die beiden politischen Systeme in Ost 
und West stets gegenseitig bekämpft 
und letztlich sich doch auch beein¬ 
flusst haben. Man kann nicht die eine 
Seite ohne den Blick auf die andere 
Seite verurteilen oder loben.“ Ein kri¬ 


Sollte Ramelow im 1. oder 2. Wahl¬ 
gang keine Mehrheit erreichen, würde 
im 3. Wahlgang eine einfache Stimmen¬ 
mehrheit nur genügen, wenn er zumin¬ 
dest einen Gegenkandidaten oder eine 
Gegenkandidatin hätte ... 



tischer Umgang mit Geschichte heiße 
für ihn deshalb auch, „eine Aufhebung 
des KPD-Verbots, die Rehabilitation 
der Berufsverbote-Opfer und einen 
sofortigen Stopp der so genannten 
Blauhemd-Prozesse wegen des Tra¬ 
gens von FDJ-Symbolen zu fordern“. 
Er forderte unter anderem auch, „die 
gekürzten Renten von Menschen im 
damaligen Staatsapparat der DDR“ zu 
thematisieren. Die Rentenkasse dürfe 
nicht als ideologisches Kampfinstru¬ 
ment herhalten. 


Und wenn er nicht gewählt wird, 
was dann? Dann würde wahrschein¬ 
lich die bisherige Landesregierung ge¬ 
schäftsführend im Amt bleiben und 
die CDU neue Verhandlungen mit der 
SPD und den Grünen suchen. Neuwah¬ 
len schließt die CDU bislang aus. 

Ob es aber einen solchen Gegen¬ 
kandidaten, eine Gegenkandidatin ge¬ 
ben wird, war zum Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe der UZ noch ungewiss. 
Die bisherige Ministerpräsidentin 
und CDU-Vorsitzende in Thüringen, 


Christine Lieberknecht, will erst kurz 
vor dem 5. Dezember über eine eigene 
Kandidatur entscheiden. Ihre Kandida¬ 
tur wird bereits seit einiger Zeit von der 
Linkspartei gefordert, um klare Fron¬ 
ten im Landtag zu schaffen. 

Doch die CDU ist in Thüringen 
heillos zerstritten. Teile der Landtags¬ 
fraktion haben sich gegen Christine 
Lieberknecht gestellt. Der Landesvor¬ 
sitzende der CDU-Mittelstandsverei- 
nigung (MIT), Gerd Albrecht, sprach 
sich zumindest gegen ihre erneute 
Kandidatur für den CDU-Vorsitz in 
Thüringen aus. Einige CDU-Kreisver- 
bandsvorsitzende warfen ihr vor, die 
Union habe sich unter ihrem Vorsitz 
„zu sehr sozialdemokratisiert“, andere 
kritisierten, sie habe in der Bildungspo¬ 
litik zu viele Kompromisse gegenüber 
der SPD gemacht. Kritik gibt es an ih¬ 
rer Personalpolitik und ihrer Distanz 
zur AfD. Zudem sind die Beziehungen 
zwischen Christine Lieberknecht und 
Mike Mohring, dem Fraktionschef der 
Partei im Thüringer Landtag seit Jah¬ 
ren angespannt. Mohring gilt als enger 
Vertrauter des ehemaligen Minister¬ 
präsidenten Dieter Althaus, den Lie¬ 
berknecht im Jahr 2009 an der Spitze 
der CDU und auch an der Spitze der 
Landesregierung ablöste. Mohring 
strebte damals ebenfalls beide Posten 
an. Er wurde lange als Nachfolger von 
Althaus gehandelt. 

Mit voller Rückendeckung ihrer 
Landtagsfraktion kann also Frau Lie¬ 
berknecht nicht rechnen. Aber auch 
Fraktionschef Mike Mohring würde 
wahrscheinlich nicht alle CDU-Stim- 
men erhalten. 

Inzwischen macht die CDU im 
Bund und in Thüringen gegen die Wahl 
Ramelows weiter massiv mobil. 

Nina Hager 
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Die Krise lässt sich nicht einschläfern 

Austausch und Diskussion zur Krise bei Blockupy 



as Blockupy-Wochenende, 21- 
23.11. in Frankfurt, war ein Ort 
des Austauschs zwischen Akti¬ 
ven aus sozialen Bewegungen und 
linken Parteien. Viele Workshops 
und Arbeitsgruppen hatten die Kri¬ 
se und ihre Folgen sowie Perspekti¬ 
ven des Widerstands zum Thema. Die 
DKP organisierte einen Workshop 
zur marxistischen Krisenanalyse. Die 
Podiumsdiskussion am Freitagabend 
drehte sich um „sieben Jahre Krise in 
Europa“ Auf dem Podium waren Ulri¬ 
ke Herrmann, taz-Autorin und Jannis 
Milios, Wirtschaftsprofessor in Athen, 
Syriza-Parlamentsabgeordneter und 
Verantwortlicher für Wirtschaftspoli¬ 
tik. Die taz-Autorin sah die Eurokrise 
in vier verschiedenen Krisen auftre- 
ten, in einer Überschuldungskrise, in 
der falschen Konstruktion des Euro, 
in einer Wettbewerbskrise und einer 


Die DKP organisierte einen 
Workshop zur marxistischen 
Krisenanalyse 


Krise des Managements. Die Lösung 
liege in höheren deutschen Löhnen, 
einer EZB die Staatsanleihen auf¬ 
kauft und darin, die Staatsschulden 
der Krisenländer einfach in die Bi¬ 
lanz der EZB einzugliedern und mit 
langen Laufzeiten und niedrigen Zin¬ 
sen „einzuschläfern“ Das sorgte zwar 
für Erheiterung, die meisten Zuhörer 
dürften den Vorschlag aber als unrea¬ 
listisch empfunden haben. 

Im Workshop am Vormittag hatte 
der stellvertretende DKP-Vorsitzen¬ 
de Hans-Peter Brenner die Analyse 
Lenins betont, dass das Banken- mit 
dem Industriekapital zum Finanzka¬ 
pital verschmolzen ist. Der Grund der 
Krise liege in der Überproduktion 
und könne nicht von der sogenann¬ 
ten „Realwirtschaft“ getrennt werden. 
Die Versuche, diese Verschmelzung 
„aufzulösen“ und das Problem in den 
„Finanzmärkten“ zu suchen, tauchte 
bereits beim sozialdemokratischen 
Politiker Hilferding auf, der meinte, 
das Kapital sei in der „Verfügung der 
Banken und in der Verwendung der 
Industrie.“ 

Der Wirtschaftsprofessor Milios 
betonte zwar, man könne nicht von 
einem „Casino“ sprechen und lehnte 


Zunehmend kommt es in verschiede¬ 
nen bundesdeutschen Städten zu Auf¬ 
märschen christlicher Fundamentalis¬ 
ten, reaktionärer Kreise und auch Neo¬ 
nazis, die gegen die Gleichstellung von 
Lesben und Schwulen sowie alterna¬ 
tive Lebensformen mobil machen. So 
nahmen am vergangenen Sonnabend 
in Hannover erneut 300 Ewiggestrige 
an einer Demonstration teil, die unter 
dem Motto „Ehe und Familie vor! - 
Stoppt Gender-Ideologie und Sexuali¬ 
sierung unserer Kinder“ stand. Ähnlich 
wie seit einigen Monaten beispielswei¬ 
se in Baden-Württemberg versuchen 
die Reaktionäre auch in Niedersach¬ 
sen Stimmung gegen Pläne der dorti¬ 
gen „rot-grünen“ Landesregierung zu 
machen, die plant, dass Informationen 
über Homo-, Bi-, Trans- und Interse¬ 
xualität auch im Schulunterricht dar¬ 
gestellt werden sollen, um Vorurteile 
abzubauen. 

Gegen den Aufmarsch der Rechten 
hatten sich unter dem Motto „Vielfalt 
statt Einfalt“ ebenfalls rund 300 Per¬ 
sonen versammelt. Darunter befanden 
sich Mitglieder von Piraten- und Links¬ 
partei, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und antifaschistische Organisationen. 

Erst eine Woche zuvor hatte eine 
Organisation mit dem fadenscheinigen 
Namen „Besorgte Eltern“ in Dresden 
zu einer Demonstration gegen eine 


die Trennung in „gutes“ und „böses“ 
Kapital explizit ab. In seinen Ausfüh¬ 
rungen nannte er als Hauptprobleme 
den Neoliberalismus als eine „Form 
der Ausbeutung des globalen Finanz¬ 
systems“. Die Finanzmärkte hätten 
eine Struktur etabliert, die Milios 
„eine Technologie der Macht“ nennt. 
Diese Struktur übe Druck auf die 
einzelnen Kapitalisten aus, die von 
den Finanzmärkten abhängig seien. 
Es gäbe keinen Wettbewerb mehr, 
sondern „nur noch die Macht der Fi¬ 
nanzmärkte“. Die Finanzkrise sei zwar 
„systemisch“, das Problem sei aber 
eine „falsche Politik“ - die neolibe¬ 
rale Strategie. 


angebliche „Frühsexualisierung“ von 
Kindern an Grundschulen aufgerufen. 
Auch diese Demonstration fand unter 
dem Mantel einer angeblichen Kritik 
daran statt, dass Kinder im Schulun¬ 
terricht zu früh mit verschiedenen Le¬ 
bensformen und Sexualität konfron¬ 
tiert würden. In der Realität machten 
die Teilnehmer jedoch auch in diesem 
Fall gegen die Gleichstellung von Les¬ 
ben, Schwulen, Bi- und Transsexuellen 
mit heterosexuellen Lebensentwürfen 
mobil. 


Selbsternannte 
Lebensschützer gegen 
Frauenrechte und 
alternative Lebensformen 


Wohlwollend begleitet werden der¬ 
lei Aufmärsche derzeit von der Rechts¬ 
außenpostille „Junge Freiheit“, die sich 
sogar mit einer eigenen Schwerpunkt¬ 
ausgabe der besagten Themen annahm 
und gegen die Arbeit von Aufklärungs¬ 
netzwerken mobil machte, die in ver¬ 
schiedenen bundesdeutschen Städten 
aktiv sind, um Projekte mit Schülerin¬ 
nen und Schülern durchzuführen. In 
deren Rahmen sollen diese über un¬ 
terschiedliche Facetten von Sexualität 
aufgeklärt und informiert werden. 


Hans-Peter Brenner bevorzugte 
in seinem Referat am Vormittag den 
Begriff sozialreaktionär, um deutlich 
zu machen, dass seit mehr als zwanzig 
Jahren Errungenschaften der Arbei¬ 
terbewegung bekämpft werden, um 
die Gewinne zu steigern. Der Staat 
sei keineswegs weniger wichtig für die 
Monopole geworden, und die Krise 
von 2008 hat mit „Abwrackprämie“ 
und „Bankenrettungsschirmen“ die 
enorme Rolle des Staates gezeigt. 

Wie es aus der Krise herausgehen 
sollte, beantwortet Milios mit einer 
„Linksregierung“, die von einer star¬ 
ken Bewegung getragen werden müs¬ 
se. Die Finanzen müssten in „öffent- 


„Wer die traditionelle Familie über¬ 
winden will, muss Mann und Frau ge¬ 
geneinander ausspielen und ihre Kin¬ 
der physisch und psychisch aus der 
familiären Bindung lösen. Wird die 
Bindungsfähigkeit der ganztags kol¬ 
lektivierten Kinder zusätzlich durch 
Sexualisierung geschwächt, kann die 
Auflösung der überlieferten Form des 
Zusammenlebens zum Selbstläufer 
werden“, hetzte die „Junge Freiheit“ 
beispielsweise. 

Christliche Fundamentalisten, die 
bei Protesten in Stuttgart auch vor ei¬ 
ner „Verschwulung unserer Kinder“ 
warnten, machen hingen nicht nur ge¬ 
gen alternative Lebensformen mobil. 
Ihr Hass richtet sich auch auf Frauen, 
die abtreiben und erst recht auf Medi¬ 
ziner, die Abtreibungen durchführen. 
So marschierten erst kürzlich Anhän¬ 
ger der CDU und der sozialchauvinis¬ 
tischen Alternative für Deutschland 
(AfD) in Stuttgart auf, um vor dem 
dortigen Rathaus gegen eine Klinik 
des Abtreibungsmediziners Friedrich 
Stapf in der baden-württembergischen 
Landeshauptstadt zu hetzen. Insgesamt 
rund 100 Personen, die sich selbst als 
„Lebensschützer“ bezeichnen, demons¬ 
trieren gegen den Umzug der Klinik in 
neue Räumlichkeiten. 

Die Stadt Stuttgart habe „wich¬ 
tigere Aufgaben, als beim Gewerbe 


liches Gut verwandelt“ werden, das 
für die Bedürfnisse der Bevölkerung 
eingesetzt werde. Das Geld solle zu 
einem „Mittel des Wohlstands des 
Volkes“ werden. Das Bankensystem 
müsse für soziale Wohlfahrt, nicht 
für Profite da sein, die EU müsse im 
Interesse der Bevölkerung nicht der 
Banken handeln. Wie das ohne den 
Bruch mit den Macht- und Eigen¬ 
tumsverhältnissen gehen solle, über¬ 
ließ Milios „der Bewegung“. Syriza 
verfügt mittlerweile über ein ausge¬ 
zeichnetes Kontaktsystem zu allen 
wichtigen Regierungen Europas und 
zur EZB. Der Parteivorsitzende Ale¬ 
xis Tsipras traf sich bereits mehrmals 
mit Jörg Asmussen, Staatssekretär im 
Bundesarbeitsministerium und Mit¬ 
glied des EZB-Präsidiums. Laut dem 
Ökonomen und ehemaligen EU- 
Task-Force-Mitglied Jens Bastian sei 
es gelungen, „Missverständnisse aus¬ 
zuräumen über Schuldenermäßigun¬ 
gen, und bestimmte politische Posi¬ 
tionen zu klären, zum Beispiel über 
Griechenlands Euro-Zugehörigkeit.“ 
Tsipras strebt zur Schaffung eines 
„offenen, demokratischen und kohä¬ 
renten Europas“ als ersten Schritt die 
„Stabilisierung der Eurozone“ an, wie 
er bei einer Veranstaltung des öster¬ 
reichischen Bruno-Kreisky-Forums 
sagte. 

Während Syriza im Wahlkampf 
2012 noch die Streichung der Schul¬ 
den forderte, ging die Partei im letz¬ 
ten Jahr dazu über, zwischen „guten“ 
und „schlechten“ Schulden zu unter¬ 
scheiden. Diese Unterscheidung lehn¬ 
te Milios zwar nicht explizit ab, nahm 
sie aber nicht vor. Konkret wurde er 
bei der Erläuterung der Idee von Sy¬ 
riza bezüglich der Staatsschulden, 
die dem Vorschlag von Ulrike Herr¬ 
mann ähnelt. Die Schulden sollten zu 
50 Prozent in die EZB-Bilanz aufge¬ 
nommen werden und die Rückzah¬ 
lung bis 2050 oder später verschoben 
werden. Sie sollten bestehen bleiben, 
aber nicht bedient werden müssen. 
Wenn 20 Prozent ihres Werts erreicht 
sind, würden sie zurückgezahlt. Der 
Moderator Thomas Sablowski von 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung warf 
die Frage auf, ob das nicht eher ein 
Klassenkompromiss sei, und erntete 
Applaus. Es gibt noch viel Diskussi¬ 
onsbedarf. 

Philipp Kissel 


der vorgeburtlichen Kindstötung hel¬ 
fend dem Tötenden unter die Arme zu 
greifen“, schwadronierte AfD-Stadtrat 
Heinrich Fiechtner. Seine Parteifreun¬ 
din Martina Kempf behauptete, dass 
zwei Drittel der abtreibenden Frauen 
von ihrem Umfeld zu diesem Schritt 
genötigt würden und dafür mit schwe¬ 
ren Traumata bezahlten. 

Dass Aufklärungsgegner und Le¬ 
bensschützer in der Vergangenheit 
auch Unterstützung von Neofaschis¬ 
ten erhielten, dürfte kaum verwundern. 
Gestört hat dies offenbar jedoch weder 
die Demonstranten in Dresden, noch in 
B aden-Württemberg. 

Da in der Vergangenheit - etwa in 
Stuttgart - sogar mehr als 3 000 Perso¬ 
nen einem Aufruf der Fundamentalis¬ 
ten folgten, wird die politische Linke 
kaum umhinkommen, diese Proble¬ 
matik genauestens im Auge zu haben 
und gegen jedwedes gesellschaftspoli¬ 
tische Rollback mobil zu machen. Wie 
schnell aus derartigen Aufmärschen 
der Reaktionäre sogar eine Massen¬ 
mobilisierung entstehen kann, haben 
die Aufmärsche von Gegner der Ho- 
mo-Ehe in Frankreich in den letzten 
Jahren bewiesen. Diese bleiben nicht 
einmal friedlich. Vielmehr wurde dort 
gezielt Jagd auf Lesben, Schwule und 
Antifaschisten gemacht. 

Markus Bernhardt 


Worch-Partei als 
Auffangbecken 

Vom personellen Aderlass der sächsi¬ 
schen NPD will die Neonazi-Partei „Die 
Rechte“ profitieren. Sie bringt ihren dor¬ 
tigen Landesverband, der im Augenblick 
nur auf dem Papier besteht, neu an den 
Start. „Der zurzeit noch inaktive Rechte- 
Landesverband Sachsen wird in Kürze 
wieder reaktiviert“, kündigte Christian 
Worchs Partei auf ihrer Facebook-Seite 
an. „Erfahrene und zuverlässige Kame¬ 
raden“ hätten es in die Hand genommen, 
den Verband wieder aufzubauen. Man 
wolle „all jenen eine politische Heimat 
geben, die in der NPD nicht mehr er¬ 
wünscht sind oder die lieber ihrem Ge¬ 
wissen folgen, anstatt der Geldbörse 
und einem bezahlten Posten“, ließ der 
Ex-NPDler Alexander Kurth verlauten. 

Ende Oktober hatten mit Landesvi¬ 
ze Maik Scheffler und Paul Rzehaczek 
zwei Vorstandsmitglieder der Sachsen- 
NPD ihren Rücktritt eingereicht. In 
dieser Woche waren mehrere Kommu¬ 
nalpolitiker aus dem Raum Görlitz aus 
der Partei ausgetreten, darunter Torsten 
Hiekisch, ein weiteres Mitglied des Lan¬ 
desvorstands, und Frank Mühle, der regi¬ 
onale Kreisvorsitzende. Der von Scheff¬ 
ler und der Gruppe rund um Hiekisch 
massiv kritisierte Chef der Sachsen-NPD, 
Holger Szymanski, ging inzwischen sei¬ 
nerseits mit seinen Gegnern ins Gericht. 
Er attestierte ihnen ein „unkamerad¬ 
schaftliches Verhalten“. Sie hätten einse- 
hen müssen, dass sie „im Landesverband 
keine Mehrheiten gewinnen können und 
haben nun den Rückzug angetreten - das 
alles im Fall von Scheffler und Hiekisch 
verbunden mit wüsten Beschimpfungen 
und Unterstellungen“. Als Auslöser des 
Konflikts macht Szymanski den Streit 
über die Parteimitgliedschaft von Alex¬ 
ander Kurth aus, den der NPD-Landes- 
chef einen „Schwerkriminellen“ nennt, 
der durch sein „Vorleben, das er der Par¬ 
tei nicht in vollem Umfang offenbart hat, 
für einen schweren Ansehensverlust der 
NPD in der Öffentlichkeit gesorgt hat“. 
(blick nach rechts) 

Großdemonstration gegen 
Innenministerkonferenz 

Mit einer bundesweiten Demonstration, 
die am 6. Dezember in Köln stattfinden 
soll, wollen verschiedene linke Organi¬ 
sationen und Parteien gegen die soge¬ 
nannte Innenministerkonferenz (IMK) 
protestieren, die am 11. und 12. Dezem¬ 
ber in der Domstadt stattfinden soll. Ge¬ 
meinsam mit verschiedenen kurdischen 
Gruppen wollen die IMK-Gegner auf 
die menschenunwürdige Flüchtlingspo¬ 
litik in der Bundesrepublik aufmerksam 
machen und ein Zeichen gegen Rassis¬ 
mus und Ausgrenzung setzen. Eine wei¬ 
tere Forderung des Protestbündnisses 
ist, das Verbot der kurdischen Arbei¬ 
terpartei PKK endlich aufzuheben. Zu 
den Protesten werden mehrere Tausend 
Menschen erwartet. bern 

Töten kein Jugendevent 

„Die Bundeswehr ist auf der Jugendmes¬ 
se YOU eine absolute Fehlbesetzung“, 
erklärt die Dortmunder Bundestagsab¬ 
geordnete der Partei „Die Linke“, Ulla 
Jelpke, zur Diskussion um die Beteili¬ 
gung der Truppe an der am Wochenen¬ 
de stattfindenden Messe. Jelpke weiter: 
„Die Bundeswehr tritt im Segment Bil¬ 
dung, Karriere, Zukunft 4 auf. Das ist gro¬ 
ber Etikettenschwindel. Wer zum Mili¬ 
tär geht, hat sich seine Zukunft oft genug 
schon verbaut, und die erhoffte Karriere 
endet auf dem Friedhof oder in der Psy¬ 
chiatrie. Dass das schon im Frieden pas¬ 
sieren kann, hat sich ja beim tragischen 
Unglück 1996 gezeigt. 

Mir fehlt jedes Verständnis dafür, 
die Bundeswehr zu einer sogenannten 
,Leitmesse für Jugendkultur 4 einzuladen. 
Was sollen die Jugendlichen denn dort 
lernen? Wie man Konflikte mit Gewalt 
angeht? Wie man sogenannte Kollate- 
ralschäden in Kauf nimmt, um die eige¬ 
nen Interessen durchzusetzen? Töten ist 
kein Jugendevent, und die Bundeswehr 
ist kein guter Umgang, weder für Jugend¬ 
liche noch für Erwachsene. Ich begrüße 
deswegen den Beschluss des Landesju¬ 
gendrings, gegen die Militärreklame auf 
der Ausstellung zu protestieren, und for¬ 
dere die Messeleitung auf, künftig auf die 
Einladung solcher gewaltbereiter Orga¬ 
nisationen zu verzichten und die ange¬ 
kündigten Proteste nicht zu behindern“ 


Zurück ins Mittelalter? 

Ewiggestrige, Fundamentalisten, AfD und CDU finden sich 
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Entführung als Vorwand 

Die Unterbrechung der Friedensgepräche zwischen kolumbianischer Regierung und FARC wurde provoziert 


Von Beginn an waren die Friedens¬ 
gespräche zwischen kolumbianischer 
Regierung und Revolutionären Streit¬ 
kräften in Havanna immer wieder von 
Störmanövern rechter Kräfte begleitet 
gewesen. Der Krieg in Kolumbien ist 
für Waffenhändler und Drogenbosse, 
aber auch für eine Politikerkaste, die 
ihr repressives Gesellschaftsmodell an¬ 
gesichts des frischen Windes aus den 
Nachbarländern rechtfertigen will, zur 
Notwendigkeit geworden. Die illegalen 
Geschäfte sind schon lange ganz vorn 
bei den Branchen, die die Wirtschaft 
des Landes ankurbeln. Und der Krieg 
bringt sogar Steuern: Die Regierung 
nimmt eine Kriegssteuer, die Gueril¬ 
la eine Friedenssteuer bei den Unter¬ 
nehmen. 

Aber auf Seiten der Guerillas (auch 
des ELN und den Restbeständen des 
maoistischen EPL) geht es ja nicht um 
die Erhebung einer Steuer - die sie 
zur Finanzierung des bewaffneten und 
politischen Widerstands brauchen -, 
sondern um gesellschaftliche Verände¬ 
rungen. Die wären bei entsprechender 
Chancengleichheit in einem demokra¬ 
tischen Staat am ehesten ohne Waffen 


Wut und Empörung 

Von drei symbolträchtigen Orten in Me¬ 
xiko-Stadt marschierten am Donners¬ 
tagabend rund 30 000 Menschen auf 
den zentralen Platz Zöcalo, um ihrer 
Wut über die Ermordung von 43 Stu¬ 
denten Ausdruck zu geben. Sie demons¬ 
trierten zunächst friedlich für eine voll¬ 
ständige Aufklärung des Schicksals der 
Studenten. Auch in den Bundesstaaten 
Guerrero, Morelos, Puebla, Guanaju- 
ato und Tamaulipas gingen Menschen 
auf die Straße. Das Verschwinden der 
Studenten hat einmal mehr die engen 
Verbindungen zwischen Staat und or¬ 
ganisierter Kriminalität in Mexiko of¬ 
fengelegt. Seit Wochen gehen die Men¬ 
schen gegen Gewalt und Straflosigkeit 
auf die Straße. 

Söcrates in Haft 

Portugals früherer Ministerpräsident 
Jose Söcrates bleibt nach seiner Fest¬ 
nahme in der Nacht zum 22. Novem¬ 
ber in Polizeigewahrsam. Ihm werden 
Steuerbetrug und Geldwäsche zur Last 
gelegt. Nach Abschluss der Verneh¬ 
mungen muss der Ermittlungsrichter 
entscheiden, ob der 57-Jährige in Un¬ 
tersuchungshaft genommen oder frei¬ 
gelassen wird. 

Streiks in Belgien 

In mehreren belgischen Provinzen sind 
Gewerkschafter am Montag gegen das 
Sparprogramm der neuen Regierung 
in den Streik getreten. Der öffentliche 
Nahverkehr kam vielerorts zum Erlie¬ 
gen, zudem blockierten Beschäftigte 
zahlreiche Unternehmen. Nach Ge¬ 
werkschaftsangaben kam in der Provinz 
Limburg bei Dutzenden Großunterneh¬ 
men der Betrieb zum Stillstand. Beson¬ 
ders betroffen von den Arbeitsniederle¬ 
gungen war Belgiens größter Hafen in 
Antwerpen. Zu den Protesten gegen die 
Sparpolitik der Rechts-Regierung unter 
Premierminister Charles Michel haben 
mehrere Gewerkschaften aufgerufen. 
Der Arbeitskampf soll an den kommen¬ 
den Montagen in mehreren Provinzen 
fortgesetzt werden. Für den 15. Dezem¬ 
ber ist ein Generalstreik geplant. 

140 Milliarden Dollar Schaden 

Wegen westlicher Sanktionen und ei¬ 
nes niedrigen Ölpreises verliert Russ¬ 
land in diesem Jahr rund 140 Milli¬ 
arden Dollar (knapp 113 Milliarden 
Euro). Allein der Schaden durch die 
„Strafmaßnahmen infolge der Ukra¬ 
inekrise“ liege bei 40 Milliarden Dol¬ 
lar, sagte Finanzminister Siluanow am 
Montag Die Auswirkungen der EU- 
und USA-Sanktionen seien wesentlich, 
aber der niedrige Ölpreis sei viel kriti¬ 
scher für den Haushalt, meinte er. „90 
bis 100 Milliarden Dollar verlieren wir, 
weil der Ölpreis um 30 Prozent gefal¬ 
len ist“, sagte Siluanow. Der russische 
Staatshaushalt hängt fast zur Hälfte 
von den Einnahmen aus dem Geschäft 
mit Energierohstoffen ab. 


zu erreichen, weshalb die FARC im¬ 
mer wieder auf Friedensgespräche ori¬ 
entiert haben. Und weshalb nicht nur 
die oben genannten Wirtschaftsmächte, 
sondern eben auch die politische Rech¬ 
te in Wirklichkeit nicht verhandeln will. 
Dass diese Angst vor gleichen Bedin¬ 
gungen für alle hat, bewies sie mit der 
Ermordung von fünftausend Mitglie¬ 
dern der Patriotischen Union, die sich 
in den 80er Jahren vor allem aus demo¬ 
bilisierten FARC-Guerilleros gebildet 
hatte, als damals ein Friedensschluss 
nahe war. Und sie beweist es heute, 
wo seit ihrer Gründung vor zwei Jah¬ 
ren mittlerweile siebzig Mitglieder der 
„Marcha Patriötica“ ermordet wurden. 

Gespräche aber verlangt die Welt, 
und mit Unterstützung von Kuba und 
Norwegen als Garantiemächten began¬ 
nen vor zwei Jahren konkrete Verhand¬ 
lungen (zum Stand s. UZ vom 24. Ok¬ 
tober). Nachdem diverse Provokatio¬ 
nen an der Gelassenheit der Guerilla 
und den Manifestationen des Volkes 
für einen Friedensschluss gescheitert 
waren, wurde nun ein Köder ausgelegt, 
der verfangen musste: Brigadegeneral 
Rüben Alzate wurde in Begleitung ei- 


Nach dem britischen Unterhaus hat 
nun auch die Abgeordnetenkammer 
des spanischen Parlaments mit großer 
Mehrheit eine Resolution beschlos¬ 
sen, mit der die spanische Regierung 
aufgefordert wird, Palästina als unab¬ 
hängigen Staat anzuerkennen. Und 
dies trotz der jüngsten Zuspitzung der 
Situation in Jerusalem und dem West¬ 
jordanland. Für den 28. November ist 
eine Abstimmung über eine ähnliche 
Resolution in der französischen Na¬ 
tionalversammlung angesetzt. Es ist 
abzusehen, dass auch dort eine starke 
Mehrheit für die Anerkennung zustan¬ 
de kommen wird. 

Der am 18. November in Anwesenheit 
einer Delegation der Palästinensischen 
Vertretung in Spanien beschlossene 
Text wurde mit 319 Ja-Stimmen bei 
nur 2 Gegenstimmen und einer Ent¬ 
haltung angenommen. Er fordert die 
Regierung auf, Palästina „als Staat und 
Völkerrechtssubj ekt“ anzuerkennen. 
Die Resolution ist allerdings lediglich 
eine „Empfehlung“ ohne bindende 
Wirkung für die Regierung. 

Der Antrag war ursprünglich von 
den Sozialisten (PSOE) eingebracht 
worden, die derzeit in der Opposition 
sind. Die große Mehrheit für den Text 
kam erst zustande, als die Sozialisten 
in Verhandlungen mit der rechtskon¬ 
servativen Volkspartei (PP) von Re¬ 
gierungschef Rajoy einen Kompro¬ 
miss akzeptierten. Während sich der 
ursprüngliche Text für sofortige An¬ 
erkennung Palästinas aussprach, wird 
jetzt keine Frist genannt. Außerdem 
wurde auf Drängen der Rechtskonser¬ 
vativen der Satz eingefügt, die staat¬ 
liche Anerkennung Palästinas müsse 
„Folge eines Verhandlungsprozesses 
zwischen den Parteien sein, der Frie¬ 
den und Sicherheit für beide Seiten, 
die Achtung der Rechte der Bürger 
und die regionale Stabilität garantiert“. 
Die Regierung wird aufgefordert, auch 
in der EU für eine „konzertierte Ak¬ 
tion“ in diesem Sinn aktiv zu werden, 
wobei „die legitimen Besorgnisse, In¬ 
teressen und Bestrebungen des Staa¬ 
tes Israel voll berücksichtigt“ werden 
müssen. 

Trotz dieser von den Rechten als 
abschwächend angesehenen Formulie¬ 
rungen, die der Regierung einen gro¬ 
ßen Handlungsspielraum überlassen, 
hat die Netanjahu-Regierung die An¬ 
nahme der Resolution im spanischen 
Parlament mit allen Mitteln diploma¬ 
tischen Drucks zu verhindern versucht. 
Offensichtlich fürchten die israelischen 
Machthaber eine Kettenreaktion ähnli¬ 
cher Parlamentsbeschlüsse oder Regie¬ 
rungsentscheidungen zur direkten An¬ 
erkennung Palästinas, wie sie Schweden 
am 30. Oktober vollzogen hat. 


nes Gefreiten und einer Rechtsanwäl¬ 
tin im Nordwesten Kolumbiens, nahe 
Quibdö, der Hauptstadt des Depart¬ 
ments Chocö von FARC-Einheiten 
gefangen genommen. Dass ein über 
Jahrzehnte im Antiguerillakampf er¬ 
fahrener General - in Bermudashorts 
wie bei einem Campingausflug - in 
den Regenwäldern einer der stark um¬ 
kämpften Zonen des Landes in einem 
Boot spazieren fährt, kann bei nähe¬ 
rer Betrachtung kaum eine Dummheit 
sein: Entweder ist es seine eigene Be¬ 
rechnung oder eine Falle der eigenen 
Leute. Da er die Sache durchaus mit 
dem Leben bezahlen könnte, ist von 
der zweiten Möglichkeit auszugehen. 
Der erste, der die Sache per Twitter be¬ 
kannt machte, war übrigens Ex-Präsi- 
dent Uribe, der eifrigste Saboteur und 
Gegner der Verhandlungen. 

Jedenfalls ist der General „ent¬ 
führt“, wie die Regierung und unisono 
alle konventionellen nationalen und in¬ 
ternationalen Medien trompeten, und 
die Regierung setzte sofort die Gesprä¬ 
che in Havanna aus. Sie hält es für nicht 
hinnehmbar, dass einer der ihren inmit¬ 
ten von Verhandlungen zum Kriegsge- 


Vor der für den 28. November 
angesetzten Abstimmung über eine 
ähnliche Resolution im französischen 
Parlament, die von den in Frankreich 
regierenden Sozialisten (PS) einge¬ 
bracht wurde, veröffentlichte die „Hu- 
manite“ am 17. November in demons¬ 
trativer Aufmachung fünf Interviews 
mit bekannten Persönlichkeiten Isra¬ 
els, die für die Anerkennung Palästi¬ 
nas als eigenständiger Staat eintreten. 
Sie gehören zu den insgesamt 660 Bür¬ 
gern Israels, die einen offenen Brief in 
diesem Sinn an alle Abgeordneten der 
europäischen Parlamente gerichtet ha¬ 
ben. 

Zu den Interviewpartnern der „Hu- 
manite“ gehörte u.a. Jael Dajan, ehe¬ 
malige Abgeordnete der israelischen 
sozialdemokratischen Arbeitspartei 
und Tochter des früheren Kriegs- und 
Außenministers Mosche Dajan. Ne¬ 
ben ihr plädierte auch der frühere is¬ 
raelische Botschafter in Frankreich, 
Elie Barnavi, in der „Humanite“ für 
die Anerkennung Palästinas durch die 
EU-Staaten. 

Eine solche „politische und mo¬ 
ralische Pression“ der europäischen 
Parlamente durch die Annahme ei¬ 


fangenen wird. Für die Welt offensicht¬ 
lich ist es aber die Regierung, die im 
Gegensatz zu den FARC keinen Waf¬ 
fenstillstand wollte, sondern trotz der 
Gespräche in Havanna weiter Men¬ 
schen bombardiert, beschießt, verhaf¬ 
tet und in Zellen verrotten lässt. Und 
als vor drei Jahren bereits die gehei¬ 
men Vorgespräche mit FARC-Unter- 
händlern liefen, tötete das Militär den 
Obersten Kommandanten der FARC, 
Alfonso Cano, im Departement Cauca. 
Dennoch haben die FARC damals im 
Schmerz um den Verlust von Alfonso 
Cano Geduld bewiesen, bis es letztlich 
zu den Verhandlungen kam. 

Und auch dieses Mal werden es 
nicht die FARC sein, an denen ein Frie¬ 
densschluss scheitert. Kommandant Pa¬ 
blo Catatumbo, einer der FARC-Spre- 
cher in Havanna: 

„Aufhören muss der Krieg, nicht 
die Gespräche!“ Erst wenn der Gene¬ 
ral freikommt, will die Regierung wie¬ 
der sprechen. Krieg machen - das darf 
in ihrer Vorstellung eben nur die Re¬ 
gierung. Das Volk hat nur die Toten zu 
stellen. Wehren darf es sich nicht. 

Günter Pohl 


ner klaren Position sei erforderlich, 
denn von den Israelis selbst sei kein 
„Sprung nach vorn“ zu erwarten, auch 
nicht von den Palästinensern, sagte 
der Diplomat. Netanjahus Likud-Par- 
tei habe nichts mehr mit einer tradi¬ 
tionellen Rechtspartei zu tun, sie sei 
zu einer „Partei der Rechtsextremen“ 
geworden. Netanjahu sei „nur das zi¬ 
vilisierte Gesicht“ der Siedler-Partei. 
Dieser Mann werde „aus sich selbst 
heraus nicht den geringsten Schritt 
zum Frieden machen“. Deshalb müsse 
Druck ausgeübt werden. Die Existenz 
eines von den europäischen Staaten 
anerkannten Staates Palästina wür¬ 
de die Natur der bisher ergebnislosen 
Verhandlungen völlig verändern, weil 
dann nicht mehr eine „unglaubwürdi¬ 
ge“ palästinensische Behörde, sondern 
ein von der internationalen Gemein¬ 
schaft anerkannter Staat am Verhand¬ 
lungstisch säße, sagte der israelische 
Diplomat. Denn damit würde die Ille¬ 
galität der israelischen Besetzung von 
Gebieten eines völkerrechtlich aner¬ 
kannten anderen Staates international 
noch deutlicher, und das würde Aus¬ 
wirkungen für die Lösung des Prob¬ 
lems haben. Dirk Grobe 


„Ohrfeige“ oder 
„klarer Sieg“? 

Regionalwahlen in Italien 

Bei der Wahl der Parlamente und der 
Ministerpräsidenten in den Regionen 
(Ländern) Emilia Romagna (Norden) 
und Calabria (Süden) am Sonntag sind 
60 Prozent der 5,4 Millionen Wähler aus 
Enttäuschung über die nicht eingehalte¬ 
nen Versprechungen von Premier Ren- 
zi, eine Wende in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik herbeizuführen, nicht an 
die Urnen gegangen. Obwohl die Kan¬ 
didaten der von der Demokratischen 
Partei (PD) geführten Centro Sinistra 
(Mitte-Links-Koalition) sich mit 49 bzw. 
60 Prozent gegen die Bewerber der ex¬ 
tremen Rechten (Forza Italia und Lega 
Nord) durchsetzten, nennt „La Repub- 
blica“ das Ergebnis einen „unbestreit¬ 
baren Triumph der Partei der Nichtwäh- 
ler“ und die Nachrichtenagentur ANSA 
„eine Ohrfeige“ für den Regierungschef. 
Der Urnengang wurde in der Emilia von 
einem Korruptionsskandal überschattet, 
in den 43 Parlamentarier der PD verwi¬ 
ckelt sind - der frühere Regierungschef 
wurde in erster Instanz zu einem Jahr 
Gefängnis verurteilt. Den PD-Erfolg si¬ 
cherte dort der gegen Renzis Willen an¬ 
getretene Parteilinke Stefano Bonaccini, 
ein Gegner seines Rechtskurses. 

Obwohl vorher von einer „Test¬ 
wahl“ die Rede war, beeilte sich die 
Fraktionschefin der PD in der Abgeord¬ 
netenkammer, Maria Elena Boschi, nun 
zu erklären, die geringe Wahlbeteiligung 
sei „kein Test für die Regierung“. Renzi 
selbst nannte den beschämenden Wahl¬ 
ausgang „einen klaren Sieg“. In Gewerk¬ 
schaftskreisen und in Leserbriefen, die 
„La Repubblica“ am Montag veröffent¬ 
lichte, wird die Wahlabstinenz als Reak¬ 
tion auf den gewerkschaftsfeindlichen 
Kurs Renzis und sein Paktieren mit dem 
Industriellenverband Confindustria ge¬ 
sehen. Wahlanalysen gehen davon aus, 
dass sich Zehntausende Wähler aus 
Enttäuschung von der sozialdemokra¬ 
tischen PD abwandten und Stimmen aus 
den Mittelschichten und von der Rech¬ 
ten Abgewanderte deren blamablen 
Sieg sicherten. 

Die Regionalwahlen fanden vor 
dem Hintergrund anhaltender Ausei¬ 
nandersetzungen der Gewerkschaften 
mit dem arbeiterfeindlichen Kurs Ren¬ 
zis statt, in die auch die linke Minder¬ 
heit der PD eingreift. Die dramatische 
Lage auf dem Arbeitsmarkt straft die 
Versprechen des Regierungschefs Lü¬ 
gen, mit dem Jobs Act (der Arbeits¬ 
marktreform), der die Beseitigung des 
Kündigungsschutzartikels 18 des Ar¬ 
beitsgesetzes einschließt, werde es „für 
alle besser“. Er bringe den Unterneh¬ 
mern „die Freiheit zu Entlassungen“, 
wandte sich der frühere Finanzminis¬ 
ter Fassini dagegen und nannte Renzi 
einen Vertreter „der starken Mächte“. 
Selbst der großbürgerliche „Corriere 
della Sera“ äußerte am Samstag Zwei¬ 
fel, als er berichtete, dass 2014 bisher 
fast sechs Milliarden Arbeitsstunden 
ausgefallen seien. Die Opfer sind rund 
540 000 Beschäftigte, denen derzeit von 
der Ausgleichskasse (Cassa Integrazi- 
one), die Renzi auch abschaffen will, 
noch die Hälfte der Löhne gezahlt wird. 
In Zukunft sollen sie nach deutschem 
Vorbild Hartz IV beziehen, das wohl in 
Italien noch unter dem deutschen Satz 
liegen dürfte. Nach der Einführung des 
Jobs Act wird eine Entlassungswelle 
ungeahnten Ausmaßes befürchtet. Das 
Arbeitsforschungsinstitut NYT der 
CGIL veröffentlichte dieser Tage, dass 
2013 allein durch die Schließung kleiner 
und mittlerer Betriebe Hunderttausen¬ 
de arbeitslos wurden. 

Am Mittwoch vergangener Woche 
riefen CGIL und die UIL zu einem 
achtstündigen Generalstreik am 12. De¬ 
zember als Antwort auf die Einführung 
des Jobs Act ab 1. Januar auf. Das sei 
„der einzige Weg, die Rechte der Ar¬ 
beiter zu sichern“, twitterte die Natio¬ 
nalsekretärin der CGIL, Serena Sorren- 
tio, am Samstag. Die 36-jährige frühere 
Vorsitzende der Studentenvereinigung 
in der CGIL gilt als Linksaußen der 
mit 5,7 Millionen Mitgliedern stärksten 
Gewerkschaft und bei der nächstes Jahr 
anstehenden Wahl als Nachfolgerin von 
Generalsekretärin Susanna Camusso. 

Gerhard Feldbauer 


Sturm auf die Mauer 



Dieses Bild stammt nicht aus dem Jahr 1989 in Berlin. Es wurde am 14. Novem¬ 
ber aufgenommen am israelischen „Schutzwall“ zwischen der palästinensischen 
Ortschaft Oalandia und Jerusalem. Palästinensische Demonstranten versuchten 
an diesem Tag mit Unterstützung internationaler Helfer, die Mauer mit Hilfe 
von Behelfsleitern zu überqueren, nachdem ihnen am israelischen Checkpoint 
der Durchlass verweigert worden war. Mit Tränengas, Betäubungsgranaten, mit 
gummiüberzogenen Stahlgeschossen haben israelische Sicherheitskräfte den 
„Mauersturm“ unterbunden. Die Aktion war vom palästinensischen Volkswider¬ 
standskomitee organisiert worden ist. Oalandia mit seinen 1 500 Einwohnern 
wurde von der israelischen Besatzungsmacht praktisch völlig eingemauert. Die 
Bewohner können nur noch über den weite Umwege erfordernden israelischen 
Checkpoint zu ihren Arbeitsplätzen, Geschäften oder Ausbildungsstätten in 
Jerusalem kommen. 


Palästina: Staat und Völkerrechtssubjekt 

Auch das spanische und das französische Parlament für Anerkennung Palästinas 
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„Flugzeugträger“ Okinawa endlich versenken! 

Wahlerfolg für die Gegner der US-Basis 



Karikatur: NYT 


Bei der Gouverneurs wähl auf der ja¬ 
panischen Insel Okinawa am 16. No¬ 
vember siegte mit großer Mehrheit ein 
Kandidat, der sich entschieden gegen 
den dort geplanten Bau einer neuen 
Militärbasis der USA ausgesprochen 
hatte. 

Der frühere Bürgermeister der 
Stadt Naha, Onaga Takeshi, erhielt 
mehr als 360 000 Stimmen und über¬ 
traf damit seinen Hauptrivalen Nakai- 
ma Hirokazu, den bisherigen Gouver¬ 
neur von der Regierungspartei LDP 
des japanischen Ministerpräsidenten 
Abe, der sich für die Erweiterung der 
US-Basis im Bezirk Nago Henoko 
ausgesprochen hatte, um fast 100 000 
Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag bei 
64 Prozent. 

Im Wahlkampf hatte der bisheri¬ 
ge Gouverneur damit zu werben ver¬ 
sucht, dass die japanische Zentralre¬ 
gierung ihm wirtschaftliche Hilfe für 
Okinawa zugesagt habe, wenn der 
Ausbau des Militärstützpunkts ak¬ 
zeptiert wird. Wahlsieger Onaga setz¬ 
te dem entgegen, dass die Präsenz der 
US-Basen auf Okinawa das Haupthin¬ 
dernis für die nachhaltige Entwick¬ 
lung der örtlichen Wirtschaft sei. Mit 


seinem Eintreten für ein friedliches 
und wirtschaftlich prosperierendes 
Okinawa gewann er offenbar Stim¬ 
men sowohl aus dem linken Lager wie 
auch aus konservativen Kreisen. 

Auch bei der am gleichen Tag ab¬ 
gehaltenen Bürgermeisterwahl in der 
Stadt Naha gewann der frühere Vize¬ 
bürgermeister Shiroma Mikiko gegen 


den von LDP und Komei-Partei un¬ 
terstützten regierungsnahen Kandi¬ 
daten. „Ich bekam die Unterstützung 
der Wähler, weil ich mich in Überein¬ 
stimmung mit Onaga gegen die neue 
Militärbasis ausgesprochen habe“, er¬ 
klärte er nach der Wahl. 

Auf Okinawa gibt es seit dem Ende 
des zweiten Weltkriegs mehrere US- 


Militärstützpunkte, weshalb die Insel 
auch als „unversenkbarer Flugzeug¬ 
träger“ der USA bezeichnet wird. Die 
Stützpunkte sind für die imperialisti¬ 
sche Vorherrschaftsstrategie der USA 
im gesamten Pazifikraum von zentra¬ 
ler Bedeutung. Weit über 10 000 US- 
Marineinfanteristen sind dort stän¬ 
dig stationiert. Seit Jahren gibt es auf 
der Insel eine starke Volksbewegung, 
die die Beseitigung der Stützpunkte 
fordert. Dieser Widerstand wuchs in 
jüngster Zeit erheblich an, weil an der 
Ostküste bei Nago Henoko ein Stütz¬ 
punkt der US-Marine für U-Boote ins 
Meer hinein ausgebaut werden soll¬ 
te. Dort gibt es jedoch ein biologisch 
wertvolles Korallenriff, das vom ja¬ 
panischen Umweltministerium in die 
höchste Schutzklasse eingestuft wor¬ 
den war. 

Japans rechtskonservativer und 
einen nationalistisch-militaristischen 
Kurs vorantreibender Regierungs¬ 
chef Abe von der LPD hatte kürzlich 
ohne Angabe von Gründen verkün¬ 
det, dass er das Parlament auflösen 
und die turnusmäßig erst in 18 Mo¬ 
naten anstehende Neuwahl auf den 
14. Dezember dieses Jahres vorzie¬ 


hen wird. Das japanische Bruttoso¬ 
zialprodukt war im dritten Quartal 
2014 drastisch zurückgegangen und 
das Land damit erneut in die Rezes¬ 
sion gerutscht. Von Abes Wirtschafts¬ 
politik profitierten nur die größten 
Firmenkonglomerate und die reichs¬ 
ten Kapitalbesitzer, während sich die 
Regierung als unfähig erwies, die Be¬ 
schäftigungssituation und das lohn¬ 
abhängige Einkommen der Mehrheit 
der normalen Arbeiter und Ange¬ 
stellten zu verbessern. Am 11. No¬ 
vember hatten rund 7 000 Menschen 
vor dem Parlamentsgebäude de¬ 
monstriert und den Rücktritt Abes 
gefordert, weil er versuche, Japan in 
ein Land zu verwandeln, das Krie¬ 
ge außerhalb seiner Grenzen führen 
kann. Dazu aufgerufen hatten zwei 
friedensorientierte Bürgerinitiativen, 
die für den Erhalt der pazifistischen 
japanischen Verfassung werben, die 
nach der Erfahrung der Niederlage 
im zweiten Weltkrieg jede Aufstel¬ 
lung einer neuen japanischen Armee 
verbot, weshalb es bis heute in Japan 
nur „Selbstverteidigungskräfte“ ohne 
militärischen Status gibt. 

Dirk Grobe 


Offenheit zur Kritik bewahren 

Ein Gespräch über das 16. Internationale Treffen der Kommunistischen und Arbeiterparteien 


Vom 13. bis 15. November fand in Guayaquil (Ecuador) das 16. Internationale 
Treffen der Kommunistischen und Arbeiterparteien (engl.: IMCWP) statt. Unter 
den Vertreterinnen der gut fünf zig versammelten Parteien war auch der Sekretär 
für internationale Beziehungen der DKP, Günter Pohl. Die UZ sprach mit ihm 
über die Ergebnisse der Beratungen. 


UZ: Ecuador unter Rafael Correa zählt 
zu den Staaten, die in der europäischen 
Wahrnehmung als „fortschrittlich“ gel¬ 
ten. Wirkt sich diese fortschrittliche Po¬ 
litik auf die Arbeits- und Kampfbedin¬ 
gungen der KP in diesem Land aus? 

Günter Pohl: Die KP Ecuadors, die 
PCE, ist nicht an der Regierung betei¬ 
ligt. Obwohl im Laufe der Jahre manche 
Illusion abhanden gekommen ist, unter¬ 
stützt sie dennoch den Fortbestand der 
Regierung, die zwar nicht revolutionär, 
in Sachen Außenpolitik und partiell bei 
der Gesellschaftspolitik aber die bes¬ 
te ist, die Ecuador seit hundert Jahren 
hatte. Verbessert haben sich die Kampf¬ 
bedingungen für die Kommunistinnen 
u.a. in der Hinsicht, dass die Beziehun¬ 
gen zu Kuba ein positiveres Echo fin¬ 
den als früher, unter anderem dank der 
Präsenz kubanischer Medizinerinnen. 
Andererseits gibt es Unterstützung 
der Regierung für die Gründung einer 
Konkurrenzpartei zur KP Ecuadors, die 
„Ecuadorianische KP“ heißen soll und 
sich aus einer rechten Abspaltung der 
PCE bildet. Auch eine von der Regie¬ 
rung initiierte Demonstration zum Jah¬ 
restag des Massakers an Arbeitern in 
Guayaquil, am 15. November, wenige 
Stunden vor der Demo der PCE, die die 
Demonstration über neun Jahrzehnte 
de facto allein durchführte und dieses 
Jahr so viele KPen zu Gast hatte - das 
tut schon weh. 

UZ: Die Effizienz internationaler Tref¬ 
fen kommunistischer und Arbeiterpar¬ 
teien leidet oft darunter, dass Statements 
unvermittelt nebeneinander stehen. 
Eine Vertiefung einzelner Fragen durch 
gründliche Debatte ist meist schon aus 
Zeitgründen nicht möglich. Kann es da 
einer kleinen Partei wie der DKP über¬ 
hauptgelingen, ihre Positionen nachhal¬ 
tig einzubringen? 

Günter Pohl: Oft ist es tatsächlich so 
wie du sagst. Beim diesjährigen Treffen 
hatten alle Parteien die Möglichkeit aus 
ihren Ländern zu berichten und über 
die vorgesehene Redezeit hinausge¬ 
hende Texte schriftlich zu verbreiten. 
Die Thematik war „Imperialistische 
und kapitalistische Ausbeutung, Kri¬ 
se, Kriege, Aufkommen von Faschisten 
und Reaktionären sowie die Gegen¬ 
strategien der Völker, hin zum Sozia¬ 


lismus“. Als DKP haben wir die Zeit 
genutzt, indem sich der Beitrag aus¬ 
schließlich mit Deutschland und sei¬ 
ner Rolle in Europa befasst hat. Man¬ 
che anderen Parteien haben sich nicht 
auf ihr Land beschränkt, wodurch sich 
vieles wiederholt hat; eine Debatte zu 
vorgebrachten Positionen wäre aber 
selbst bei stärkerer Bezugnahme auf 
das eigentliche Thema nicht möglich 
gewesen, da zwei Tage so eben für fünf¬ 
zig Redebeiträge reichen. 

Bei der für alle teilnehmenden Par¬ 
teien offenen Tagung der Arbeitsgruppe 
des IMCWP einen Tag vor der offiziel¬ 
len Eröffnung ergab sich aber tatsächlich 
die Chance zur Debatte. Da ging es um 
die politische Resolution, und die Unter¬ 
schiede wurden deutlich, die es zwischen 
manchen Positionen gibt. Daraus ergab 
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sich der Vorschlag, künftig doch mehr 
speziell zu strittigen Fragen zu arbeiten, 
um deren Lösung näher zu kommen. 

UZ: Du hast in dem kurzen ersten Be¬ 
richt über das Treffen in Guayaquil in 
der UZ von letzter Woche geschrieben, 
eine gemeinsame Resolution sei nicht 
möglich gewesen. Und weiter: „... was 
dann kein Beinbruch ist, wenn es Be¬ 
reitschaft gibt, die Gesamtheit der Er¬ 
fahrungen und Positionen als Quelle für 
alle zu begreifen “ Ist es denn überhaupt 
möglich, diese Fülle auszuwerten und 
dann auch wieder in künftige Debatten 
zurückfließen zu lassen? 


Günter Pohl: Nun, die allermeisten 
Positionen sind ja deckungsgleich 
oder in Übereinstimmung zu bringen. 
Es gibt nur wenige Themen, die zur¬ 
zeit so umstritten sind, dass sie eine 
gemeinsame politische Erklärung 
schwierig machen. Das sind a) die 
Möglichkeit von Zwischenstufen auf 
dem Weg zur Revolution, b) die Ein¬ 
schätzung der „progressiven Regie¬ 
rungen“, vornehmlich in Lateiname¬ 
rika, c) die Einschätzung der Politik 
in den verbliebenen sozialistischen 
Staaten, hier vor allem der VR China, 
d) die zwischenstaatlichen Bündnisse 
wie BRICS oder die lateinamerikani¬ 
schen Strukturen, z.B. CELAC oder 
UNASUR. 

Es ist nach meinem Empfinden 
nicht so, dass es hier zwingend im¬ 
mer große ideologische Unterschiede 
gäbe, sondern es sich oft nur um ver¬ 
schiedene Herangehensweisen han¬ 
delt: Bewerte ich alles zunächst aus 
einer ideologischen Sicht? Dann geht 
es um ein Herangehen innerhalb einer 


Anwendung des Marxismus-Leninis¬ 
mus auf die heutige Zeit - das kann 
man machen, und im IMCWP geht es 
dabei um eine beträchtliche Zahl von 
Parteien, die das tut. 

Oder probiere ich gesellschaftli¬ 
ches Eingreifen aus, wenn ich dazu 
in einer Regierung die Möglichkeit 
habe - und laufe dabei Gefahr mich 
von Positionen zu verabschieden, weil 
der Versuch „die Politik zu verändern“ 
zuweilen eher den Revolutionär än¬ 
dert, während die Politik bleibt? Der 
zweite Ansatz betrifft sowohl die re¬ 
gierenden KPen in den sozialistischen 
Ländern als auch diejenigen Parteien, 
die es in Koalitionen mit bürgerlichen 
Kräften versuchen. 

Eine dritte Gruppe ist nicht in Re¬ 
gierungen, aber offen für solche Ver¬ 
suche, sofern es sich um Staaten mit 
antiimperialistischen Ansätzen han¬ 
delt. Dass die DKP als Partei aus ei¬ 
nem imperialistischen Hauptland bei 
dieser Skizzierung außen vor bleibt, 
öffnet den Blick für die Chance, die in 
der Gemengelage liegt: nämlich nicht 
zu beklagen, wie weit einige Positio¬ 
nen auseinander sind, sondern eine 
Chance darin zu sehen, dass für eine 
Zeitspanne parallel mehrere Wege ge¬ 
gangen worden sind. Das verringert 
die Wahrscheinlichkeit von Fehlern in 
einer späteren revolutionären Situa¬ 
tion - wenn man andere Wege nicht 
als Diversion sondern als zusätzlichen 
Erfahrungsschatz begreift. Zu diesem 
Herangehen gehört, manche Analy¬ 
sen als ideologisch klar und richtig zu 
teilen, aber nicht die daraus gezogene 
Schlussfolgerung. 

Oder anderen gegenüber die Er¬ 
folge bei ihrer Mitarbeit im bürger¬ 
lichen Politikbetrieb zuzugestehen, 
aber sich auch die Offenheit zu be¬ 
wahren, Kritik zu üben, wenn es ge¬ 
rechtfertigt erscheint. 

UZ: Du ziehst also eine positive Bi¬ 
lanz? 

Günter Pohl: Ja, in der Summe schon. 
Ich glaube daran, dass in wenigen 
Jahren die von mir skizzierte Sicht¬ 
weise umgesetzt wird. Unsere un¬ 
dogmatische politische Praxis, mit 
allen zu reden, wird das befördern. 
Das Klima bei dem Treffen, mit dem 
Willen zur Einheit bei gegebener 
Klarheit der Positionen, gibt immer 
noch Grund zum Optimismus. Nicht 
zuletzt hat es ja auch einen gemeinsa¬ 
men, elf Punkte starken Arbeitsplan 
gegeben. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 


Gemeinsamer Aktionsplan der Kommunistischen und Arbeiterparteien 2015 


1. Ehrung des 1. Mai mit Beteiligung an der Arbeiterklassen¬ 
kämpfen in jedem Land für Arbeits-, soziale und demokra¬ 
tische Rechte, mit Betonung der Rolle der klassenkämpfe¬ 
rischen Gewerkschaften, vor allem des Weltgewerkschafts¬ 
bunds, der im Oktober den 70. Jahrestag seiner Gründung 
begeht. 

2. Benennung der imperialistischen Hegemoniepläne,der 
wahren Kriegsgründe und der Manipulierung des soge¬ 
nannten Kampfs gegen den Terrorismus, Herausstellung 
der Wichtigkeit des Friedenskampfs. Entwicklung von Ak¬ 
tionen gegen die NATO, ihrer Militärbasen und derjeni¬ 
gen,die der Imperialismus in vielen Ländern eingerichtet 
hat; gegen Interventionen und Militarismus, mit speziel¬ 
lem Fokus auf die große NATO-Übung „Trident Juncture 
2015“. 

3. Intensivierung des Kampfs gegen imperialistische Kriege 
in Irak und Syrien und den Krieg vom Imperialismus und re¬ 
aktionären Staaten unterstützter extrem reaktionärerund 
krimineller Gruppen gegen Libanon, Libyen und Tunesien. 
Verurteilung der imperialistischen Intervention von USA, 
NATO und EU in der Ukraine und in Afrika. 

4. Erinnerung an den 70. Jahrestag des Sieges über den Na¬ 
zifaschismus bei Unterstreichung der Rolle der UdSSR und 
der Kommunistischen Parteien im Kampf und der Einheit 
gegen Faschismus und Nazismus; Angehen des Kampfs ge¬ 
gen die reaktionäre Umschreibung der Geschichte und die 
Entschuldung von Faschismus und Nazismus. 

5. Erinnerung an den 40. Jahrestag des Sieges des vietname¬ 
sischen Volkes im Befreiungskampf gegen die Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

6. Nennung und Bekämpfung von antikommunistischen 
Gesetzen. Entwicklung von Aktionen der Solidarität mit 
Parteien, die sich antikommunistischen Attacken, Verbo¬ 
ten und Verfolgung ausgesetzt sehen, speziell mit den uk¬ 
rainischen Kommunist/inn/en. 


7. Vertiefung der Solidarität und der gemeinsamen Akti¬ 
on zur Unterstützung von Völkern und Genossinnen, die 
an erster Stelle im Widerstand gegen die imperialistische 
Offensive stehen. Verstärkung der Solidarität mit dem pa¬ 
lästinensischen Volk, namentlich am 29. November. Besuch 
einer für alle SolidNet-Parteien offenen Arbeitsgruppe der 
KPen und Arbeiterparteien in Palästina. 

8. Verstärkung der Solidarität mit den KPen und Arbeiter¬ 
parteien und den Völkern in Kämpfen für nationale und ge¬ 
sellschaftliche Emanzipation in Lateinamerika und anderen 
Teilen der Welt. Unterstreichung des Rechts der Völker auf 
Souveränität,gegen das große Kapital und imperialistische 
Anmaßungen, Einmischungen und Aggressionen. Erneue¬ 
rungen der Solidarität mit Erfahrungen und Kampfaufga¬ 
ben der Völker für den Aufbau des Sozialismus in verschie¬ 
denen Ländern. 

9. Verstärkung der Solidarität mit dem sozialistischen Kuba 
für ein Ende der US-Blockade, der Abschaffung des Gemein¬ 
samen Standpunkts der EU und Zurückweisung der impe¬ 
rialistischen Interventionen und Kriege. Intensivierung der 
Aktivität für die Freilassungderdrei noch immer in den USA 
inhaftierten Kubaner; Unterstützung der internationalen 
Kampagne, die im September endet. 

10. Unterstützung und Stärkung der internationalen anti¬ 
imperialistischen Massenorganisationen, des Weltgewerk¬ 
schaftsbunds, des Weltfriedensrats, der Internationalen De¬ 
mokratischen Frauenföderation und des Weltbundes der 
Demokratischen Jugend, bei Unterstreichung ihrer Rolle 
und Wichtigkeit anlässlich ihrer verschiedenen Jahrestage 
im Jahr 2015. 

11. Mandatierung der Arbeitsgruppe zur Initiierung einer Re- 
flektion,in Koordinierung mit den Parteien derehemaligen 
UdSSR, über die Erinnerungen und gemeinsamen Aktionen 
anlässlich des 100. Jahrestags der Sozialistischen Oktober¬ 
revolution. 
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„Dem Markt überlassen..." 

Nicht nur in Düsseldorf: angespannte Wohnungslage 


Am 21. November stand im UN- 
Hauptquartier in New York eine Re¬ 
solution zur Abstimmung, die auf 
mehrfache Weise die Politik der EU, 
der NATO und ihrer Mitgliedsländer 
entlarvte. 18 Mitgliedstaaten der UN, 
darunter Russland, Bolivien, Kuba, Ni¬ 
geria und Venezuela, hatten eine Reso¬ 
lution eingebracht mit dem sperrigen 
Titel „Bekämpfung der Glorifizierung 
von Nazismus, Neo-Nazismus und an¬ 
derer Praktiken, die dazu beitragen, 
gegenwärtige Formen von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeind¬ 
lichkeit und damit im Zusammenhang 
stehende Intoleranz zu fördern“. In der 
Einleitung wird auf die Beschlüsse des 
Tribunals von Nürnberg verwiesen, die 
unter anderem festlegen, dass die SS 
und alle ihre Gliederungen einschließ¬ 
lich der Waffen-SS als kriminelle Or¬ 
ganisationen anzusehen sind. Die Au¬ 
toren machen deutlich, dass „die Aus¬ 
breitung extremistischer politischer 
Parteien, Bewegungen und Gruppen in 
vielen Teilen der Welt, darunter Neo¬ 
nazis“, ein alarmierendes Zeichen sind. 

Die Resolution bringt dann die tie¬ 
fe Besorgnis über die Glorifizierungen 
von Nazi-Bewegungen und früherer 
Mitglieder der Waffen-SS zum Aus¬ 
druck, ebenso über die Errichtung von 
Denkmälern und Gedenkstätten so¬ 
wie die Abhaltung von Demonstrati¬ 
onen mit dem Ziel der Glorifizierung 
der Nazi-Vergangenheit. Besorgniser¬ 
regend seien auch die Bemühungen, 
Mitglieder von Nazi-Organisationen 


Die 10. Tagung des DKP-Parteivor- 
standes verabschiedete am vergange¬ 
nen Wochenende in Essen mit großer 
Mehrheit den Entwurf des Leitantrags 
zum 21. Parteitag, der im November 
2015 stattfinden wird. Der Entwurf 
umfasst in seinem analytischen Teil 
drei Kapitel, die sich mit der wachsen¬ 
den Kriegsgefahr, der wachsenden Aus¬ 
beutung und der wachsenden Rechts¬ 
gefahr befassen. „Danach“, so umriss 
der Vorsitzende Patrik Köbele in sei¬ 
nem Referat „beschreibt er Rolle und 
Aufgaben der DKP, beantwortet dort 
Fragen zur Kontinuität unserer Identi¬ 
tät, die aus unserer Sicht ausdiskutiert 
und entscheidbar sind und kommt dann 
zu den orientierenden Kapiteln, die un¬ 
sere Aufgaben im antimilitaristischen, 
im antimonopolistischen und antifa¬ 
schistischen Kampf beschreiben. Am 
Ende steht ein kurzes Kapitel, in dem 
wir die Hauptfragen unserer notwendi¬ 
gen organisationspolitischen Stärkung 
benennen.“ Das Papier trägt die Über¬ 
schrift „DKP in Aktion - Bilanz ziehen, 
Neues erkennen, Chancen nutzen - ge¬ 
gen Monopolkapital, Kriegspolitik und 
Rechtsentwicklung“. Köbele benannte 
auch Schwächen des Entwurfs, so im 
Kapitel zum Antifaschismus und im 
Bereich der Produktivkraftentwick¬ 
lung. Recht kurz ausgefallen sei der 
Schlussteil zur Stärkung der DKP, da¬ 
bei müsse man aber im Hinterkopf ha¬ 
ben, dass es auch noch einen Antrag 
„Handlungsorientierung“ geben wer¬ 
de. Weitere kritische Hinweise, die im 
Gros auf eine Qualifizierung des Papie- 
res zielten, kamen in der folgenden De¬ 
batte von Parteivorstandsmitgliedern. 

Einen Antrag von Uwe Fritsch 
(Niedersachsen) ein elfseitiges Papier 
mit dem Titel „Position zu den Inhal¬ 
ten eines Leitantrags zum 21. Partei¬ 
tag“ zu veröffentlichen, wurde trotz 
mehrfach geäußertem Unverständnis 
über sein Zustandekommen einstim¬ 
mig angenommen. Das Papier, dessen 
Autorinnen nicht genannt sind, sei am 
1./2. November in Hannover bei einem 
Treffen von DKP-Mitgliedern aus fast 
allen Bezirken erarbeitet worden, er¬ 
klärte Detlef Fricke (Niedersachsen). 
Zu diesem Zeitpunkt war der Entwurf 
des Leitantrags noch nicht versandt. 

Köbele stufte das Papier als „nicht¬ 
kompatibles Alternativpapier“ ein. Un¬ 
terschiede benannte er in der Imperi¬ 
alismusanalyse, der Machtfrage, der 
Demokratiefrage, dem Verhältnis von 


und Leute, die gegen die Anti-Hit- 
ler-Koalition gekämpft oder mit dem 
Nazi-Regime kollaboriert haben, zu 
„Mitgliedern von nationalen Befrei¬ 
ungsbewegungen“ zu deklarieren. Die 
Autoren sind ebenfalls besorgt darü¬ 
ber, dass Denkmäler, die zu Ehren von 
Menschen errichtet wurden, die wäh¬ 
rend des Zweiten Weltkriegs gegen 
den Nazismus gekämpft haben, nun 
entweiht und zerstört werden. 

Die Resolution enthält eine Rei¬ 
he weiterer Hinweise auf die um sich 
greifende Leugnung des Völkermordes 
an den Juden und auf rassistische und 
fremdenfeindliche Übergriffe in vielen 
Ländern und erinnert an die Verpflich¬ 
tungen der UNO-Mitgliedsländer, die 
sich aus der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte ergeben. 

Den meinungsbildenden westli¬ 
chen Medien war diese Resolution 
keine Erwähnung wert. Ebenso wie 
die Tatsache, dass die USA, die Ukra¬ 
ine und Kanada gegen die Resolution 
gestimmt und 55 Staaten, darunter alle 
EU- und NATO-Länder, sich der Stim¬ 
me enthalten haben, während 115 Staa¬ 
ten mit Ja stimmten. Dieses Verhalten 
entlarvt die Politik der Europäischen 
Union, die nicht müde wird, sich als 
Hüterin der Menschenrechte und der 
Demokratie aufzuspielen, aber dann 
auf dem rechten Auge blind ist, wenn 
es um die „aufrechten Demokraten“ 
geht, die in Kiew mit Hilfe faschisti¬ 
scher Abenteurer die politische Macht 
übernommen haben. Uli Brockmeyer 


Klasse und Bewegung und der Rol¬ 
le der kommunistischen Partei. Das 
gleicht einer Aufzählung „alter Be¬ 
kannter“ in der Parteiauseinanderset¬ 
zung. Das Positionspapier beantwortet 
zudem die Frage der EL-Mitgliedschaft 
positiv während der Leitantragsent¬ 
wurf zur Internationalen Arbeit nichts 
sagt, da es dazu einen separaten Antrag 
an den 21. Parteitag geben soll. Im Ge¬ 
gensatz zum Entwurf des Leitantrags 
befasst sich das Positionspapier auch 
stärker mit der Situation der Partei 
und zieht daraus Schlussfolgerungen 
unter anderem gegen Kampagnentä¬ 
tigkeit. „Die Schwäche der Partei wird 
zum Anlass genommen, den demokra¬ 
tischen Zentralismus seines zentralisti¬ 
schen Teils zu berauben“, so Köbele. In 
der kommenden Woche wird der über¬ 
arbeitete Entwurf des Leitantrags für 
den 21. Parteitag in den DKP-Informa- 
tionen (www.dkp-online/pv) veröffent¬ 
licht. Darin wird sich auch das Papier 
des Treffens in Hannover finden. 

Im Referat gab Köbele außerdem 
Einschätzungen zum Kniefall der 
Linkspartei in Thüringen, zur Tarifaus¬ 
einandersetzung bei der Bahn und zu 
den sogenannten Montagsmahnwa¬ 
chen. Der Parteivorstand beschloss 
eine Konzeption zum Herangehen an 
den 8. Mai 2015, die die Partei auf ei¬ 
genständige und Bündnisaktivitäten 
rund um den 70. Jahrestag der Befrei¬ 
ung orientiert. Für den 2. Mai wird 
eine Konferenz in Berlin vorbereitet. 
Einstimmig wurde der Aufruf „Hän¬ 
de weg vom Streikrecht!“, initiiert von 
den Genossinnen Isa Paape und Wer¬ 
ner Lutz aus Erlangen, unterstützt. Ori¬ 
entiert wird zudem auf die Unterschrif¬ 
tensammlung der Gewerkschaft ver.di 
„Tarifeinheit: Ja - Eingriff ins Streik¬ 
recht: Nein!“. Beschlossen wurde zu¬ 
dem die Einstellung von Olaf Matthes 
aus Hessen als UZ-Redakteur. 

Am Sonntag befasste sich der Par¬ 
teivorstand schwerpunktmäßig mit der 
Tarifrunde in der Metall- und Elektro¬ 
industrie und den Forderungen der IG- 
Metall. Nach der Einleitung von Ge¬ 
nossen Uwe Fritsch entwickelte sich 
eine intensive Debatte in der viele Er¬ 
fahrungen auch aus anderen Branchen 
und Bereichen einflossen, aber auch 
Fragen zur weiteren Arbeit aufgewor¬ 
fen wurden. Auf einer der kommenden 
Tagungen will sich der PV mit den Er¬ 
gebnissen der Mitgliederbefragung der 
IG Metall befassen. Wera Richter 


UZ: Sie haben sich in den vergangenen 
Wochen für den 89-jährigen Hans Lied- 
loff stark gemacht, der nunmehr seit 50 
Jahren in seiner Mietwohnung in Düssel¬ 
dorf-Garath lebt. Aufgrund von Rechts- 
Streitigkeiten mit seinen Vermietern kam 
es bereits zu einem Prozess, in dessen 
Verlauf eigentlich eine gütliche Einigung 
erzielt wurde. Dies hätte bedeutet, Herr 
Liedloff hätte in der Wohnung bleiben 
können. Woran ist die Einigung nun ge¬ 
scheitert? 

Julia von Lindem: Die Einigung ist u.a. 
daran gescheitert, dass Herr Liedloff 
sich als Mensch und Mieter im Recht 
fühlt und sich nicht bei den Vermietern, 
deren rabiates Vorgehen er für den Tod 
seiner Frau mitverantwortlich macht, 
entschuldigen möchte. Der Rechtsstreit 
um Herrn Liedloffs Wohnung tobt be¬ 
reits seit vielen Jahren. Als seine Frau 
nach einem Schlaganfall zum Pflege¬ 
fall wurde, bekam er Probleme mit dem 
Vermieter-Ehepaar. Herr Liedloff be¬ 
kam von der damaligen Hausverwaltung 
mitgeteilt, dass man nicht wisse, ob er, 
der einen Mietvertrag seit 1964 besitzt, 
überhaupt rechtmäßig in der Wohnung 
sei. Der Ursprung der aktuellen Ausei¬ 
nandersetzungen sind Umbauarbeiten 
in und an der Wohnung, die wohl nicht 
immer sachgerecht durchgeführt wur¬ 
den. Herr Liedloff und das Vermieter- 
Ehepaar haben sich deswegen bereits 
mehrfach vor Gericht getroffen. Herr 
Liedloff fühlte sich von den Vermietern 
schikaniert und zeigte sie letztlich des¬ 
halb bei der Polizei an - für ihn war dies 
eine Form, sich zu wehren. Das Vermie¬ 
ter-Ehepaar nahm diese Anzeige hinge- 


89-jähriger aus der 
Wohnung geklagt. 


gen zum Anlass, das Mietverhältnis als 
zerrüttet zu deklarieren und Herrn Lied¬ 
loff fristlos zu kündigen. Dieser Kündi¬ 
gung wurde in erster Instanz vor dem 
Amtsgericht stattgegeben, Herr Lied¬ 
loff ging jedoch in Revision und hat in 
zweiter Instanz vor dem Landgericht 
erreicht, dass es zu einer außergerichtli¬ 
chen Einigung kommen könne. Dazu ist 
es jedoch leider nicht gekommen, sodass 
nun im November vom Landgericht ent¬ 
schieden wurde, dass Herr Liedloff seine 
Wohnung verliert. 

UZ: Herr Liedloff ist nicht nur sehr 
betagt, sondern auch zu 100 Prozent 
schwerbehindert und fast komplett erblin¬ 
det. Wäre es vor dem Hintergrund seines 
gesundheitlichen Zustandes nicht sowie¬ 
so besser, ihn in alternativen Wohnformen 
unterzubringen? 

Julia von Lindern: Wie gesagt, wohnt 
Herr Liedloff bereits seit 50 Jahren in 
dieser Wohnung. Er kennt dort jeden 
Zentimeter, auch seine täglichen Ein¬ 
käufe und seinen Haushalt kann er auf¬ 


grund der gewohnten Umgebung selbst 
erledigen. Alte Menschen müssen sich 
nicht fremdbestimmen lassen, nur weil 
sie alt sind. 

UZ: Düsseldorf gilt gemeinhin als teu¬ 
res Pflaster. 

Julia von Lindem: Der Wohnungsmarkt 
in Düsseldorf ist immer noch extrem 
angespannt, die Mieten sind exorbitant 
hoch. Dies ist die logische Folge einer 
jahrelang praktizierten Wohnungspolitik, 



Julia von Lindern ist Sprecherin des 
„Düsseldorfer Bündnis für bezahlba¬ 
ren Wohn raum“, www. beza hl barer¬ 
wohn raum-duesseldorf.de. 

die einerseits auf Gewinnmaximierung 
bei den Vermieterinnen und andererseits 
auf Verdrängung der nicht-zahlungskräf¬ 
tigen Mieterinnen ins Umland setzte. Mit 
der Abwahl des alten CDU-Oberbürger- 
meisters und der neuen Ratsmehrheit in 
Düsseldorf besteht bei vielen Menschen 
die leise Hoffnung, dass auch eine neue 
Wohnungspolitik - im Rahmen der ka¬ 
pitalistischen Verwertungslogik - Ein¬ 
zug erhält. Die konkreten Schritte dabei 
müssen realpolitisch jedoch noch ausge¬ 
handelt werden, hierbei kommt es auch 
darauf an, wieviel Druck von unten exis¬ 
tiert. 

UZ: Ihr Bündnis macht bereits seit gerau¬ 
mer Zeit auf diese Problematik aufmerk¬ 
sam. Mit Erfolg? 

Julia von Lindern: Seit dem Frühjahr 
2012 arbeitet ein breites Bündnis kon¬ 
tinuierlich zusammen, macht gemeinsa¬ 
me Aktionen und erhält durch die of¬ 
fensive eigene Öffentlichkeitsarbeit viel 
Zuspruch der Bürgerinnen und Bür¬ 
ger. Auch realpolitisch können kleine¬ 
re Erfolge verzeichnet werden: Durch 
die faktische Hausbesetzung der Ham¬ 
mer Dorf Straße wurde der Verkauf ei¬ 
ner ganzen Straßenzeile verhindert, die 
der Stadt ca. 40 Mio. Euro eingebracht 
hätte und wahrscheinlich die Grundla¬ 
ge für weitere Luxussanierungen gewe¬ 
sen wäre. Und wir erleben vor Ort auch 
immer wieder, dass sich Initiativen grün¬ 
den, um beispielsweise für den Erhalt ih¬ 
rer Siedlung zu kämpfen. 


Schwierig wird es für uns immer 
dort, wo globale Immobilienplayer auf 
den Plan treten. Da brauchen wir ande¬ 
re Kampfformen als bei einem einzelnen 
Vermieter-Ehepaar. Auch hier sind die 
entscheidenden Fragen: Wie kann es ge¬ 
lingen, dass die betroffenen Mieterinnen 
für ihre Interessen kämpfen, wie schaffen 
wir Solidarität für diese Kämpfe und vor 
allem - was sind wirkungsvolle Formen 
des Kampfes und der Solidarität? Diese 
Fragen zu beantworten ist nicht leicht. 
Das bundesweite Bündnis „Keine Profi¬ 
te mit der Miete“ war ein guter Anfang, 
daran müssen wir anknüpfen, auch wenn 
uns oft die Kräfte fehlen, um neben unse¬ 
rer Arbeit vor Ort auch die notwendige 
Vernetzungsarbeit zu leisten. 

UZ: Wie stellt sich aktuell die Lebenssi¬ 
tuation von Obdachlosen in der NRW- 
Landeshauptstadt dar? 

Julia von Lindem: Die Zahl der Obdach¬ 
losen steigt in der ganzen Bundesrepu¬ 
blik als Folge der herrschenden Woh¬ 
nungspolitik wieder an, so auch in Düs¬ 
seldorf. Hier stehen wir jedoch vor dem 
zusätzlichen Problem, dass seit Jahren 
städtische Obdächer abgebaut und städ¬ 
tischer Wohnraum privatisiert wurde, so¬ 
dass wohnungslose Menschen kaum eine 
Wohnung finden, die beispielsweise den 
Vorgaben der hiesigen Jobcenter ent¬ 
sprechen. Für uns wird es immer schwie¬ 
riger, gemeinsam mit den Wohnungslo¬ 
sen einen Ausweg aus der Obdachlosig¬ 
keit zu finden. 

UZ: Wie wollen Sie die Explosion der 
Mieten stoppen? 

Julia von Lindem: Die auf Bundesebene 
beschlossene Mietpreisbremse ist sicher¬ 
lich kein probates Mittel. Es zeigt ledig¬ 
lich, dass die Problematik endlich auch 
bei der Politik angekommen ist und dient 
dem Zweck, Mieterinnen politisch den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. Inner¬ 
halb des kapitalistischen Systems wird es 
jedoch keinen Ausweg aus dieser Spirale 
geben. Vielmehr muss uns klar sein, dass 
eine Stadt, die dem Markt überlassen 
wird, nur den „Kaufkräftigen“ zu Gute 
kommt. Das Menschenrecht auf Wohnen 
kann jedoch nur gewährleistet werden, 
wenn der Ausstieg aus dem profitorien¬ 
tieren Wohnungsmarkt gelingt. Wohn¬ 
raum muss vergesellschaftet werden! Wir 
werden nur gewinnen können, wenn wir 
die konkreten Kämpfe für kurzfristige 
Verbesserungen im Rahmen des Beste¬ 
henden verbinden mit dem Kampf dafür, 
dass in den Köpfen der Mieterinnen die 
Erkenntnis reift, dass wir den Kapitalis¬ 
mus überwinden müssen. Und da sind 
weniger radikale Phrasen gefordert, 
sondern nachvollziehbare Erklärungen, 
warum das schlechte Bestehende so ist, 
wie es ist - und was der Ausweg ist und 
wie wir nachvollziehbar und glaubwürdig 
den Ausweg gehen können. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Vorbereitung des 21. Parteitags 

Parteivorstand der DKP beschließt Entwurf des Leitantrages 


































Müll zurückgebracht 

Das Blockupy-Bündnis half beim Umzug der EZB - 
DKP und SDAJ haben mit angepackt. 


Bild ganz oben links: DKP und SDAJ beteiligten sich an der Demonstration (hier 
ein Transparent der SDAJ), die UZ war mit kostenlosen Probeexemplaren dabei. 

Bild ganz oben rechts: Demonstrantin hantiert mit Seifenblase. Im Turm dahinter 
beschäftigt man sich mit größeren Blasen - mit niedrigen Zinsen und dem 
Aufkauf von Wertpapieren, vielleicht bald auch Staatsanleihen, pumpt die EZB 
Milliarden Euro in den Geldkreislauf. 


1000 Teilnehmer hatte das Bündnis er¬ 
wartet, 3 000 (nach Polizeiangaben nur 
2 000) kamen. Für den vergangenen 
Samstag hatte das Blockupy-Bündnis 
zu einer Demonstration in Frankfurt 
am Main aufgerufen. Das Ziel war der 
neu gebaute Turm der Europäischen 


Zentralbank (EZB) im Frankfurter 
Ostend - denn „die EZB ist eine der 
treibenden Kräfte bei der sozialen Ver¬ 
elendung der europäischen Bevölke¬ 
rung“, so ein Bündnissprecher. 

Seit 2012 sind die Blockupy-Akti¬ 
onstage immer wieder ein Anziehungs¬ 


punkt für antikapitalistische Aktivisten 
aus ganz Europa gewesen. Eine beson¬ 
dere Bedeutung hatten sie auch durch 
die teilweise brutalen und illegalen 
Polizeirepressionen der letzten beiden 
Jahre erhalten. 

Am Turm der EZB stapelten sich 
bei der Aktion am Sonnabend Um¬ 
zugskartons und Plastiktüten, die Teil¬ 
nehmer wollten der EZB ihren Müll 
zurückbringen. Rund 100 Demonstran¬ 
ten überwanden das Tor und bewarfen 
die Glasfassade der Zentralbanker mit 
Farbbeuteln. Nach dem folgenden Po¬ 
lizeieinsatz waren rund 20 mit Pfeffer¬ 
spray verletzte Demonstranten auf ers¬ 
te Hilfe angewiesen. 

Seit letzter Woche steht auch der 
Termin für die große Eröffnungsfeier 
der EZB fest: Der 18. März 2015. Die 
EZB gehört zu dem gewaltigen Appa¬ 
rat, mit dem Staaten und Kapital der 
EU die Lasten der Krise auf die Be¬ 
völkerung abgewälzt haben. Diese Po¬ 
litik soll bei der Eröffnung im März ge¬ 
feiert werden. Das Blockupy-Bündnis 
begann sofort mit der Mobilisierung 
zu diesem Tag, die Feiern werden nicht 
ungestört bleiben. O.P. 


Bilder oben: Beim Umzug geholfen 

Vor dem Gebäude der Zentralbank 
luden dann die Demonstranten die 
mitgebrachten Kartons ab. Nicht nur 
die EZB zieht um - in der Umgebung 
des Neubaus explodieren die Mieten 
und zwingen Bewohner, sich etwas 
anderes zu suchen. 

Bild links: Rund 100 Demonstranten 
kletterten über den Zaun. Die 
Polizei reagierte mit Pfefferspray und 
verletzte rund 20 Aktivisten 



Bild oben: Die Spitze der Demonstration.-Als die Polizei im Mai 2013 den 
„antikapitalistischen Block“ der Blockupy-Demo über Stunden einkesselte und mit 
Pfefferspray und Knüppeln brutal gegen die Demonstranten vorging, dienten ihr 
unter anderem die im Block getragenen Regenschirme als Vorwand - es handele 
sich um Vermummung.-Am 18. März soll der EZB-Neubau feierlich eröffnet 
werden. „Dieser Festakt wird nicht ungestört über die Bühne gehen, dafür werden 
wir sorgen“, so Blockupy-Sprecher Roland Süß.„Die EZB ist die treibende Kraft der 
Troika, wenn es darum geht, eine autoritäre und unsoziale Kürzungspolitik in den 
von der Krise besonders betroffenen südeuropäischen Ländern durchzusetzen.“ 

Bild unten: Rund 3 000 Teilnehmer zogen von der Frankfurter Paulskirche durchs 
Ostend zum EZB-Neubau. Die Blockupy-Bewegung versteht sich als antikapita¬ 
listisch. Eine gemeinsame Analyse fehlt noch ... 
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Friedensbewegung stärken, Aktivitäten erhöhen 

Aus dem Referat von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, auf der 10. PV-Tagung 22.723. November 2014 


(...) Die Ereignisse in Syrien, dort z.B. um die 
Stadt Kobane, der Vormarsch und die Brutali¬ 
tät der IS, aber auch die Situation im Irak ist er¬ 
schreckend und dramatisch. Unsere Solidarität, 
wir haben das auch in einer Erklärung der Vorsit¬ 
zenden ausgedrückt, gilt den Menschen und den 
Kämpfern, die sich der IS entgegenstellen. Unsere 
Hauptsolidarität heißt Druck auf den deutschen 
Imperialismus, heißt „Weg mit dem Verbot der 


PKK“, die als Kraft eine zentrale Rolle im Kampf 
gegen die IS spielt. Es ist unsere Aufgabe auf die 
Ursachen der jetzigen Situation und auf die Zieh¬ 
väter der IS hinzuweisen. Diese Kräfte sind Zieh¬ 
kinder des Imperialismus, auch, wenn möglicher¬ 
weise manche der Herrschenden jetzt auch die 
Angst des Zauberlehrlings erleben. Gleichzeitig 
ist aber vorherrschend Heuchelei. Wenn der Im¬ 
perialismus bewusst die territorriale Integrität Sy¬ 
riens und des Iraks zerstört und damit ein Vakuum 
schafft, dann entstehen Situationen, wie diese. Es 
gibt einige Hinweise darauf, dass führende Kräfte 
des US-Imperialismus direkt auf ein Chaos in die¬ 
ser Region setzen. Dazu hatte man in Syrien die 
so genannte Freie Syrische Armee (FSA) hoch¬ 
gepäppelt. Aus dieser Analyse ergibt sich aber 
auch, dass wir Positionen, die Waffenlieferungen 
fordern oder Geld für die Bewaffnung sammeln, 
nicht unterstützen, solange die Empfänger mit 
Kräften paktieren oder Kräfte sind, die den Kurs 
der FSA bzw. die Zerstörung der territorialen In¬ 
tegrität Syriens bzw. des Irak unterstützen. Und 
wir unterstützen nichts, was, wie im Falle direkter 
Waffenlieferungen nur die Positionen der imperi¬ 
alistischen Lieferanten vorwärts bringt. 

Die kriegerischen Auseinandersetzungen in 
der Ukraine sind ein Pulverfass. Die Gefahr ei¬ 
nes Krieges und damit die Gefahr eines Flächen¬ 
brands ist real. Die Menschen im Osten der Ukra¬ 
ine leiden. Die ukrainische Armee und ihre Frei¬ 


schärler setzen Brandbomben ein, zerstören die 
Infrastruktur in Großstädten wie Donezk. Die 
Sanktionen gegen Russland, die durch die EU auf 
Betreiben Deutschlands und der USA verhängt 
werden, eskalieren das Ganze. (...) Deshalb sa¬ 
gen wir auch weiterhin, dass es erstens eindeutig 
ist, dass die Aggression in der Ukraine von der 
EU und den USA ausging und ausgeht, dass die¬ 
se zweitens bereit waren für ihre geostrategischen 


Ziele Faschisten hoffähig und zum Teil des Macht¬ 
apparats in der Ukraine zu machen und das drit¬ 
tens die Begrenzung des Vormarschs der NATO 
nach Osten eine wichtige Frage der Friedenser¬ 
haltung ist. Deshalb ist eine Äquidistanz in dieser 
Frage falsch und nicht unsere Position. 

Dramatisch ist, dass viele Medien eine hetze¬ 
rische Rolle in diesem Konflikt übernommen ha¬ 
ben. Hier geht es leider keineswegs nur um Me¬ 
dien wie „Bild“, von denen man nichts anderes 
erwartet, sondern man kann, mit wirklich wenigen 
Ausnahmen (...) geradezu von einer Gleichschal¬ 
tung sprechen. Teilweise ist die Berichterstattung 
schon lächerlich, die Existenz von Faschisten in 
der Ukraine wird nahezu geleugnet, die derzeitige 
Regierung in der Ukraine ist natürlich demokra¬ 
tisch legitimiert, über die Angriffe auf Kommunis¬ 
ten und Linke wird nicht berichtet, das Massaker 
in Odessa war ein Unglück. NATO-Beteiligung an 
Manövern gibt es nicht. 

Ganz offensichtlich wurde dies im Zusam¬ 
menhang mit den Wahlen. Waren die Wahlen im 
Einflussgebiet der ukrainischen Regierung demo¬ 
kratisch, waren sie im Einflussgebiet der Volksre¬ 
publiken natürlich undemokratische Showveran¬ 
staltungen. Beim Letzteren: Beweise Fehlanzeige. 
Beim Ersteren kein Wort zur Hetze gegen Linke 
zum Druck der Bewaffneten Rechtskräfte. 

Aktuell scheint es zumindest innerhalb der 
SPD auch Kräfte zu geben, die mit der gefährli¬ 


chen Politik der Regierung der Großen Koalition 
nicht völlig übereinstimmen. 

Trotzdem wird aktuell die Kriegsgefahr durch 
das Verhalten der Bundesregierung angeheizt. 
Dazu gehören die hetzerischen Äußerungen von 
Merkel, die offizielle Hilfe einer EU-Polizeimis- 
sion für die seit neuestem unter dem Komman¬ 
do eines offenen Faschisten stehenden Sicher¬ 
heitskräfte in Kiew, aber auch das Russland und 
Putin-Bashing in den Medien. Da wird gelogen, 
dass sich die Balken biegen. Von einer Isolation 
Russlands beim G20-Gipfel wird geredet, obwohl 
genügend Bilder belegen, dass dies lediglich für 
die Teilnehmer aus den führenden, westlichen 
imperialistischen Ländern gilt, beim kurz zuvor 
stattgefundenen APEC-Gipfel hatte man eher 
den Eindruck, dass Obama eine recht isolierte 
Rolle spielte und das war dort auch an Beschlüs¬ 
sen festzumachen. 

Seit vielen Monaten fällt das Menschen auf 
und sie wollen sich nicht damit zufrieden geben. 
Sie haben auch zu Recht Angst vor Krieg und wol¬ 
len aktiv werden. Diese Bereitschaft konnte sich 
anfangs nicht ausreichend in Aktivitäten Umset¬ 
zen. Dies war die Geburtsstunde der sogenannten 
„Friedensbewegung 2014“, der „Montagsmahnwa¬ 
chen“. 

★ 

Aus unserer Sicht waren die Aktionen kei¬ 
neswegs spontan und auch die bundesweiten 
Strukturen entstanden nicht erst im Nachhin¬ 
ein. Betrachten wir die Inhalte. Neben dem all¬ 
gemeinen Friedenswunsch und der berechtigten 
Kritik an der Medienberichterstattung ziehen 
sich zwei zentrale Inhalte durch das Selbstver¬ 
ständnis der Montagsmahnwachen, das ist zum 
einen die Fixierung auf den US-Imperialismus 
und dort als Hauptangriffspunkt das Bankkapi¬ 
tal, die FED bzw. andere Großbanken und das 
ist zum zweiten die angebliche mangelnde Sou¬ 
veränität Deutschlands, das Fehlen eines Frie¬ 
densvertrags, das als Ursache für das Anhängen 
an die aggressive Politik der USA ausgemacht 
wird. Diese Inhalte teilen wir nicht und sie des¬ 
orientieren die Friedensbewegung, da sie vom 
deutschen Imperialismus als eigenständigem 
Akteur von seiner Rolle in der EU und deren 
Rolle ablenken. 

Wir sind auch relativ sicher, dass beim Kader 
der Montagsbewegung und der Bewegung an 
sich dies eine einkalkulierte Option ist. Die Er¬ 
klärung, dass man die Notwendigkeit der Kon¬ 
stituierung einer neuen Friedensbewegung nur 
deshalb gesehen habe, da man von der Existenz 
einer Friedensbewegung nichts gewusst habe, ist 
für den bundesweiten Kader der Montagsmahn¬ 
wachen nicht glaubhaft. 

Diese Inhalte machen die Bewegung nach 
rechts offen und diese Tendenzen gab es und es 
gibt sie in einem Teil der Mahnwachen nach wie 
vor. Offiziell hat sich die bundesweite Struktur 
der Montagsmahnwachen von faschistischen, 
rassistischen und antisemitischen Positionen 
distanziert und sich auch von Querfrontleuten, 
wie Jürgen Elsässer, die eine Zeitlang eine grö¬ 


ßere Rolle spielten, getrennt. Das Ganze wird 
aber oft in Richtung einer Abgrenzung gegen 
Totalitarismus vorgetragen. 

Natürlich wäre es komplett falsch die Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer der Montagsak¬ 
tionen damit über einen Kamm zu scheren. Wie 
so oft stieß diese Aktion in ein gewisses Vakuum 
und die Bereitschaft zur Aktivität kristallisier¬ 
te sich hier, weil andere Kräfte nicht da waren. 
Auch falsch wäre, aber naiv daran zu glauben, 
dass dies alles ohne eine vorhandene Struktur 
quasi spontan geschehen wäre. 

Aus unserer Sicht kann es deshalb mit dem bun¬ 
desweiten Kader der Montagsmahnwachen kei¬ 
ne Zusammenarbeit geben. Gleichzeitig sollten 
wir aber auf die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer der Aktivitäten zugehen, vor allem auch um 
mit ihnen die inhaltliche Debatte zu suchen. 

★ 

Problematisch ist, dass die Debatte um den Um¬ 
gang mit den Montagsmahnwachen sowohl in 
unserer Partei, als auch in der Friedensbewegung 
zu Auseinandersetzungen führt. Dies wird vor 
allem im Zusammenhang mit dem so genann¬ 
ten Friedenswinter deutlich. Betrachtet man die 
geplanten Aktivitäten, dann ist das einerseits 
die neue Idee der dezentralen Demonstratio¬ 
nen im Dezember, die zusammengeführt werden 
mit Aktivitäten, die bereits geplant waren, wie 
z.B. den Ostermärschen. Es ist sehr begrüßens¬ 
wert, wenn es zu mehr Friedensaktionen kommt. 
Gleichzeitig scheint es so, dass die Aktivitäten 
stark genutzt werden um der Montagsmahnwa¬ 
chenbewegung eine neue Legitimation zu ver¬ 
leihen. Letzteres halten wir nicht für richtig. Es 
gibt auch keine Notwendigkeit für die Existenz 
einer Friedensbewegung und einer Friedensbe¬ 
wegung 2014. Natürlich wäre es falsch deshalb 
Ansätze zu mehr Aktivitäten nicht zu nutzen, 
das wäre, wie wenn man aus Angst vor dem 
Tod Selbstmord begeht. Genauso falsch wäre es 
aber naiv mit der Gefahr der Desorientierung 
der Friedensbewegung umzugehen. Ich persön¬ 
lich habe deshalb den Aufruf zu den Aktivitäten 
des Friedenswinters nicht unterschrieben, werde 
mich aber mit unseren Inhalten in die Aktivitä¬ 
ten einbringen. 

Dass es Chancen für einen Aufschwung der 
Aktivitäten gibt, zeigten auch die Kundgebun¬ 
gen und die Demonstration am 3. Oktober in 
Kalkar. Wesentlich mehr Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer waren gekommen. Es ist allerdings 
nicht richtig, dass dies nur der Teilnahme der 
Montagsmahnwachen geschuldet war, auch das 
Spektrum der „traditionellen“ Friedensbewe¬ 
gung, darunter auch unsere Partei, waren we¬ 
sentlich besser vertreten, davon konnte ich mich 
selbst überzeugen. 

Es geht darum und dafür haben wir mit der 
vergangenen PV-Tagung, dem Referat von Ge¬ 
nossen Hans-Peter Brenner, eine ausgezeichne¬ 
te Grundlage gelegt, die Friedensbewegung zu 
stärken, die Aktivitäten zu erhöhen und auch 
die Aktivitäten unserer Partei zu intensivieren. 
(...) 



Antikriegsdemonstration der Friedensbewegung mit klaren Forderungen auch an die Bundesregie¬ 
rung (hier des NoNATO-Bündnisses in Berlin). 


Albert Norden - Der Rabbinersohn im Politbüro 


Marx-Engels-Stiftung und VVN-BdA Wuppertal laden ein 


Die Anregung zu dieser Veranstaltung ging aus 
von Norbert Podewin, Albert Nordens lang¬ 
jährigem Mitarbeiter und Biografen, der am 
10. Juli 2014 verstarb. Wir widmen sie deshalb 
auch seinem Andenken. 

Albert Norden, geb. am 4.12.1904 in 
Myslowitz, war der Sohn des Elberfelder Rab¬ 
biners Dr. Josef Norden (ermordet 1943 in The¬ 
resienstadt) und wuchs im heutigen Wupperta¬ 
ler Stadtteil Elberfeld auf. 

Schon als Schüler schloss er sich unter dem 
Eindruck des Ersten Weltkriegs, der Oktober¬ 
revolution und der deutschen Novemberre¬ 
volution der kommunistischen Bewegung an. 
Parallel zu einer Lehre als Tischler begann er 
seine Arbeit für die Presse der kommunisti¬ 
schen Partei, was ihm 1923 seine erste Haft¬ 
strafe einbrachte. 

Den Kampf gegen den Faschismus führte 
Albert Norden sein ganzes Leben: 1933 Mitar¬ 
beit am Braunbuch über den Reichstagsbrand, 
Journalist für antifaschistische Exilzeitungen, 
Unterstützung von Antifa-Gruppen. Nach der 
Rückkehr nach Deutschland 1947 schrieb er in 
seinem Buch „Lehren deutscher Geschichte“: 

„Der Antisemitismus, dieses Herzstück 
der innen- und außenpolitischen Agitation 



Hitlers, wurde ein Mittel zur 
Bereicherung der Reichen... 
Die Magnaten des deutschen 
Finanzkapitals verschmähten 
es nicht, Banken, Industrie¬ 
werke und Großhandlungen 
an sich zu reißen, deren Besit¬ 
zer außer Landes gejagt oder 
zu Tode gefoltert wurden. Jü¬ 
disches Blut verwandelte sich 
in arisches Gold.“ 

Seit 1958 Mitglied des Polit¬ 
büros des ZK der SED, leitete 
Norden eine Kommission, die 
alle Maßnahmen der DDR zur 
Aufarbeitung der Kriegs- und 
Naziverbrechen koordinierte. 
An der Aufdeckung der NS- 
Verbrechen bundesdeutscher 
Politiker wie Theodor Ober¬ 
länder, Hans Globke und Hein¬ 
rich Lübke war Albert Norden 
maßgeblich beteiligt; die He¬ 
rausgabe des „Braunbuch - 
Kriegs- und Naziverbrecher 
in der Bundesrepublik und in 
Berlin (West)“ 1965 - das Na¬ 


men von über 1.800 Nazis und Kriegsverbre¬ 
chern in westdeutschen Führungspositionen 
enthielt -, war nicht zuletzt sein Werk. 1982 
starb Albert Norden in Ostberlin. 


Es sprechen: 

• Dr. Dirk Krüger, Wuppertal: Lesung 
aus Nordens Autobiografie „Ereignis¬ 
se und Erlebtes“, 

• Hermann Kopp, Düsseldorf: Zum Le¬ 
ben und Wirken Albert Nordens, 

• Dr. Harald Wessel, Berlin: Meine Be¬ 
gegnungen mit Albert Norden und 

• Sebastian Schröder, VVN-BdA Wup¬ 
pertal: Nazi-Verbrecher vor und nach 
1945, von Albert Norden angeklagt 

Samstag, 29.11.2014, 
14.00-17.30 Uhr, 

Begegnungsstätte Alte Synagoge, Ge¬ 
nügsamkeitsstraße, Wuppertal. 
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Beabsichtigte Irreführung 

Volker Bräutigam: Neue Programmbeschwerde 
wegen Ukraine-Berichterstattung 


Volker Bräutigam, Ex-Tagesschau-Re- 
dakteur, Ex-Betriebsratsvorsitzender 
beim Norddeutschen Rundfunk, Streik¬ 
leiter beim ersten Streik im deutschen 
Fernsehen, Journalist und Publizist, hat 
erneut Beschwerde gegen die Ukraine- 
Berichterstattung der ARD eingelegt: 

Frau Ute Schildt, 

Vorsitzende des NDR-Rundfunkrats 

(...) 

Herrn 

Intendant Lutz Marmor 

(...) 

Beschwerde über verfälschende/irre¬ 
führende Ukraine-Berichterstattung 
Hier: Tagesschau 21.11.14,20 Uhr, Bei¬ 
trag v. Udo Lielischkies (ab Sendemin. 
02’46”) 

Sehr geehrte Frau Schildt, sehr geehr¬ 
ter Herr Marmor, 

erneut besteht Grund zur Beschwerde 
über einen Tagesschau-Bericht. Der 
längst (mit journalistisch unsauberen 
Arbeiten) verhaltensauffällige Kor¬ 
respondent Lielischkies sagte im An¬ 
schluss an die Studio-Moderation (In 
Kiew wurde heute der Toten der Mai- 
dan-Proteste gedacht) den folgenden 
zweckgefärbten, verfälschenden und 
irreführenden Text auf: 

(...) Präsident Poroschenko ehrte die, 
denen er letztlich seinen Aufstieg zur 
Macht verdankt: die über einhundert 
erschossenen Demonstranten, deren 
Tod im Februar zum Ende der Januko- 
witsch-Herrschaft führte. Nachdem die 
Demonstranten am 20. Februar auch 
mit scharfen Waffen das Regierungs¬ 
viertel zu stürmen versuchten, schossen 
Spezialeinheiten gezielt auf sie. Am Tag 
danach floh Janukowitsch aus Kiew. Die 
Angehörigen der Erschossenen kritisie¬ 
ren heute Poroschenko. (...). 

Fälschung ist und Irreführung beabsich¬ 
tigt die hier hervorgehobene Textpas¬ 
sage. Ihre Aussage steht in deutlichem 
Kontrast zu den historischen Fakten: 
Der immerhin demokratisch gewähl¬ 
te Präsident Janukowitsch musste flie¬ 
hen vor einer mörderischen Meute, die 
möglicherweise „ferngesteuert“ war. 
Cui bono? Wem nutzte der Putsch? 
Mit Janukowitschs Sturz kam auch das 
Vertragswerk zu Fall, das gerade zuvor 
zur Befriedung des Ukraine-Auf Stands 
geschlossen worden war. Unterzeich¬ 
ner neben Janukowitsch: Bundesau¬ 
ßenminister Steinmeier, der polnische 
Außenminister Sikorski, ein Vertreter 
von Frankreichs Außenminister Fabius, 
ein Vertreter des russischen Außenmi¬ 
nisters Lawrow sowie die ukrainischen 
Oppositionellen Klitschko, Jazenjuk 
und Tjahnybok. Dieser Vertrag missfiel 
den auf Umsturz und Bürgerkrieg in der 
Ukraine bedachten USA (s.a. Victoria 
Nuland: „Fuck the EU“). 

Lielischkies Sätze ignorieren diesen 
Hintergrund und insinuieren stattdes- 


sen, das Massaker sei von Regierungs¬ 
truppen (nur die haben „Spezialein¬ 
heiten“) und unter Verantwortung Ja¬ 
nukowitschs begangen worden. Die 
wahren Schuldigen dieses Verbrechens 
sind jedoch bis heute nicht ermittelt. 
Die Vermutung ist nicht aus der Welt, 
dass die USA dahinter stecken. Die 
neuen Machthaber in Kiew haben bis 
heute keine an internationalen Stan¬ 
dards orientierte und unabhängige Un¬ 
tersuchung eingeleitet. Sie werden ihre 
Gründe für diesen Verzicht auf rechts¬ 
staatliches Handeln haben. Lielischkies 
formuliert ungeachtet all dessen eine 
Schuldzuweisung mit politischer Kon- 
notation zugunsten der neuen Macht¬ 
haber und konform mit „prowestlicher“ 
Sichtweise. Er ignoriert Informationen 


und Filmmaterial, wonach nicht identi¬ 
fizierte Scharfschützen, möglicherweise 
aus den USA eingeschleuste Söldner, 
das Massaker provoziert bzw. selbst mit 
angerichtet haben. Dass eine Blackwa- 
ter-Truppe von rund 300 Mann zur frag¬ 
lichen Zeit in der Ukraine operierte, ist 
bekannt. 

Lielischkies’ fälschender Schlenker 
reiht sich ein in die lange Reihe tenden¬ 
ziöser und der herrschenden „westli¬ 
chen“ Lehre angepasster Fehlleistungen 
von ARD-aktuell. Er verletzt die Vorga¬ 
ben des NDR-Staatsvertrages. Die ein¬ 
schlägigen Bestimmungen dürften Ih¬ 
nen geläufig sein. Ich zitiere sie hier der 
Ordnung halber dennoch, auszugsweise: 
§ 5 Programmauftrag 

(1) Der NDR hat den Rundfunkteil¬ 
nehmern und Rundfunkteilnehmerin¬ 
nen einen objektiven und umfassenden 
Überblick über das (...) Geschehen in 
allen wesentlichen Lebensbereichen zu 
geben. Sein Programm hat der Informa¬ 
tion (...) zu dienen. 

§ 7 Programmgrundsätze 

(2) Der NDR (...) soll dazu beitragen, 
die Achtung vor (...) Meinung ande¬ 
rer zu stärken (...). Das Programm des 
NDR soll (...) die internationale Ver¬ 
ständigung fördern, für die Friedenssi¬ 
cherung (...) eintreten (...) 

§ 8 Programmgestaltung 
(1) Der NDR ist (...) zur Wahrheit ver¬ 
pflichtet. (...)(...) Ziel aller Informati¬ 


onssendungen ist es, sachlich und um¬ 
fassend zu unterrichten und damit zur 
selbständigen Urteilsbildung der Bür¬ 
ger und Bürgerinnen beizutragen. (2) 
Berichterstattung und Informations¬ 
sendungen haben den anerkannten 
journalistischen Grundsätzen (...) zu 
entsprechen. Sie müssen unabhängig 
und sachlich sein. Nachrichten sind 
vor ihrer Verbreitung (...) auf Wahr¬ 
heit (...) zu prüfen. (...) 

Ich bitte um Feststellung, dass Lie- 
lischkies-Beitrag gegen die staatsver¬ 
traglichen Anforderungen verstieß 
und um entsprechende Veranlassung 
zum Ausschluss von Wiederholungs¬ 
fällen. Nachdrücklich ersuche ich da¬ 
rum, diese Beschwerde als gegen eine 
in der Verantwortung des NDR lie¬ 


gende Fehlleistung zu betrachten, un¬ 
abhängig davon, dass der Korrespon¬ 
dent Lielischkies bei einem anderen 
ARD-Sender angestellt ist. Aus § 8 
des NDR-Staatsvertrags leitet sich 
die uneingeschränkte Gesamtverant¬ 
wortung des die ARD-aktuell-Sen- 
dung „Tagesschau“ veranstaltenden 
NDR ab. 

Für Ihre Juristen ist das Formu¬ 
lieren rabulistischer Ablehnungsbe¬ 
scheide inzwischen ersichtlich be¬ 
reits Routine. Das Abschmettern 
selbst von bestens begründeter Zu¬ 
schauerkritik haben sie anscheinend 
zur Kunstform entwickelt. Ich erbit¬ 
te dennoch gründliche Befassung 
Ihrer Gremien mit meiner Eingabe. 
Um schriftliche Antwort ersuche ich, 
damit ich meine Materialsammlung 
für ein „Schwarzbuch Rundfunkrat 
NDR“ mit weiterer rechtsverdrehe- 
rischer Literatur auffüllen kann. 

Mit bestem Dank 

Volker Bräutigam 

PS. Es dauerte fast sieben Monate, 
ehe Sie meine letzte Eingabe - na¬ 
türlich abschlägig - beschieden. Ich 
bitte um Verständnis, dass ich deshalb 
obige neue sofort veröffentliche, an¬ 
statt wieder erst Ihre Reaktion abzu¬ 
warten. 



Kraft, die uns fehlt 

Deutschlandpremiere von „Kraft der Schwachen“ 



„Wenn man am Ende 
des Films den Titel 
bekloppt findet, bin 
ich sehr zufrieden“, 
sagte Tobias Krie- 
le bei der Deutsch¬ 
land-Premiere seines 
Films „Die Kraft der 
Schwachen“ am letz¬ 
ten Sonntag in Berlin. 

Die Hauptperson des 
Films, Jorge Jerez Be- 
liasario, als schwach 
zu bezeichnen, fiele 
sicherlich keinem ein, 
der den Film gesehen 
hat. Jorgito Jerez Be- 
liasario, kubanischer 
Journalistik-Student 
aus Camagüey, ist 
eine Kämpfernatur. 

Um ihn und den Film 
zu sehen, kamen ne¬ 
ben dem Botschafter Kubas etwa 200 
Besucher/innen ins Kino Babylon. 

Jorge Jerez Beliasario setzt sich 
energisch für die kubanische Revolu¬ 
tion ein und ist eines der bekannteren 
Gesichter der Kampagne für die Frei¬ 
lassung der 1998 in den USA inhaftier¬ 
ten Kubaner - die Miami Five. Dass er 
von Kindheit spastisch gelähmt ist, hat 
ihn nicht an seiner Entwicklung gehin¬ 
dert. Auf Kuba erfuhr er, der in einer 
der schwierigsten Phasen der kuba¬ 
nischen Revolution - die sogenannte 
Spezialperiode - hineingeboren wur¬ 
de, schulische und medizinische Un¬ 
terstützung. Um sein Kuba vorzustel¬ 
len, dafür ist er mit seinem Vater nach 
Deutschland gereist. Bei Filmauffüh¬ 
rungen in zehn Städten will er mit dem 
deutschen Publikum diskutieren. Über 
sich, über Kuba, aber auch darüber, was 
wir in Deutschland zur Befreiung sei¬ 
ner Brüder - wie er sie nennt - beitra¬ 
gen können. Drei der Fünf sind noch in 
Haft. „Jeder kann es etwas besser ma¬ 
chen. Denen, die den Fall der Miami 
Five nicht kennen, sage ich: Informiert 
euch! Diejenigen, die informiert sind, 
bitte ich: Erweitert euer Wissen. Denen, 
die aktiv geworden sind, rufe ich zu: In¬ 
tensiviert eure Bemühungen!“ 

Einer Persönlichkeit wie Jorgito Je¬ 
rez Beliasario kann sich kaum jemand 
entziehen. Davon lebt auch der Film. 
„Kraft der Schwachen“ beschreibt 
nicht die medizinischen oder sozialen 
Leistungen der kubanischen Revoluti¬ 
on, der Film ist eine Abfolge von Inter¬ 
views mit Menschen, die ihm im Laufe 
seines Lebens begegnet sind. Dass der 
Film keine Low-Budget-, sondern eine 
No-Budget-Produktion ist, wie Marion 
Leonhardt als Vertreterin der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba betonte, 
mag dazu beigetragen haben, dass es im 
Film bei Gesprächen über die Person 
Jorgito Jerez Beliasario bleibt. 

„Behindert sind diejenigen, denen 
ihre Rechte vorenthalten werden.“ Die¬ 
se Argumentation stammt von Jorgito 
Jerez Beliasario selbst. Er ist der ku¬ 


banischen Revolution dankbar, weil 
er weiß, dass Menschen andernorts in 
ihrer Entwicklung behindert werden, 
während er in Kuba teure - durch die 
US-Wirtschaftsblockade bedingt sehr 
teure - Medikamente erhält, die er 
braucht, um muskuläre Krämpfe zu 
lösen. Auch eine logopädische Ausbil¬ 
dung und eine Integration in die Regel¬ 
schule waren im sozialistischen Kuba 
möglich, weil die kubanische Gesell¬ 
schaft das „Recht auf Leben“ erhält, 
ohne Menschen ein „normales“ Leben 
aufzwingen zu wollen. In reichen ka¬ 
pitalistischen Staaten wie Deutschland 
sind dies Anstrengungen, die kaum 
leistbar erscheinen, wie die aktuelle 
Diskussion um Inklusion zeigt. Auf die 
Bereicherung durch eine Persönlich¬ 
keit wie Jorgito Jerez Beliasario muss 
Deutschland deshalb verzichten. 

Der Filmtitel „Kraft der Schwa¬ 
chen“ erfährt zumindest auf Deutsch 
seine Rehabilitierung, wenn er auf 
Kuba angewendet wird: Das schwa¬ 
che Kuba bringt - wieder einmal - 
eine Kraft auf, die uns fehlt. Das wirt¬ 
schaftliche Kuba hat einen Reichtum 
geschaffen, den wir noch mühsam zu 
erkämpfen haben. 

Lars Mörking 

Website zum Film 
http://www.kraftderschwachen.de 
Blog von Jorgito Jerez Beliasario (spa¬ 
nisch): 

http://jorgitoxcuba.wordpress.com/ 

Die nächsten Termin: 29.11., 19 Uhr, 
Düsseldorf, Bambi-Kino, Klosterstra¬ 
ße 78; 30.11., 17 Uhr, Bochum, Kino End¬ 
station im Bahnhof Langendreer, Wall¬ 
baumweg 108; 2.12., 19 Uhr, Dresden, 
Kino in der Fabrik, Tharandter Stra¬ 
ße 33; 3.12., 19 Uhr, Augsburg, Thalia- 
Kino, Obstmarkt 5; 4.12., 19 Uhr, Mün¬ 
chen, Monopolkino, Schleißheimer 
Straße 127; 5.12., 20 Uhr, Göttingen, Lu- 
miere, Reinhäuser Landstraße 19; 7.12., 
15 Uhr, Mainz, Capitol, Neubrunnen¬ 
straße 9 
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Moderner Tanz und die soziale Natur des Menschen 


Zum 90. Geburtstag von Miriam Pandor 



Miriam Pandor in Berlin, Anfang der 80er Jahre 



Zeremonien der indianischen Urein¬ 
wohner und der griechischen Mytholo¬ 
gie hervor. Alsbald tanzt Miriam Pan¬ 
dor in Grahams Company. 

Auf Musical-Zwischenstationen am 
Broadway und vor Hollywood-Kame¬ 
ras - u.a. mit Daniel Nagrin - gelangt 
sie danach zur Modern Dance School 
der Graham-Mitarbeiterin Doris Hum- 
phrey. Mit dem dort lehrenden Jose Li- 
mon brilliert sie solistisch. Als sie selbst 
bald zur Prominenz des nicht mehr 
kommerzfreien Tanzbetriebs gehört, 
setzt sie die entscheidende Zäsur ihres 
Lebens, einer Gefälligkeitskunst selbst¬ 
bewusst entgegengesetzt. Mitten in der 
McCarthy-Ära 1949 entscheidet sie sich 
für die Beteiligung an den Weltfestspie¬ 
len in Budapest, reist mit der kommu¬ 
nistischen Delegation aus den USA. 
Im Finale ihres Soloprogramms lässt 
sie der Beleuchter im Stich. Ihm zum 
Zeichen streckt sie die Faust im Halb¬ 
dunkel nach oben. Jugendliche aus aller 
Welt verstehen das kämpferisch und er- 
wiedern symbolisch. 

Nicht konform im 
bestehenden System 

Solch eindeutig politische Haltung wird 
in der Humphrey-Company nicht tole¬ 
riert. Pandor trotzt dem faktisch poli¬ 
tischen Berufsverbot und gründet ihr 
eigenes Tanzstudio in New York. Sie 
findet den Weg in die Reihen der Kom¬ 
munistischen Partei der USA, beteiligt 
sich an Sit-Ins und an Demonstratio- 


A uf der Bühne der Peter-Hacks- 
Gesellschaft im Prenzlauer Berg 
gratulierten wir Miriam Pandor 
zum 90. Geburtstag. Unsere langjähri¬ 
ge Genossin aus der DKP Berlin kam 
gern mit ihrer Tochter aus Lübeck zur 
Matinee „Tanz und Politik“ an der sie 
selbst mitwirken konnte. Der langjäh¬ 
rige Freund und Regisseur Jens Mehr- 
le beleuchtete mit kleinem Ensemb¬ 
le und ehemaligen Schülern Facetten 
ihres politischen und künstlerischen 
Engagements jenseits und diesseits 
des Atlantiks. Genossen, Kameraden 
der VVN-BdA, sogar Gäste aus der 
Schweiz interessierten sich für das be¬ 
sondere Leben einer kommunistischen 
Künstlerin mit jüdischen Wurzeln, de¬ 
ren Vater, der Schriftsteller Oswald 
Pander, 1943 im KZ Theresienstadt 
umkam. 

Frühe Motivationen 
gegen den Faschismus 

Organisierte Soforthilfe für die ersten 
untertauchenden jüdischen Nachbarn 
erlebt die 14-jährige Miriam Pander 
am 10. November 1938 im Hambur¬ 
ger Geburtshaus an der Brahmsallee. 
Mit einem Schiffstransport allein rei¬ 
sender jüdischer Kinder kommt sie in 
England an. Die Alpträume kehren 
wieder in den sechs Monaten, bis die 
Mutter nachkommen kann. Mit den 
eingebrannten Schrecken deutscher 
Fliegerbomben-Verwüstungen, den 
Londoner Brandnächten von 1940 im 
Gedächtnis, glückt beiden schließlich 
die lange, 21 Tage dauernde Überfahrt 
in die USA. 

Miriam erinnert sich, dass US-Bürger 
damals Einreise-Visa für die Rettung 
der Kinder besorgten. Dafür wurden 
Sicherheitsurkunden verlangt und un¬ 
terschrieben. „Die verfolgten deut¬ 
schen Kinder mussten gerettet werden 
oder sie kamen um im Holocaust, das 
wussten diese Menschen alle.“ 

Auch die Heranwachsende erhofft, 
bestärkt durch eine Radiosendung in 
New York, den Aufstand des deutschen 
Volkes gegen Krieg und Faschismus. 
„Doch nein, nichts dergleichen. Kein 
Aufstand. Bomben fielen weiter, bis 
die Deutschen kapitulierten. Aber die 
Verhassten lebten weiter. Ich verstand 
nicht, warum man nicht alle vernich¬ 
tete. Zufällig las ich eine Zeitung der 
Kommunistischen Partei der USA, in 
der Auszüge aus der Rede Georgi Di- 
mitroffs gegen Göring im Reichstags¬ 
brandprozess abgedruckt waren. End¬ 
lich. Endlich fand ich Worte, die ich als 
Kind abends im Bett immer wieder ge¬ 
sucht hatte.“ 


Tänzerin und Choreo¬ 
grafin in New York 

Hamburg, London und New York, Ha¬ 
vanna und die DDR-Hauptstadt Ber¬ 
lin sind die prägendsten Stationen im 
Leben der Tänzerin und Choreografin 
die in den USA ihren Namen Pander in 
Pandor änderte. Ihr Leben, ihre Tänze, 
ihre Pädagogik und ihre Aufsätze sind 
tiefgehende Auseinandersetzungen 
mit dem modernen Tanz und den ge¬ 
sellschaftlichen Bedingungen, unter de¬ 
nen Zeitgenossen handeln, wie auch er 
davon handeln muss. Das fußt auf einer 
solide erlernten Tanztechnik. Schon in 
frühen Jahren des Exils wurde Miriam 
bei internationalen Größen des künst¬ 
lerischen Tanzes ausgebildet. 

Klassische Grundlagen vermittel¬ 
te in London die polnisch-britische 
Tänzerin und Ballettpädagogin Ma¬ 
rie Rambert, die schon lange über eine 
eigene Ballettkompanie verfügte. Sie 
war am Vorabend des 1. Weltkriegs in 
Paris mit den uraufgeführten „Sacre 
du printemps“ berühmt geworden, als 


sie Igor Strawinskys bahnbrechendes 
Opus zusammen mit Vaslav Nijinski 
choreographierte. George Balanchine, 
Choreograph Nr. 1 des klassischen Bal¬ 
letts, übernahm die begabte Elevin in 
New York an seine „School of Ameri¬ 
can Ballet“. Mit den Exilrussen Anatol 
Obukow und Pierre Wladimirow, wie er 
selbst aus der alten Petersburger Schu¬ 
le hervorgegangen, setzte er auf den 
hart verdienten Erfolg. 

Miriams Erinnerung geht schnell 
zum modernen Tanz über, diametral 
dem klassischen Ballett entgegenge¬ 
setzt, frei von Anachronismen und allen 
Regeln. Nichts hatte sie mit Ausläufern 
der freien Tanzschulen im Sinn, in der 
Art, wie sie die Mutter bei Rudolf von 
Labahn in Deutschland durchlief. Mi¬ 
riam entscheidet sich 1942 für die wich¬ 
tigste Begründerin des Modern Dance, 
Martha Graham. Mit ihrer speziell ent¬ 
wickelten Technik revolutionierte Gra¬ 
ham alles bisher Dagewesene und schuf 
ein eigenes amerikanisches Tanzvoka¬ 
bular. Es ging aus den Studien über die 



Miriam Pandor in New York, Anfang 
der 50er Jahre 


nen, verteilt die Parteizeitung „Daily 
Worker“ und schreibt für sie. Als Part¬ 
nerin eines afroamerikanischen Schrift¬ 


Miriam Pandor, aus „Eine Frage für den modernen Tanz“ 


Zu der Zeit, als die Arbeiterklasse so 
stark geworden war, die Revolution in 
einem Land zum Sieg zu führen, und 
sie von den Künstlern der westlichen 
Welt als den bedeutendsten Wortfüh¬ 
rern dieser Zeit bemerkt wurde, ent¬ 
stand der Modern Dance. Zu der Zeit 
wurde der Zar in Russland gestürzt. 
Seine Ballerinas am Hof streckten 
ihre kostbaren, nutzlosen Hände, de¬ 
ren Finger niemals schlossen. Ihre El¬ 
lenbogen waren hart gebogen, sie flat¬ 
terten auf spitzen Schuhen. Es waren 
Choreografien von Männern für Frau¬ 
en, die angeschaut und bewundert, aber 
nicht anerkannt werden sollten. Das ar¬ 
beitende Volk hingegen schwebte nicht 
über die Erde, sondern hinterließ sei¬ 
ne Spuren auf ihr. Russische Arbeiter 
machten die Revolution und gründeten 
die Sowjetunion. 

Die amerikanische Tänzerin Isado- 
raDuncan (1877-1927) revolutionierte 
den Tanz. Inspiriert von der ersten so¬ 
zialistischen Revolution sagte sie: Wäh¬ 
rend des Krieges tanzte ich die Marseil¬ 
laise, weil ich dachte, auf diese Weise 
etwas für den Frieden zu tun. Jetzt tan¬ 
ze ich die Internationale, weil ich füh¬ 
le, dass darin der Atem der künftigen 
Menschheit ist. 

Seitdem war es für diese ernsthaf¬ 
te junge Kunst ein harter Kampf um 
Anerkennung in einer Gesellschaft, die 
alles andere unterstützt als den sozia¬ 


len Realismus - in einer Gesellschaft, 
die die Mutter des modernen Tanzes 
ausgebürgert hatte, in einer Gesell¬ 
schaft, in der die herrschende Klasse 
die Kommunikationsmittel besitzt und 
die ihre multikulturelle Arbeiterklas¬ 
se in Ignoranz hält vor jeder anderen 
Kultur, auch ihrer eigenen. Indem die 
Künstler die Forderungen ihrer Geld¬ 
geber, der Rockefeiler- und Ford-Foun¬ 
dation befolgen, lenkt die Bourgeoisie 
die Künste erfolgreich. Jene Künstler, 
die sich mit den Kämpfen der arbeiten¬ 
den Menschen und Minderheiten iden¬ 
tifizieren, müssen von dem leben, was 
kommerziell erfolgreich ist und kön¬ 
nen es nicht von dem, worin sie am wei¬ 
testen in ihrer Kunst Vordringen. 

Seit Duncans Tagen hat diese Spal¬ 
tung Auswirkungen auf den Tanz. Und 
obwohl Duncan freudig zu den Arbei¬ 
tern ging, um sie zu lehren - sie führ¬ 
te Massen-Freiübungen in der Sowjet¬ 
union ein - orientierte sie sich an den 
Künsten der Griechen, motiviert von 
den Kämpfen um Freiheit von Aus¬ 
beutung. Als ein Kind armer amerika¬ 
nischer Arbeiter identifizierte sie sich 
leicht mit diesen Kämpfen, wo immer 
sie auftraten. Darum ging sie in die 
Sowjetunion. Ihr Biograph Schneider 
sagt: Es war nicht die Welt des Bal¬ 
letts, welches die Ränge des früheren 
Marinskij-Theaters überfüllte, um das 
sich Duncan sorgte, sondern die Besat¬ 


zung der „Aurora “ und die Petrograder 
Arbeiter, die die übergroße Mehrheit 
der Besucher in diesem Theater bilde¬ 
te. Duncan meinte über die Notwen¬ 
digkeit einer Rede vor diesem Publi¬ 
kum, eingehüllt in eine rote Fahne: Ich 
kam nach Russland für diese Zuschau¬ 
er. Meinst du, die wollen nicht wissen, 
warum ich hier bin? Schau, ich zittere 
selbst wie ein Anfänger. 

(1976) 

Amerikas Straßen 
Ganz Amerika 
geht herum 
die Schultern rund 
gebeugt 
von Sorgen. 

Nur die sehr jungen 
schreiten 

umher in der Stadt, 

Schlüsselbein zart 

gespannt 

in Erwartung. 

Die Straßen tanzen, 

Die Schultern rollen, 

Ellbogen machen sich Raum, 

Hände tröpfeln von Gelenken, 
blitzen hoch, 

klappen zu Fäusten zusammen. 

Die Straßen tanzen 
mit lachenden Flüchen, 
vertraulichen Schreien. 

Miriam Pandor 


stellers wendet sie sich gegen den herr¬ 
schenden Rassismus des weißen Ame¬ 
rika. Das führt sie gelegentlich mit dem 
Sänger Harry Belafonte zusammen. 

Die verinnerlichten Haltungen und 
das rein artifizielle BewegungsVokabu¬ 
lar idealistischer Strömungen des mo¬ 
dernen Tanzes vermögen sie nicht vom 
eigenen Weg abzubringen. Sie wen¬ 
det sich auch vom American Modern 
Dance der Martha Gaham ab, wenn 
sie ihren Studenten einen Realismus 
im Tanz zu vermitteln sucht. Er soll auf 
den realen Körperbewegungen des Vol¬ 
kes basieren, die zerrissene Kommuni¬ 
kation zwischen den Künstlern und den 
Arbeitern, ihren gewünschten Zuschau¬ 
ern, wiederherstellen. Das Verständnis 
für das ganze Kunstwerk kann nur aus 
verstehbaren Inhalten erwachsen, in 
realistischen Bewegungsformen des 
modernen Tanzes als authentisch an¬ 
gesehen werden. So entsteht Pandors 
eigenes System einer sozial bedingten 
Tanzmotivation. Es schließt auch die 
Aneignung des afroamerikanischen 
Jazz durch den Tanz ein. 

Sozialistische Erfahrungen 

In diesem Sinn arbeitet sie 1968 über ein 
Dreivierteljahr mit jungen Tänzern auf 
Kuba. Neue Erfahrungen und die LP- 
Sammlung kubanischer Musik helfen 
bei der Suche nach neuen Ausdrucks¬ 
möglichkeiten im New Yorker Studio, 
als der Aufenthalt wegen der Einschu¬ 
lung ihrer Tochter Lisa zu Ende geht. 

In den USA fühlt sich die Choreo¬ 
grafin zunehmend isoliert, die fort¬ 
schreitende Erkrankung ihrer Gelenke 
verkürzt eine sinnvolle berufliche Per¬ 
spektive. 1976 rät ihr der 18 Jahre ältere 
Bruder in der DDR, in dieses andere 
Deutschland überzusiedeln. Unter ent¬ 
gegengesetzten gesellschaftlichen Be¬ 
dingungen hofft Miriam, einen größe¬ 
ren persönlichen Beitrag zu leisten als 
in den USA. Die erste Station an der 
Staatlichen Palucca-Schule in Dresden 
macht sie nicht glücklich. Die inhalt¬ 
lichen, ästhetischen und stilistischen 
Maßstäbe für das Fach „Neuer Künst¬ 
lerischer Tanz“ sind grundverschieden 
von allem, was aus ihrer Sicht nach vorn 
weist. Bei der Ausbildung von Kindern 
fehlen Pandor sozial orientierende Be¬ 
wegungsvorbilder. „Warum machst du 
das dann nicht wenigstens“, wurde sie 
gefragt. „Ich mache es mit anderen 
Leuten. Wie ich anderswo mitarbeiten 
kann, dürfte kein so großes Problem 
sein.“ 

Schließlich komme sie als Künst¬ 
lerin und Kommunistin um schöpfe¬ 
risch zu wirken und nicht, um pausie¬ 
rend sich sozial abfedern zu lassen. In 
Berlin müht sie sich in den Ebenen der 
Kindertanzkurse, streckt ihre Fühler 
zur Theaterausbildung und zum Tanz¬ 
theater aus, übernimmt gelegentlich 
Bühnenrollen, die Wort und Bewegung 
kombinieren. Engagiert hilft sie beim 
Aufbau eines Pantomimentheaters in 
Prenzlauer Berg. Aus einer tourenden 
freien Theatergruppe der 90er Jahre ha¬ 
ben sich in Amateurvideos ihre Auftrit¬ 
te in Stücken von Jannis Ritsos und von 
Andrej Platonow erhalten. 

Chile-Solidarität in der DDR 

Auf dem Erfahrungshintergrund mit 
lateinamerikanischen Traditionen und 
Tanzpartnern unterhält Miriam bera¬ 
tende Kontakte zu exilierten chileni¬ 
schen Künstlern. Über Sprachhürden 
im Gastland DDR hinweg kann und 
soll moderne Bewegungschoreografie 
Verständnis fördern. Sie trifft Regisseu¬ 
re wie Carlo Medina, Carlos Santana 
und Alejandro Quintana. Sie arbeiten 
für „Teatro Lautaro“, einer Nachfolge¬ 
truppe des Teatro Nuevo Populär von 
Santiago, wo sie ein Teil der Einheitsge¬ 
werkschaft CUT war. Putschisten jag¬ 
ten es auseinander, weil es für Arbeiter 
politische Stücke spielte. Die „Lauta¬ 
ros“ in Rostock kamen, wie die Musiker 
von „Aparcoa“ und in Berlin „Quila- 
payün“, oft auf Pablo Nerudas „Canto 
general“ zurück: „Das Rot aber wird, 
Tropfen um Tropfen, geboren!“ Ein 
Leitspruch, der Miriam Pandor sehr 
gefällt. Hilmar Franz 
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Gut so! Volksbegehren für 9-jähriges 

Gymnasium gescheitert 


S o lautet der Titel des Kommentars 
der DKP Hamburg zum Scheitern 
eines Volksbegehrens zur Wieder¬ 
einführung eines 9-jährigen Gymnasi¬ 
ums. Dieses Volksbegehren war der 
vorerst letzte Part des Streits im bür¬ 
gerlichen Lager darüber, wie die un¬ 
vermeidliche Reform des allgemeinen 
Schulwesens aussehen soll. 

Schule hat in der kapitalistischen 
Gesellschaft bekanntlich eine Doppel¬ 
funktion. Sie soll der „Wirtschaft“ eine 
ausreichende Zahl qualifizierter Lohn¬ 
arbeiter zur Verfügung stellen und 
zugleich die bestehende gesellschaft¬ 
liche Struktur reproduzieren. Das bis 
2010 in Hamburg bestehende Schul¬ 
system mit einer vierjährigen Grund¬ 
schule und einer daran anschließen¬ 
den Dreiteilung in Hauptschule, Re¬ 
alschule und Gymnasium konnte die 
erste Aufgabe nicht mehr erfüllen. Es 
lieferte nicht mehr genügend quali¬ 
fizierte Lohnarbeiter, wie sie die ka¬ 
pitalistische Wirtschaft verlangt. Die 
ständigen Klagen der Unternehmer 
über den Fachkräftemangel sind Be¬ 
leg dafür. 

Die damalige Regierungsmehr¬ 
heit aus „Reform-CDU“ und Grünen 
unter Bürgermeister Oie von Beust 
versuchte den Spagat zwischen Mo¬ 
dernisierung des Bildungswesens und 
Erhalt seiner Steuerungsfunktion. 
Eine sechsjährige, für alle Schülerin¬ 
nen und Schüler gemeinsame Primar¬ 
schule und die Zusammenlegung der 
Haupt- und Realschule zur Stadtteil¬ 
schule sollten eine bessere Ausschöp¬ 
fung der Bildungsreserven ermögli¬ 
chen, eine zweigeteilte Oberstufe aus 
Stadtteilschule, die in neun Jahren zum 
Abitur führt („G9“) und einem Gym¬ 
nasium, das in acht Jahren zum Abitur 
führt („G8“), die Steuerungsfunktion 
der Schule durch Auslesen und Tren¬ 
nung erhalten. 

Dies führte zu einem Konflikt zwi¬ 
schen den neoliberalen „Modernisie- 
rern“ und den erzkonservativen und 
reaktionären Vertretern des Groß¬ 
bürgertums. Diese erhielten Unter¬ 
stützung aus breiten Teilen des Mittel¬ 
stands, von Menschen, die ihren Kin¬ 
dern durch individuelle Maßnahmen 
(Nachhilfe u.a.) innerhalb des damals 
bestehenden Systems Vorteile im Kon¬ 
kurrenzkampf auf dem Arbeitsmarkt 


verschaffen wollten („Aufstieg durch 
Bildung“). 

So kam es 2010 zu einem Volksent¬ 
scheid, in dem die Hamburger über die 
Einführung der Primarschule (Senats¬ 
entwurf) oder die Beibehaltung der 
vierjährigen Grundschule (Gegen¬ 
entwurf der großbürgerlichen Initiati¬ 
ve „Wir wollen lernen“) entschieden. 
Die DKP Hamburg hatte sich bei die¬ 
sem Volksentscheid klar positioniert. 
Sie lehnte den Antrag, die vierjährige 
Grundschule beizubehalten ab, beur¬ 
teilte aber auch die Primarschule als 
unzulänglich, zumal sie mit der Ab¬ 
schaffung der Gesamtschule und der 
Zweigliedrigkeit der Oberstufe ver¬ 
bunden war. Sie votierte eindeutig für 
„eine Schule für alle“ von der Grund¬ 
schule bis zum Abitur. Leider ohne 
Erfolg. Die sechsjährige Primarschule 
wurde durch den Volksentscheid ge¬ 
kippt, das „Zwei-Säulen-Modell“ aus 
Stadtteilschule und Gymnasium und 
die Zweigliedrigkeit in der Oberstufe 
aber - beginnend in Klasse 5 - blieb 
erhalten. 

Trotz eines von allen Rathaus¬ 
parteien (inklusive Linkspartei) ver¬ 
abredeten zehnjährigen „Schulfrie¬ 
dens“ waren damit die Konflikte um 
das Schulwesen nicht beigelegt. Die 
Stadteilschule sollte nach der Ankün¬ 
digung ihrer Erfinder eine dem Gym¬ 
nasium gleichwertige Schule sein und 
mit einem Jahr mehr Zeit - also nach 
neun Jahren - ebenso wie dieses zum 
Abitur führen. Die Lern- und Un¬ 
terrichtsbedingungen wurden aber 
so ausgestaltet, dass es den Stadtteil¬ 
schulen schwergemacht wurde, sich als 
den Gymnasien gleichwertige Schulen 
zu entwickeln. So wurde zum Beispiel 
die begrüßenswerte, aber auch schwe¬ 
re Aufgabe der Einbeziehung (lern-) 
behinderter Kinder in das allgemei¬ 
ne Schulwesen (Inklusion) allein den 
Stadteilschulen aufgebürdet, ohne ih¬ 
nen die notwendigen Ressourcen in 
angemessenem Umfang zukommen 
zu lassen. Zudem wurde in der Öf¬ 
fentlichkeit ständig die Qualität des 
Abiturs an Stadtteilschulen infrage 
gestellt. 

Die am „Aufstieg durch Bildung“ 
orientierten Eltern haben die Stadt¬ 
teilschule nicht angenommen und 
melden ihre Kinder am Gymnasium 


an. Inzwischen besuchen weit mehr 
als die Hälfte eines Schülerinnenjahr¬ 
gangs das Gymnasium, während viele 
Stadtteilschulen Gefahr laufen, zur ab¬ 
gehängten „Restschulen“ zu verkom¬ 
men, die eigentlich mit der Abschaf¬ 
fung der Hauptschulen überwunden 
werden sollten. Traditionsbewusste 
Eltern aus dem Großbürgertum se¬ 
hen durch diese Prozesse aber auch 
den elitären Charakter des Gymnasi¬ 
ums bedroht und bringen „Exzellenz- 


Gymnasien“ ins Gespräch, zu denen 
man sich nicht anmelden kann, son¬ 
dern an die man delegiert wird. 

Eine breitere Bewegung entwi¬ 
ckelte sich an den Problemen, die sich 
aus der Verkürzung der gymnasialen 
Schulzeit auf acht Jahre ergaben. Eine 
Volksinitiative forderte, an allen Gym¬ 
nasien wahlweise neben dem 8-jähri¬ 
gen wieder einen 9-jährigen Zug ein¬ 
zuführen. Den gibt es zwar schon an 
den Stadtteilschulen. Aber dorthin 


wollten die Initiatoren ihre Kinder 
nicht schicken. Sie wollten ihnen die 
Privilegien, die sie sich vom Besuch 
des Gymnasiums versprachen, erhal¬ 
ten. Objektiv ging es also um die Ver¬ 
teidigung von Bildungsprivilegien und 
die Durchsetzung von Partikularinte¬ 
ressen. 

Auch hier hatte sich die DKP Ham¬ 
burg wieder klar positioniert. „Auf eine 
falsche Frage kann es keine richtige 
Antwort geben“, hieß es in dem Aufruf, 


die Initiative nicht zu unterstützen. Die 
ohne Frage vorhandenen Probleme an 
den Gymnasien sind nur ein Teil der 
zahlreichen Probleme im Schulwesen, 
die nicht isoliert gelöst werden können. 
So würde das 9-jährige Gymnasium die 
Probleme an den Stadtteilschulen ver¬ 
schärfen, vielen Stadtteilschulen droh¬ 
te sogar das Aus, mindestens der gym¬ 
nasialen Oberstufe. Ein Erfolg der In¬ 
itiative hätte die soziale Spaltung der 
Stadt weiter vertieft. 


Viele Probleme an Hamburgs Schulen 
sind in dem konservativen Festhalten 
am Gymnasium als elitärer Schulform 
begründet. Die DKP Hamburg lehnte 
die isolierte Forderung nach paralle¬ 
lem G8 und G9 an den Gymnasien ab, 
weil dies an den Interessen der Mehr¬ 
heit der Schülerinnen völlig vorbeige¬ 
gangen wäre. Vor allem aber hätte dies 
einen weiteren Beitrag zur Festigung 
des mehrgliedrigen Schulsystems dar¬ 
gestellt, anstatt auf eine integrative 
„Eine Schule für alle“ hinzuarbeiten. 
Die Initiative „G9-jetzt“ scheiter¬ 
te schon im Vorfeld eines Volksent¬ 
scheids. Sie konnte nicht die notwendi¬ 
ge Zahl der Unterstützer-Unterschrif- 
ten beibringen. Offensichtlich hatte 
ihr die Unterstützung der wirtschafts¬ 
orientierten „Modernisierer“ wie des 
traditionsbewussten Großbürgertums 
gefehlt. 

Da die Forderung der DKP Ham¬ 
burg nach „Einer Schule für alle“ of¬ 
fenbar kurzfristig nicht zu realisieren 
ist, unterstützt die DKP den Vorschlag 
der GEW Hamburg, die Bedingungen 
in der Sekundarstufe I (Klasse 5-10) an 
Stadtteilschulen und Gymnasien anzu¬ 
gleichen und eine gemeinsame Ober¬ 
stufe der Stadtteilschulen und Gym¬ 
nasien einzuführen. Schülerinnen und 
Schüler der Stadtteilschulen und der 
Gymnasien werden nach Abschluss des 
10. Schuljahrs gemeinsam unterrichtet 
und machen nach einem flexiblen Un¬ 
terrichtsangebot nach zwei bis vier Jah¬ 
ren das Abitur. Das wäre ein Schritt in 
die richtige Richtung. 

Mit einer solchen organisatori¬ 
schen Maßnahme wären andere gro¬ 
ße Probleme im Bildungswesen nicht 
automatisch mit gelöst. Insbesonde¬ 
re wird um das richtige pädagogische 
und didaktische Konzept gerungen 
werden müssen, das allen Schülerin¬ 
nen und Schülern ein differenzier¬ 
tes und individuelles Lernen ermög¬ 
licht, selbstverständlich in der dafür 
notwendigen Zeit. Aber auch dafür 
könnte die Flexibilisierung der Zeit 
bis zum Abitur Anregung sein. Die¬ 
se Vorschläge müssen offensiv in den 
bevorstehenden Wahlkampf zur Bür¬ 
gerschaftswahl im Februar 2015 ein¬ 
gebracht werden. 

Sammelbetriebsgruppe Bildung 
der DKP Hamburg 



Aufbruchstimmung in Reinheim 

Haushaltsberatung 2015 unter spannenden Vorzeichen 


Es fanden intensive Beratungen des 
Haushaltsplans für 2015 statt. Dabei 
wurde deutlich: Das „Abschmettern“ 
fremder Anträge und das „Durchwin¬ 
ken“ eigener Positionen durch die Ko- 
altionsfraktionen von SPD und Grü¬ 
nen funktioniert nicht mehr. Es gibt 
mittlerweile SPD-Stadtverordnete, die 
öffentlich darstellen, dass sie sich nicht 
an die vorgegebene Abstimmungslinie 
halten. 

Das macht alle parlamentarischen 
Sitzungen wieder spannend. Das Rin¬ 
gen um Mehrheiten, indem viele Argu¬ 
mente ausgetauscht werden, ist norma¬ 
lerweise parlamentarisch üblich. Doch 
in Reinheim herrschte bekanntlich lan¬ 
ge Zeit ein anderes Klima. Unter die¬ 
sem neuen Aspekt in die Haushaltsbe¬ 
ratung zu gehen, macht Hoffnung auf 
neue Beurteilungen. 

Bei der Beratung für 2015 spielte 
für die DKP die Frage eine Rolle, wie 
man auf die sich verändernde Bevöl¬ 
kerungsstruktur in Reinheim eingeht. 
Hierzu fand im Vorfeld eine Beratung 
mit einer Fachfrau statt. Von ihr wurde 
dargestellt, welche Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten es kommunal für 
eine alternde Einwohnerschaft gibt. 
Bei Berücksichtigung der Zusammen¬ 
stellung der Stadt Reinheim von 2010, 
dass „weitere Aktivitäten zur Bewälti¬ 
gung des demografischen Wandels der 


Stadt Reinheim angestrebt“ werden, 
möchte die DKP eine gründliche Be¬ 
standsaufnahme und Perspektiv-Über¬ 
legungen erreichen. Dies könne bein¬ 
halten, dass intensive Befragungen und 
Wünsche der älteren Mitbürgerinnen 
und Mitbürger Reinheims notwendig 
sind. 

Der seit langer Zeit immer wieder 
gestellte Antrag zum Thema Windelsä¬ 
cke ist natürlich genau wieder notwen¬ 


dig. Für inkontinente Menschen sowie 
für neugeborene Familienmitglieder ist 
es eine wichtige Maßnahme. Die Weih¬ 
nachtsbeihilfe für von Armut Betroffe¬ 
ne gehört auch wieder zum Antragsvo¬ 
lumen. Ergänzt wurde hier, dass auch 
Asylbewerber einbezogen werden. 

Damit der Antrag der DKP „sozia¬ 
le Stadt“ in Angriff genommen werden 
kann, sollen Geldmittel zur Vorberei¬ 
tung bereitgestellt werden. 


Nicht zuletzt ist der DKP in Rein¬ 
heim die Verkehrssicherheit ein wich¬ 
tiges Anliegen. Es ist notwendig, dass 
in der Ueberauer Straße die Fußgän¬ 
ger auf dem Fußweg sicher sind. Des¬ 
halb sollen „Bischofsmützen“, so wer¬ 
den die Absperrhütchen genannt, auf 
dem Gehweg angebracht werden, da¬ 
mit die Autos auf der Straße bleiben 
müssen und vom Bürgersteig fernge¬ 
halten werden. 

Arno Grieger 

Aus: 

Unser Weg, Zeitung der DKP Reinheim, 
Nov./Dez. 2014 


Veranstaltungen 

„Der zähe menschliche Gang“ 

Ein Volker-Braun-Programm mit Sa¬ 
bine Kühnrich & Ludwig Streng. Das 
Programm schlägt einen Bogen über 
mehr als 50 Jahre Texte aus der Feder 
von Volker Braun: Gedichte, Anekdo¬ 
ten, Notate, Prosaisches und Satiri¬ 
sches. Einiges davon in Töne gesetzt. 

Freitag, 28.11.14,19.30 Uhr. 

Das Tietz, Veranstaltungssaal, Moritz- 
str. 20, Chemnitz. 

Eintritt: 12,00 Euro/ermäßigt: 

6,00 Euro. Reservierung unter: 0371- 
488 43 66. 

★ 

„Tausend Stücke - geschmuggel¬ 
te Lieder“ 

„Sag nicht, es ist alles schon verloren - 
ich bin da und biete dir mein Herz“. 
Mit diesen Zeilen des Argentiniers Fito 
Päez beginnt das Programm. Der Ber¬ 
liner Liedermacher und Dichter Frank 
Viehweg hat die Stücke aus den ver¬ 
schiedensten Sprachen und scheinbar 
weit entfernten Gegenden der Welt 
ins Deutsche geschmuggelt. Seine 
Komplizen sind die beiden Chemnitzer 
Musiker Sabine Kühnrich und Ludwig 
Streng von der Gruppe Quijote. Ge¬ 
meinsam geben die drei den fremden 
Liedern in der Fremde ein Zuhaus. 

Sonntag, 7.12.2014,18.00 Uhr. 

Quer Beet, Rosenplatz 4, Chemnitz. 
Eintritt: 10,00 Euro/ermäßigt: 

7,00 Euro. Informationen/Reservie¬ 
rung: mail@querbeet-chemnitz.de, 
Tel.:0371-5905948. 


Roter Punkt: Auftaktaktion war ein Erfolg 



Die DKP Essen hat eine „Rote Punkt“-Aktion in der Innenstadt durchgeführt. Viele Gespräche mit interessierten Menschen 
wurden geführt, die Betroffenheit und der Ärger über die stetig steigenden Preise beim VRR sind groß. 
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Luxemburg- 
Liebknecht- 
C,jr Wochenende 

K 


DK P und UZ 

■ in Aktion 
I in Berlin 


Samstag, 10. Januar 2015 


Cafe K, 10 bis 22 Uhr, Urania, 2. Etage 


im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der jungen Welt 

Urania, An der Urania 17,®Wittenbergplatz, 2. Etage 

■ Getränke & Speisen zu kleinen Preisen 

■ Zeit zum Klönen & Luftholen 

■ Treff für Freunde & Genossinnen 

Im Cafe K ist außerdem die Ausstellung 
»Nein, wir wollen Eure Kriege nicht - eine bessere 
Welt ist möglich« organisiert von der Künstlergruppe 
tendenzen zu sehen. 


15 Uhr:„Warum wird so einer Kommunist?" 
Eintdttsamd^Ie^Knn^äf^^ 


u.a. mit Erika Baum (DKP Berlin) und 
Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) 


LLL-Treffen der DKP, Urania, 2. Etage 


Mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, Anne Walter, 
SDAJ, Peter Mertens, Vorsitzender der Partei der 
Arbeit, Belgien 

Musik von La Mula Santa (Die Cumbia-Götter von Berlin) 
Es darf getanzt werden! Eintritt: 10,- Euro/ermäßigt 5,- 
(Teilnehmer der RLK werden um eine Spende gebeten) 

Sonntag, 11. Januar 2015 


10 Uhr, Frankfurt Tor 


Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 



f \ 

Achtung Wuppertal und Umgebung! 

Freitag, den 5 . Dezember 2014 , 17.00 Uhr 

Einladung in die Gemarker Kirche, Wuppertal-Barmen, Zwinglistraße 5, zu einer 
kostenlosen Führung mit Pfarrer Engels durch die 

"Ausstellung zur Barmer Theologischen Erklärung am historischen Ort". 

Freitag, den 5 . Dezember 2014 , 19.00 Uhr 

Einladung in die Gemarker Kirche, Wuppertal-Barmen, Zwinglistraße 5, zu ei¬ 
ner szenischen Lesung des Exil-Dramas "Pastor Hall" von Ernst Toller. 

Das literarische Denkmal zum Widerstand der evangelischen Christen gegen 
den Nationalsozialismus und Pastor Martin Niemöller wird vorgetragen vom 
Ensemble "Projektgruppe Ernst Toller" unter der Leitung von Dr. Dirk Krüger, 
v_/ 
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Wir gratulieren ganz herzlich 
unserem Genossen 

Hermann Hess 

zum 70 . Geburtstag 
am 29 . 11.2014 

Viele Jahre hast du als Gewerkschafter und Genosse für die Interessen 
der Kolleginnen und Kollegen im Betrieb gekämpft. Als Betriebsrat, als 
Metaller, als Kommunist. Auch in der DKP bist du seit Jahrzehnten ein 
solidarischer Freund und Genosse, der sich konstruktiv einbringt und in 
unseren Diskussionen auch die „Praxistauglichkeit“ hinterfragt. Denn 
du bist vor allem auch ein Macher: Für deine Arbeit war immer die 
Praxis das Kriterium für die Wahrheit. Ob im Ferienlager als Betreuer, in 
der Kommunalpolitik, bei Demos, Info-Ständen oder in den Gremien der 
IG Metall: Du warst immer dabei und bist es heute noch. 

Wir möchten uns bei dir dafür bedanken und wünschen dir und deiner 
Frau Renate alles Gute und Gesundheit für alle neuen Jahre. 

Deine Genossinnen und Genossen aus dem Kreis Offenbach 




DKP Baden-Württemberg 


DKP Baden-Württemberg fährt zum LLL-Wochenende 

nach Berlin am 10 ./ 11 . Januar 2015 

Jetzt anmelden! Zur gemeinsamen Busfahrt ( 50 ,- €) 
mit Hotelübernachtung (ca. 30 ,- €) 

Abfahrt: Freitag 9. Januar gegen 23.00 Uhr ab Stuttgart 
Rückfahrt: Sonntag 11. Januar gegen 14.00 Uhr 
Anmeldung an info@dkp-bw.de 



Wir fahren! 

DKP Ruhr-Westfalen 


( — - ^ 

Liebe Irmchen Loch, 

zu Deinem 92 . Geburtstag heute am 28 . November 
gratulieren wir Dir ganz herzlich. 

Wir freuen uns sehr, dass Du die Mühen des Alters durch Schwimmen, 
Singen, Bücher und Zeitung lesen sowie ab und zu mit einem Tänzchen 
lebenswert gestalten kannst. Wenn immer es möglich ist, begrüßen wir 
Dich auch immer gerne auf unseren Veranstaltungen. 

Was können Dir Deine Kameradinnen und Kameraden der VVN-BdA 
Besseres wünschen als Gesundheit und weitere aktive Teilnahme am 
gesellschaftlichen und familiären Leben. 

Wir wünschen Dir einen schönen Tag. 

v_x 
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Hans-Geor|j Müller 
Hauplstrsfle 1 
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Tel.: 92972 9711D ® 
Fax.: 92972-97GD97 
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Dienstag Rubeln 
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In unmittelbarer Nähe dos Klosters Gra'&ihaFt liegt unser 
Gasthor, Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wü 
persomien für das Wqui car Gasig. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte- Getränke. Alle Zimmer haben fräd. Dustfte. wo. 
ielelcn, Eefnsilw, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befletiEn sich Litt. Gau na, Solarium. Nictit- 
raueherztmmer und tote in. KirKJer&fweirauni, sanalbüiirf. 
FriütsiLjcksbulfei. Auch SerfQnwHPürtiofien. 

Überiatfitnng/Fr9bStÜCl(30.- KiS 53.- £ &-F 
HP 15,5(1 ( p.R * VP. 22;-Cp.P. 

Kostenlos Öus-und B^hnirfimn im Sauer Land 
Auch KrndefUfmäCiggng f Nr'bensaisonprcise. 

Bei 21 Tagen Aulsrtftait im Jahr io % Tr&iembati. 


mail@gasthof-hegmes.de • www.gaslhat-heimes.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Entschleunigung: 

Ruhe fit Natur a&tr im Milriu!- 
Nstionalpark. 2 2-3 Pera. 

ganzjährig ln Kratzebarg-Granxlii . 
Havd & Havelseen. Boot & Rad. 
Infp: www_tri ELQ turm .dn 
T*L: (AB] 


f -\ 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


f - 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


LLL-Treffen und Demo in Berlin 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer/85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


Samstag, 10. Januar 
Stadtlohn 4.00 / Münster 5.00 Uhr / 
Ostwestfalen nach Absprache 

Infos und Anmeldung bei Ansgar Schmidt - 0163 8996758 
E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Wir fahren! 

Münsterland 


2015 



DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa. / So. 13. /14. Dezember 2014 
„Kunst - Musik - Literatur“ 

Wochenendseminar zu Kunst und Marxismus. 

»Es geht nicht um die „Befreiung von der Arbeit“, sondern um die Befreiung 
der Arbeiterklasse von kapitalistischer Ausbeutung. Erst dann kann sich der 
Mensch als kulturelles Wesen entwickeln. Kultur wächst da, wo der Mensch 
seine Anlagen und Neigungen über die Befriedigung der unmittelbaren Le¬ 
bensbedürfnisse hinaus entfalten kann. [...] Alle kulturelle Tätigkeit ist ein 
Vorgriff auf diese menschliche Zukunft; sie ist kritisch, insofern sie die Ver¬ 
kürzung des Menschlichen in der Klassengesellschaft entlarvt. Sie ist ein we¬ 
sentliches Element des Klassenkampfes und des kommunistischen Bewusst¬ 
seins.« (Programm der DKP) 

Zusammen mit Kai Degenhardt und Leander Sukov - also aus der Perspektive 
von Künstlern, die über ihre Arbeit als Produzenten von Kunst in dieser Gesell¬ 
schaft reflektieren - wollen wir an unserem Verständnis von Kultur und deren 
Rolle und Bedeutung in und für unsere Politik arbeiten. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits Freitag 
zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag 
gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. Ab Freitag 30,- €. 
Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 



|Tri c i 8. MAI-TAG DER BEFREIUNG 

l " LJ MOp 70 JAHRE - CnACMBO! [ DANKE!) 


Kapuzenpullover 

T-Shirt 


8 . Mai 1945 (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 24 ,- € 

8 . Mai 1945 (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 14 ,- € 


Kapuzenpullover 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

Kapuzenpullover 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

T-Shirt 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

UZ-Pressefest 

(Roter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

T-Shirt 

Free the Cuban 5 

(Bunter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

Aktionstasche 

UZ - unsere zeit 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

15,- € 

Fahne (groß) 

Thälmann + DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

20,- € 

Schal 

DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Schal 

Trotz alledem! 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Mütze 

DKP 

(Grauer Aufdruck auf Schwarz) 

5,- € 

(Warn-)Weste 

UZ-Zeitung der DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

DVD UZ Pressefest 

Film, Format 16:9,57 Minuten 

10,- € 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 


Größen: M,L, XL oder XXL 
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unsere zeit 


Linkspartei forderte 
Regierungshandeln 

Betr.: „Bonner KPD-Akten bleiben 
noch 30 Jahre geheim“, UZ vom 
21,11,2014, S. 10 

Die von Herbert Mies in seinem Arti¬ 
kel zum KPD-Verbot aufgeworfenen- 
Fragen wurden auch in unserer Initia¬ 
tivgruppe für die Rehabilitierung der 
Opfer des Kalten Krieges behandelt. 
Dazu gab es die Erklärung unter dem 
Titel „Die Aufklärung über die Berufs¬ 
verbote, die politische Strafjustiz unter 
Adenauer und die Wirkungen des An¬ 
tikommunismus geht weiter“ - auch 
wenn der Bundestag die Petition ge¬ 
gen das KPD-Verbot ablehnte. 

Siehe http://www.nrw.vvn-bda.de/tex- 
te/1360_irokk .htm 

Nur die Linkspartei ging verantwor¬ 
tungsvoll mit der Petition um und 
bezog sich auf einen Beschluss des 
Nedersächsischen Landtags gegen den 
„unrühmlichen Radikalenerlass“. Sie 
stellte Mitte des Jahres eine Kleine 
Anfrage an die Bundesregierung, Titel 
„Aufarbeitung der Berufsverbote und 
Aufhebung des KPD-Verbots“. Siehe 
dazu: http://dip21.bundestag.de/dip21/ 
btd/18/021/1802 152.pdf 
Auf Seite 6 der Antwort der Bundesre¬ 
gierung, Drucksache 18/2152, wird an 
das Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
vom 12. März 1951 erinnert. 

Das Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
hatte ursprünglich einen Paragraphen 
§ 42, der lautete: „Vorsätzliche Zuwi¬ 
derhandlungen gegen eine Entschei¬ 
dung des Bundesverfassungsgerichtes 
oder gegen die im Vollzug der Ent¬ 
scheidung getroffenen Maßnahmen 
werden mit Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten bestraft.“ 

Praktisch wurde jedes Urteil des Bun¬ 
desverfassungsgerichts wie ein Gesetz 
behandelt. 

Viele Genossinnen und Genossen und 
andere Demokraten wurden wegen des 
Verstoßes gegen das Urteil eingesperrt. 
In der heute gültigen Fassung des Ge¬ 
setzes gibt es diesen § 42 nicht mehr. 
(Weggefallen lt. http://dejure.org/geset- 
ze/BVerfGG/42.html) 

Als es nicht mehr notwendig erschien, 
ihn gegen politische Gegner anzuwen¬ 


den, wurde er gestrichen. Würde der 
Paragraph noch gelten, wäre sicher kei¬ 
ne Regierung arbeitsfähig, denn immer 
wären ja - bei genauer Anwendung des 
Gesetzes - irgendwelche Minister im 
Gefängnis. Zum Beispiel seinerzeit Ed¬ 
mund Stoiber, der gegen das Verffas- 
sungsgerichtsurteil zum Kruzifixverbot 
zu Demos aufrief. 

Ulrich Sander ; Dortmund 

Anmerkung der Redaktion zum 
Leserbrief von Hans-Heinz Hammer 
in der UZ vom 21.11.: 

Anne Rieger machte uns darauf auf¬ 
merksam, dass in ihrem Text die Zeile: 
„Ich wünsche mir eine 50 %-Quote für 
Frauen hei allen Einstellungen und Be¬ 
rufen “ beim Hin-und Her-Mailen ver¬ 
loren gegangen ist. 

Der Text lautete: „Ich wünsche mir 
Betriebsratsvorsitzende und Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre, die uns Frauen un¬ 
terstützen auf dem Weg nach gleichen 
Berufschancen und gleichem Einfluss. 
Die Bezirksfrauenkonferenz Weser- 
Ems von ver. di fordert eine 40prozenti- 
ge Frauenquote in allen Aufsichtsräten 
und Vorständen. 

Ich wünsche mir eine 50-%-Quote für 
Frauen bei allen Einstellungen und Be¬ 
rufen. Das wäre ein Beitrag zu tatsäch¬ 
lich gelebter Gleichberechtigung und 
Gleichstellung und damit auch ein Bei¬ 
trag zur Stärkung der Demokratie. Und 
gemeinsam ließe sich Mitbestimmung 
im Interesse auch unserer männlichen 
Kollegen dann gewiss in Richtung wirk¬ 
licher Mitentscheidung verbessern 
Anne Rieger: „Im glaube, dieses mein 
Anliegen geht auch aus dem gesamten 
Text hervor. Durch das Fehlen des 
Satzes am Schluss verkehrt sich das 
Anliegen leider ins Gegenteil 

Israel wird die Verantwortung 
zugeschoben 

Betr: Berichterstattung zum Konflikt 
Israel-Palästinenser 

Ja, erneut, eigentlich immer, wird in 
der UZ Israel als Hauptschuldiger des 
Konfliktes mit den Palästinensern dar¬ 
gestellt. 

Und Dirk Grobe ist sich nicht zu scha¬ 
de, Israels Politik, besonders die Sied¬ 


lungspolitik, als Ursache für den paläs¬ 
tinensischen Terror darzustellen. Dabei 
besteht dieser Konflikt, völlig unabhän¬ 
gig von Siedlungen, seit Jahrzehnten. 
Die Wurzel liegt im Antisemitismus der 
palästinensischen Seite, besonders bei 
Hamas und Konsorten. 

2005 verließ Israel den Gazastreifen. 
Gewaltsam vertrieb die israelische Ar¬ 
mee jüdische Siedler aus Gaza. Der 
„Dank“ der palästinensischen Seite be¬ 
stand in einem 1000-fachen Beschuss 
israelischen Bodens, obwohl Gaza „ju¬ 
denrein“ ist. 

Weiterhin steht in deren Charta, dass 
Palästina sich vom Meer bis zum Fluss 
erstrecke, für einen Staat Israel ist da 
kein Platz. 

Die Terroranschläge der Hamas wer¬ 
den von Grobe zwar nicht ausdrücklich 
befürwortet, doch wird Israel die Ver¬ 
antwortung zugeschoben.Eine Sicht¬ 
weise, die den Realitäten Hohn spricht. 
Auch wird nicht erwähnt, dass das Tö¬ 
ten von Juden seitens der Hamas beju¬ 
belt wird. Nein. Israel ist der Schuldige! 
Zur Weiterbildung kann beitragen: Mi¬ 
chael Landmann: „Das Israelpseudos 
der Pseudolinken“, zwar bereits vor 
40 Jahren publiziert, doch aktueller 
denn je! 

Jürgen Engert, Lorsch 

Anmerkung der Redaktion: In der UZ 

wurden die Politik der Hamas oder gar 
Terroranschläge niemals befürwortet 
und wurde immer eine friedliche Lösung 
des Konfliktes gefordert. Wir treten 
ein für eine Zweitstaatenlösung, mit 
der das Existenzrecht des israelischen 
Staates wie eines Palästinenser Staates 
gesichert ist. Wir teilen die Kritik an der 
Politik der israelischen Regierung, die 
die israelische Friedensbewegung, die 
Kommunistische Partei Israels übt. 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


UZ-Extra „ Nie wieder Faschismus! - Nie wieder Krieg!“ 


Am 28. November 2014 erscheint eine achtseitige UZ-Extra „ Nie wieder Faschismus! - Nie wieder Krieg!" Sie eignet sich besonders zur 


Mobilisierung für die LL-Demonstration nach Berlin, mit folgenden Themen: 

★ Nie wieder Faschismus! - Nie wieder Krieg! 

★ Kriegspolitik auf unsere Kosten 

★ Friedensbewegung: Interview mit Peter Strutynski 

★ Kein Werben fürs Sterben - BUWE raus aus den Schulen! 

★ Erinnerungen wach halten - Schlussfolgerungen ziehen - gemeinsam Nazis blockieren 

★ Auf nach Berlin! 

★ Mit dem Bus zu Karl und Rosa 

★ Gefährlicher Rechtstrend in Europa 


Bezugspreise: 

70 UZ-Extra 


140 

250 

500 

1 000 

2 000 


UZ-Extra 

UZ-Extra 

UZ-Extra 

UZ-Extra 

UZ-Extra 


10,00 Euro 
14,00 Euro 
22,50 Euro 
45,00 Euro 
90,00 Euro 
180,00 Euro 


Alle Preise inklusive Versandkosten! 
Auch andere Bestellmengen möglich 


Jetzt bestellen!: CommPress Verlag GmbH | Hoffnungstrasse 18 | 45127 Essen | vertrieb@unsere-zeit.de | Tel.: 020117788923 | Fax.: 0201 
17788 928 oder Gustl Ballin 0911 o 819991 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 29 . NOV 


Wuppertal: „Albert Norden. Der Wupperta- 
ler Rabbinersohn im SED-Politbüro“. Dis¬ 
kussionsveranstaltung der Marx-Engels- 
Stiftung und der VVN-BdA Wuppertal mit 
Hermann Kopp, Sebastian Schröder, Harald 
Wessel u.a. Begegnungsstätte „Alte Syna¬ 
goge“ , Genügsamkeitsstraße, 14.00 Uhr. 

Aachen: Infotisch der DKP. AC-Burtscheid, 
12.00 Uhr. 


SO ★ 30 . NOV 


Dresden: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Dresden. Haus der Begeg¬ 
nung, Großenhainer Straße 93,11.00 Uhr. 


Ml ★ 3 . DEZ 


München: Bericht von der Tagung des Par¬ 
teivorstandes und Vorstellung des Doku¬ 
ments für den 21. Parteitag, Veranstaltung 
der Ostgruppen der DKP München. Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 4 . DEZ 


Krefeld: „Grundsätze kommunistischer 
Bündnispolitik“, Mitgliederversammlung 
der DKP mit Michael Gerber, Vorsitzender 
der Ratsgruppe der DKP in Bottrop und 
stellvertretender Bezirksvorsitzender der 
DKP Ruhr-Westfalen. Brauhaus Wienges, 
Neusser Straße 55,19.30 Uhr. 


SA ★ 6. DEZ 


Elmshorn: Jahresendfeier der DKP Elms¬ 
horn. Gaststätte „Im Winkel“, Langenmoor 
41,18.00 Uhr. 


Münsterstraße 56, gegenüber Josefskir¬ 
che, 18.00 Uhr. 


SO ★ 14 . DEZ 


Bremen: Veranstaltung Jahresabschluss¬ 
feier des DKP Bezirks Land Bremen. Willi 
Gerns spricht zu aktuellen Themen. Danach 
gibt es Gelegenheit zu Klönschnack und an 
verschiedenen Ständen zu stöbern. Nach¬ 
barschaftshaus Helene Kaisen, Bremen- 
Gröpelingen, Beim Ohlenhof 10,15.00 Uhr. 
Eintritt: 6,00 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 


Dl ★ 16 . DEZ 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP und 
SDAJ Rostock. Cafe Maya, Wismarsche Stra- 
ße 21,19.00 Uhr. 

Bremen: Jahresabschlussfeier der DKP- 
Gruppe Bremen-Nord. Gerd-Rolf Rosenber¬ 
ger spricht zu aktuellen und regionalen The¬ 
men. Anschließend gibt es beim gemütlichen 
Beisammensein Gelegenheit zu Diskussion 
und Klönschnack. Gustav-Heinemann-Bür- 
gerhaus, Kirchheide 49, Bremen Vegesack, 
Raum E 2/3,19.00 Uhr. 


FR ★ 19 . DEZ 


Krefeld: Jahresendfeier der DKP Linker 
Niederrhein mit kühlen und heißen Geträn¬ 
ken, selbstgemachtem Essen und selbstge¬ 
machter Kultur. Teestube der Bürgerinitiati¬ 
ve „Rund um St. Josef“, Corneliusstraße 43, 
19.00 Uhr._ 

Schwerin: „Der,Linke Radikalismus’, die 
Kinderkrankheit im Kommunismus“, Le¬ 
sekreis der DKP. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.00 Uhr. 


Ml ★IO. DEZ 


Wuppertal: Jahresabschlusstreffen der 
DKP. Gaststätte „Odysseus“, Gathe (ne¬ 
ben dem MEZ), 19.00 Uhr. 


DO ★ 11 . DEZ 


Hamburg: „Normale Krise, Große Krise 
oder finale Krise des Kapitalismus?“ The¬ 
menabendserie der Masch mit Manfred 
Sohn. Bürgerhaus Wilhelmsburg, Menge¬ 
straße 20,19.00 Uhr. 


FR ★ 12 . DEZ 


Schweinfurt: Jahresendfeier der DKP 
Schweinfurt/Unterfranken. Bei Glühwein 
und Gebäck hören die Gäste Heinrich Bölls 
Erzählung: Die Waage der Baleks. DFG-VK- 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Aachen: Jahresendveranstaltung der DKP 
mit Günter Pohl. DGB-Haus, Dennewart- 
straße 17,19.00 Uhr. 


SA ★ 13 . DEZ 


Dortmund: Jahresabschlussfeier der DKP 
Dortmund. DIDEF im Bezent e.V. Zentrum 


Veranstaltungen der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Sa/So, 29 ./ 30 . November 2014 

„Vorwärts und nicht vergessen!“ - Die geän¬ 
derten Kampfbedingungen der Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten in den 50er/60er 
Jahren und mit der Neu-Konstituierung als 
DKP Mit Ingrid und Herbert Wils. 

Sa/So, 13 ./ 14 . Dezember 2014 

„Kunst - Musik - Literatur“, Wochenend¬ 
seminar zu Kunst und Marxismus mit. u.a. 
Kai Degenhardt. 

Weitere Informationen gibt es auf www.karl- 
liebknecht-schule.org 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! Li 

°%\ 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 15 . bis 21 . November 


Fracking, ja oder doch? 




HÄNDE WEG k 

VOM vVll, 

GRUNDWASSESVW 



Foto: Uwe Hiksch/flickr.com/(CC BY-NC-SI 2 . 0 ; 


Was viele befürchtet hatten, ist jetzt eingetreten. Nachdem 
zunächst scharfe Auflagen für Fracking beschlossen worden 
waren, von denen behauptet wurde, sie würden Fracking ver¬ 
hindern, kommt nur wenige Monate später die Wende. 

Fracking löst schon seit Jahren Proteste von Bürgern und 
Umweltverbänden aus. Bei der Methode werden Wasser und 
Chemikalien mit hohem Druck in die Erde gepresst, um tiefe 
Gesteinsschichten aufzubrechen und so Gas freizusetzen und 
zu fördern. Experten befürchten dadurch negative Folgen, 
vor allem für das Grundwasser. Vor solchen Risiken warnt 
auch das Umweltbundesamt. Diesen Sorgen schien die Po¬ 
litik bisher Rechnung tragen zu wollen. 

Der nun bekannt gewordene Gesetzentwurf wird von 
Kritikern jedoch vor allem als Lizenz zum Fracking verstan¬ 


den. Schleswig-Holsteins Umweltminister Robert Habeck 
(Grüne) kritisierte den Text der Bundesregierung und for¬ 
derte: „Wir brauchen ein klares Verbot von Fracking über 
das Bundesbergrecht und kein Flickwerk mit lauter Schlupf¬ 
löchern.“ Habeck kündigte an, Schleswig-Holstein werde 
sich im Bundesrat für ein umfassendes Verbot einsetzen. 
Ähnlich wie Habeck äußern sich vor allem die Umweltver¬ 
bände. 

Unser Foto wurde auf einer Demonstration am 10. 05. 
2014 aufgenommen. Damals gingen gingen mehr als 12 000 
Menschen auf die Straße, um für die Energiewende und ge¬ 
gen Kohle, Atom und Fracking zu demonstrieren. Unter 
dem Motto „Energiewende nicht kentern lassen!“ zogen sie 
durchs Regierungsviertel zur CDU-Zentrale. 


„Das größte Dach der Welt!“ 

Deutscher Olympia-Blick zurück in die Zukunft 


Mittwoch 

805 Millionen Menschen hungern, 500 
Millionen Menschen sind fett. Ernährung 
ist in vielerlei Hinsicht ein globales Prob¬ 
lem. Antworten will die Welternährungs¬ 
konferenz geben, die heute begonnen hat. 
Vertreter aus 190 Ländern, darunter 100 
Minister sind nach Rom gereist. Seit vier 
Jahren wird an der Ab Schlusserklärung 
gearbeitet. 

Zu den dabei aufgetretenen Schwie¬ 
rigkeiten sagt Mario Lubetkin, der Kom¬ 
munikationsdirektor der Welternährungs¬ 
organisation FAO:„Es müssen die Bedin¬ 
gungen eines jeden Landes berücksichtigt 
werden, jeder Region. Man kann nicht sa¬ 
gen, dass Afrika und Europa gleich sind, 
was die Frage der Ernährung angeht. 
Aber beide haben Probleme, die gelöst 
werden müssen.“ Das ist so wahr wie wol¬ 
kig. Lubetkin blendet aus, dass vor allem 
die europäische Landwirtschaftsindustrie 
die afrikanische Ernährungsgrundlage im 
Laufe der letzten Jahrzehnte faktisch ver¬ 
nichtet hat. 

Bei einer solchen Betrachtungsweise 
wird das unter Mühen erstellte Abschluss¬ 
dokument das Urteil verdienen, das ein 
sowjetischer Satiriker schon in den 30er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts ungefähr 
so formulierte: „Die als Tanne gedachte 
Erklärung verwandelte sich im Laufe der 
Jahre in einen Telegrafenmasten.“ 

Donnerstag 

Großbritannien verweigert Julien Blanc 
die Einreise. Der ist ein „Pick-up-Artist“ 
und gibt in Seminaren weltweit Auskunft, 
wie man „ Frauen ins Bett“ bekommt - an¬ 
geblich indem man sie würgt und ihren 
Kopf zwischen seine Beine drückt. Das 
wird in den Medien behauptet und im 
Internet anscheinend geglaubt. Ein shit- 
storm tobt. 

Der geht am wirklichen Problem vor¬ 
bei. Pick-up ist keine neue Erfindung, son¬ 
dern einige Jahrzehnte alt. Wer professio¬ 
nelle Seminare zum Thema abhält oder 
Bücher schreibt, verdient nicht schlecht 
und ist sicher nicht so doof zu glauben, 
dass man Frauen mit den o. g. Methoden 
für irgendetwas gewinnt. 

Die Methoden sind ganz andere. Pick 
up heißt höflich und zurückhaltend auf- 


Am 3. Dezember 1984 ereignete sich im 
indischen Bhopal, der Hauptstadt des 
Bundesstaats Madhya Pradesh die bis¬ 
her schlimmste Chemiekatastrophe und 
eine der bekanntesten Umweltkatast¬ 
rophen der Geschichte. In einem Werk 
des US-Chemiekonzerns Union Carbide 
Corporation traten aufgrund technischer 
Pannen mehrere Tonnen giftiger Stoffe in 
die Atmosphäre. Die Schätzungen spre¬ 
chen von bis zu 25 000 Toten. Schätzun¬ 
gen der Opferzahlen reichen von 3 800 
bis 25 000 Toten durch direkten Kontakt 
mit der Gaswolke sowie bis zu 500 000 
Verletzten, die mitunter bis heute unter 
den Folgen des Unfalls leiden. 

Im Dezember 2009 sprach die Coordi- 
nation gegen Bayer-Gefahren mit Rachna 
Dhingra von der International Campaign 
for Justice in Bhopal. Zur Lage dort er¬ 
klärte sie unter anderem: „Ein Fünftel der 
500 000 Menschen, die der Giftwolke aus¬ 
gesetzt waren, sind chronisch krank und 
haben körperliche oder seelische Leiden. 
Zehntausende Kinder haben Wachstums¬ 
schäden, Hunderte Kinder kamen mit Ge¬ 
burtsfehlern zur Welt, weil ihre Eltern mit 
dem Gift in Kontakt gerieten oder weil 
das Grundwasser verseucht war. Über 
eine Fläche von 20 Quadratkilometern 
sind das Grundwasser und der Boden ver¬ 
unreinigt - mit Chemikalien, die zu Krebs 
und Geburtsfehlern führen und Lungen, 
Leber, Niere und Gehirn angreifen. Ei¬ 
nige dieser Giftstoffe sind in der Mutter¬ 
milch von Frauen gefunden worden, die 
in der Nähe der Fabrik und der Deponie 
leben, wo Zehntausende Tonnen chemi¬ 
scher Abfälle lagern.“ 

Die International Campaign for Ju¬ 
stice unternahm vor fünf Jahren eine 
Bustour durch verschiedene Länder, 
um an den Unfall in Bhopal zu erin- 


treten, Interesse zeigen, zuhören, von Ge¬ 
fühlen sprechen - allerdings ohne sie zu 
haben. Letzteres macht die Pick-up-In- 
dustrie frauenfeindlich. Die Soziologin 
Leonie Viola Thöne sagt: „Pick-Up Ar- 
tists sind manipulative, frauenfeindliche 
Aufreißer, die einem mehrstufigen Plan 
vom ersten Ansprechen bis zum Sex fol¬ 
gen und eine große Zahl von einstudier¬ 
ten Verhaltensmustern und Tricks nutzen, 
um möglichst viele Frauen flachzulegen. 
Diese Männer wollen die Frau brechen.“ 

Das zu verbieten hat weder die briti¬ 
sche noch sonst irgendeine Regierung je¬ 
mals in Erwägung gezogen. 

Freitag 

Frau Merkel ist in Australien. Im We¬ 
sentlichen erfahren wir zwei Dinge von 
ihrem dortigen Treiben. Sie wäscht dem 
russischen Präsidenten staatsfraulich den 
Kopf, neue deutsche Weltgeltung inklusi¬ 
ve - wer Papst und Fußballweltmeister 
ist, macht Weltwebel(in) locker mit rechts. 

Zum anderen - erzählt man uns - ge¬ 
winnt Angie die Herzen der Australier, in¬ 
dem sie im Kneipenviertel von Brisbane 
auftaucht, Pubs besucht, Hände schüttelt 
und für Selfies posiert. Das war einfach 
herzig. Zu Ehren des deutschen Gastes 
wurde in einer der Bars Nenas „ 99 Luft¬ 
ballons“ aufgelegt. Merkel sei bestens ge¬ 
launt gewesen. Das war vor den Kulissen. 

Dahinter hat Merkel - das liest man 
nur bei wenigen - im gleichen Brisbane 
versucht, Tony Abbott, dem australi¬ 
schen Ministerpräsidenten den Kauf von 
zwölf U-Booten made by ThyssenKrupp 
schmackhaft zu machen - Wert des Deals 
14 Mrd. Euro. Die U-Boot-Beschaffung 
läuft im Rahmen des Programms „Die 
Verteidigung Australiens im pazifisch-asi¬ 
atischen Jahrhundert: Streitmacht 2030“ 
das von der Volksrepublik China als Ab¬ 
kehr von der bisherigen eher pro-chine¬ 
sisch aus gerichteten Außen- und Sicher¬ 
heitspolitik betrachtet wird. 

Frau Merkel wird dieses Programm, 
das den Frieden im Pazifik nicht siche¬ 
rer macht, kennen. Keine Ahnung, ob 
sie diese Textzeilen aus „99 Luftballons“ 
kennt: „Streichholz und Benzinkanister - 
Hielten sich für schlaue Leute - Witterten 
schon fette Beute “. Adi Reiher 


nern. In den USA wurde das soge¬ 
nannte „Schwester-Werk“ von Bhopal, 
eine Anlage der Bayer AG in Institu¬ 
te besucht. Dort war es 2008 zu einer 
großen Explosion gekommen. Darü¬ 
ber erzählte Rachna Dhingra: „Das 
war einer unserer seltenen Stopps in 
den USA, wo wir einen anderen be¬ 
troffenen Ort besuchten. Es war sehr 
bewegend und schockierend zu sehen, 
dass aus dem Bhopal-Desaster nichts 
gelernt wurde. Festzustellen, wie dicht 
die Fabrik an die Wohnsiedlungen he¬ 
ranreicht, hat uns alle sehr deprimiert. 
Sobald man in die Stadt kommt, um¬ 
fängt einen der Geruch von giftigen 
Chemikalien, der bleibt, bis man die 
Stadt wieder verlässt. Bei den vielen 
Gesprächen, die ich führte, war ich ge¬ 
schockt zu hören, wie sehr die von der 
BAYER-Anlage verursachten Krank¬ 
heiten der Frauen und Kinder den 
Krankheiten bei uns ähneln. Und wie 
in Bhopal sind es die Armen und die 
Angehörigen von Minderheiten, die 
am meisten leiden.“ 

Damit solche Unfälle vermieden 
werden, fordert Rachna, dass die Indi¬ 
viduen und Konzerne, die solche Ver¬ 
brechen begehen, angemessen bestraft 
werden. „Sie müssten wie Kriminel¬ 
le behandelt werden, so dass ein Tod 
durch ihre Gifte als Mord gilt. Wenn 
wir zulassen, dass Unternehmen, die 
töten, vergiften und verletzen, straffrei 
ausgehen, haben wir nur geringe Chan¬ 
cen, eine Wiederholung zu verhindern. 
Zudem müsste dem Vorsorge-Prinzip 
mehr Geltung verschafft werden. Und 
wir sollten fragen, ob eine Produktion 
solcher giftigen und für Mensch und 
Umwelt gefährlichen Chemikalien 
wirklich nötig ist.“ UZ 


Nach wie vor ist Olympia das Thema 
vieler Dispute. Olympia überhaupt, 
dann ob sich Berlin oder Hamburg 
bewerben sollten und vor allem, was 
das Fest - ob an Alster oder Spree ge¬ 
feiert - kosten könnte. Der erste Vor¬ 
schlag, der einige Millionen sparen 
könnte, liegt auf der Hand: Erfahre¬ 
ne Olympioniken - Athleten, Schieds¬ 
richter, Funktionäre und Funktionäre - 
werden 12 Stunden in einem Saal an ei¬ 
nem runden Tisch platziert, werden mit 
Getränken und Mahlzeiten versorgt 
und entscheiden am Abend durch eine 
Abstimmung welche Stadt die geeig¬ 
netere wäre. Das würde garantiert 50 
Prozent der Bewerbungskosten sparen. 

Ein weiterer Vorschlag: Fünf Ex¬ 
perten studieren gewissenhaft die Pa¬ 
piere der Spiele, die 1972 in München 
stattgefunden hatten und notieren die 
Probleme von damals. Zum Beispiel: 
Man stritt Monate, welches „Dach“ 
über den Zuschauerrängen montiert 
werden sollte. Das wäre nicht nur auf¬ 
schlussreich, sondern sogar spannend. 
Ich habe mir die Münchner Stadtzei¬ 
tung (Münchner Merkur) vom 17. Juli 
1969 herausgesucht und las dort: „Jetzt 
ist die Bescherung komplett: Das in 
der Vergangenheit viel gepriesene 
Olympiadach auf dem Oberwiesen¬ 
feld wird statt der ursprünglich im 
Oktober 1967 erwarteten 12 Millio¬ 
nen mehr als 100 Millionen Mark kos¬ 
ten. OBG(Olympia-Baugesellschaft)- 
Hauptgeschäftsführer Mertz gab diese 
Hiobsbotschaft jetzt dem Aufsichtsrat 
der OBG bekannt.“ Was tat der? Gar 
nichts! Der zuständige bayerische Mi¬ 
nister Pöhner war so ehrlich der Zei¬ 
tung zu bekennen: „Ich hätte damals 
mein Amt niederlegen müssen. Das 
wäre die einzige Konsequenz gewesen. 
Ich sage Ihnen das ganz offen: Vor der 
entscheidenden Sitzung hat mich Herr 
Strauß angerufen, gefragt: ,Was soll ich 
machen? 4 (...) Architekt Behnisch hät¬ 
te seinen Entwurf zurückgezogen - es 
wäre eine Weltblamage gewesen.“ Also 
wurde das Dach aus Plexiglas errichtet 
und kostete am Ende statt 12 Millionen 
190 Millionen! Dafür ließen die bun¬ 
desdeutschen Medien die Welt wissen: 
„Das größte Dach der Welt!“ 

Damit aber erschöpfte sich die fi¬ 
nanzielle Katastrophe von München 
keineswegs. In einer der letzten Aus¬ 
gaben des „Stern“ trug eine mehrseiti¬ 
ge Reportage den Titel: „Die Baulöwen 
bitten zur Kasse“ und zitiert wurde ne¬ 
ben anderen auch der SPD-Landtags- 
abgeordnete Joachim Schmolcke: „Erst 
sollten es die einfachen Spiele werden, 
dann die heiteren. Was kam, waren die 


traurigen Spiele ...“ Das war dem Um¬ 
stand zuzuschreiben, dass man bei dem 
die Olympiamannschaften sichernden 
Polizeikommando gründlich gespart 
hatte, was 17 Menschen - Israelis, Pa¬ 
lästinensern und Polizisten - das Leben 
kostete. Schmolcke beendete sein Ur¬ 
teil mit den Worten: „Und jetzt werden 
es auch noch die schmutzigen Spiele. 


Die Olympiade der goldenen Nasen, 
die sich einige Leute verdient haben.“ 
Und er hatte diese Typen, die durch 
den Verkauf des Olympischen Dorfes 
zu Millionären geworden waren be¬ 
nannt: Günter Behnisch, Edgar He- 
ckelmann, Max Schlereth. Deren Be¬ 
trug beim Vermieten der Wohnungen 
mobilisierte schließlich auch noch den 
Bundesrechnungshof, der schon wenige 
Wochen nach den Spielen in einer ers¬ 
ten Erklärung feststellte: „Der gleiche 
Effekt hätte mit geringeren Kosten er¬ 
zielt werden können.“ Dann folgte die 
Frage: „Ob die für den Bund handeln¬ 
den Personen immer die notwendige 
Sorgfalt aufgewandt und die finan¬ 
ziellen Interessen des Bundes so gut 


wie möglich wahrgenommen haben?“ 
Und der „stern“ fügte hinzu: „Immer¬ 
hin saßen im Aufsichtsrat der Olympia- 
Baugesellschaft die vier Bundesminis¬ 
ter für Finanzen, des Inneren, Verkehr 
und Wohnungswesen. Von ihnen aber, 
die die Kosten der Olympiade von 500 
Millionen auf 1972 Millionen D-Mark 
[985 Millionen Euro, K.H.] anschwel¬ 


len ließen, nahm nach Recherchen des 
Bundesrechnungshofes an den Sitzun¬ 
gen nur einer teil: Lauritz Lauritzen. 

Damit mir niemand unterstellt, dass 
ich bewusst die Bundesrepublik ausge¬ 
wählt habe, füge ich noch ein Beispiel 
aus der Ferne hinzu: Australien war 1956 
Gastgeber der Spiele und hatte keine 
Halle für die Turnwettbewerbe und das 
Boxturnier. Die einzige alte Halle ging 
eines Abends in Flammen auf. Die neue 
finanzierte die Versicherung, der Brand¬ 
stifter wurde mit einer Bewährungsstra¬ 
fe bedacht und wenn man keinem Gast¬ 
geber Olympische Spiele raten kann, 
diesem Beispiel zu folgen, darf festge¬ 
stellt werden, dass viele Australier diese 
Variante begrüßten ... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Liebe mit 16, DDR 1974 

Für die westdeutsche Zeitung Cinema 
war „Liebe mit 16“ „ein sympathischer 
kleiner Film über Erwachsenwerden 
und erste Liebe, erfrischend klischee¬ 
frei und mit vielen kleinen Einblicken 
in den Alltag der 70er-Jahre-DDR. Fa¬ 
zit: Ein kleines Highlight aus dem re¬ 
alen Sozialismus“ 4 
Mo., 1.12., 23.40-1.35 Uhr, mdr 

Pelle, der Eroberer, 

Dän/Schweden 1988 

Schweden, um die Jahrhundertwen¬ 
de: Im Land herrscht bittere Armut, 
weshalb viele Menschen auswandern 
oder im angrenzenden Dänemark Ar¬ 


beit als Tagelöhner suchen. Reclams 
Filmführer beschrieb den Film als 
„ein Musterbeispiel kraftvollen und 
eindringlichen Erzählkinos“. Der Film 
würde die „soziale Ungerechtigkeit 
nicht mit soziologischen Argumen¬ 
ten“ schildern, sondern „als schmerz¬ 
hafte Erfahrung eines Kindes“. Der 
Filme versinke jedoch nicht in Resig¬ 
nation, sondern schildere auch „fröh¬ 
liche Kinderspiele und vor allem die 
Geborgenheit, die aus der Liebe zwi¬ 
schen Vater und Sohn“ erwachse. 

Das Film basiert auf dem gleichna¬ 
migen Romanzyklus (1906-1910) von 
Martin Andersen Nex0. 

Di., 2.12., 21.55-0.55 Uhr, servus tv 


Die Katastrophe von Bhopal 

Bis zu 25 000 Tote bei Chemie-Unfall 



Kostete am Ende statt 12 Mio. D-Mark 190 Mio.: Das Olympia-Dach München 1972. 










